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Ein 
erfolgreicher 

Streik 
- aber 

nzufriedenheit 
bleibt 

Michael Wend/* 
Nach dem Verhandlungskompromiß vom 
7. Mai - ein Ergebnis, das im Kern die ur­
spriingliche Schlichtungsempfehlung von 
5,4% mehr Lohn und Gehalt übernimmt 
und nur unwesentlich modifiziert - kam 
das negative Votum in der 2. Urabstim­
mung für viele Außenstehende, aber auch 
für große Teile der ÖTV überraschend. 
Doch mit dieser Reaktion war nach einem 
erfolgreich durchgeführten zwölftägigen 
Streik zu rechnen. In der Ablehnung bün­
deln sich mindestens drei Faktoren: 
Einmal war gerade für diejenigen, die län­
ger gestreikt hatten, das Ergebnis unzurei­
chend. Die Erhöhung von 5,4% brutto 
wird angesichts der ca. um einen Prozent­
punkt niedrigeren Nettoerhöhung den 
Reallohn vermutlich nicht sichern. Ent­
gegen den Prognosen der Wirtschaftsfor­
schungsinstitute wird die Inflationsrate im 
Jahresdurchschnitt eher bei 5 als bei 4 Pro­
zent liegen. 
Zum zweiten hatten die Verhandlungstak­
tik der ÖTV und das überstürzte und über 
die Medien vermittelte Aussetzen des 
Streiks zu erheblichem Unmut bei den 
Betroffenen geführt. Zum dritten konnte 
sich bei dieser Urabstimmung die gesamte 
seit Jahren aufgestaute Verärgerung über 
die kärglichen Ergebnisse der Tarifpolitik 
der letzten Jahre entladen. Der Unmut der 
Mitglieder über die verselbständigte Tarif­
politik der ÖTV hatte sich schon in den 
vergangenen Jahren mehrfach deutlich ge­
zeigt, zuletzt bei der breiten Solidarisie­
rung, die ich nach meiner fristlosen Kündi­
gung im vergangenen Jahr erfahren hatte. 
Bei den Verhandlungen hatte die ÖTV­
Spitze nicht nur ignoriert. daß im Verlauf 
eines Arbeitskampfes der Anspruch an die 
Höhe des Ergebnisses steigt. sie hatte sich 

Michael Wend!, stellvertretender Vorsitzen­
der der ÖTV, Bezirk Bayern, München 

mit der Annahme des Schlichterspruches 
vor dem Streik zunächst ein für einen län­
geren Arbeitskampf zu niedriges Ziel ge­
steckt. Spätestens nachdem dann Monika 
Wulf-Mathies am 1. Mai erklärt hatte, daß 
nach einer Woche Streik der "Schlichter­
spruch zu wenig" sei, wurden auch von 
dieser Seite die Erwartungen weiter ange­
trieben. Die Überraschung und gleich­
zeitig große Enttäuschung, mit der dieses 
Ergebnis von der ÖTV offiziell quittiert 
wurde, signalisieren ein hohes Maß an 
Verselbständigung des tarifpolitischen 
Entscheidungsprozesses vom Bewußtsein 
der Mehrheit der Mitglieder. Der Mit­
gliederprotest richtet sich gegen die politi­
sche Vernachlässigung der elementaren 
Fragen von Geld und Arbeitszeit. Mit der 
Klage über die Einkommensdifferenz zwi­
schen den Beschäftigten des verarbei­
tenden Gewerbes und des öffentlichen 
Dienstes, die je nach Vergleichsmaßstab 
zwischen 14 und 18,5 Prozent liegt, hat 
die ÖTV auf dieses Problem selbst hinge­
wiesen. Von sozialwissenschaftlicher Seite 
wird das tarifpolitische Defizit der ÖTV 
schonungslos konstatiert: 
"Die Rolle des 'Pattern Setters', die der 
öffentliche Dienst sowohl im Rahmen re­
striktiver Personalpolitik als auch bei der 
Flexibilisierung insbesondere der Befris­
tungs- und Teilzeitpraxis spielt, korrespon­
diert mit seiner Rolle als 'Pattern Follo­
wer' im Bereich der quantitativen und 
qualitativen Tarifpolitik. Die Initiativen ge­
hen sowohl bei der Einkommens- als auch 
bei der Rationalisierungsschutz- und 
Arbeitszeitpolitik sowie neuerdings eben­
falls bei der Qualifizierungs- bzw. betrieb­
lichen Weiterbildungspolitik eindeutig von 
zentralen Branchen der Privatwirtschaft 
( vor allem der Metall- und Druckindustrie) 
aus. Die Tarifpartner des öffentlichen 
Dienstes nehmen diese Impulse erst mit 
einer deutlichen zeitlichen Verzögerung 
auf."' 
Der mit hoher Motivation durchgeführte 
Streik hat deutlich gemacht, daß diese 
kämpferische Interessenvertretung auch 
schon früher möglich gewesen wäre. In 
diesem Frühjahr ist sie der ÖTV durch die 
Blockadehaltung der Arbeitgeberseite 
(insbesondere der Bundesregierung) auf­
gezwungen worden. Der Streik wurde in 
einer Phase beendet in der sowohl der 
ÖTV als auch den öffentlichen Arbeitge­
bern die politische Dynamik dieser 
Auseinandersetzung kJar wurde. Die 
politische Dimension des Arbeitskampfes 
lag einerseits darin, daß damit auch der 
Protest gegen die unsoziale Um­
verteilungspolitik der Bundesregierung 

ausgedrückt wurde, andererseits war die 
Streikbeteiligung deutlich höher als ur­
sprünglich konzipiert worden war. 
Unmittelbar vor dem Kompromiß waren 
über 330.000 Beschäftigte im Arbeits­
kampf und diese Zahl hätte in der fol­
genden Woche noch gesteigert werden 
können. Diese politische Eskalation einer 
Tarifrunde war allerdings von den be­
treffenden Gewerkschaften des öffentli­
chen Dienstes weder vorhergesehen noch 
gewollt. Sie wäre möglich geworden, 
wenn zwischen dem 15. und 20. Mai Ar­
beitskämpfe der IG Metall und IG Medien 
hinzugekommen wären. Für eine solche 
Situation jedoch gab es innerhalb der 
DGB-Gewerkschaften weder ein Konzept 
geschweige den eine politische Strategie. 
Jede Gewerkschaft kämpfte bzw. verhan­
delte in dieser Tarifrunde für sich. Unter 
diesen Bedingungen müssen die Er­
gebnisse politisch als Erfolg gewertet wer­
den. Die Tarifauseinandersetzung hat aber 
nicht nur auf dieses politische Defizit der 
westdeutschen Gewerkschaften hin­
gewiesen. Auch verteilungspolitisch sind 
die Gewerkschaften mangels einer alter­
nativen wirtschafts- und finanzpolitischen 
Konzeption in der Defensive. Mit Aus, 
nahmen bei IG Metall und IG Medien~ 
ben sich in der sozial wissenschaftlichen 
Politikberatung der letzten Jahre Sichtwei­
sen durchgesetzt, die den zentralen Stel­
lenwert einer gesamtgesellschaftlichen 
Beschäftigungs- und Umverteilungspolitik 
zwischen den Klassen in den Hintergrund 
gerückt und auf Umverteilungspolitik in­
nerhalb der Klasse der abhängig Beschäf­
tigten orientiert haben'. Es zeigt sich. daß 
mit der Preisgabe einer klassentheoretisch 
orientierten Gesellschaftsanalyse auch der 
hohe Stellenwert der Verteilungsfrage aus 
dem Blickfeld gerät. 
Die~er Verlust an Wirklichkeitsnähe mag 
bei Sozialwissenschaftlern noch angehen. 
Gewerkschaften hingegen, die das ver­
nachlässigen. werden durch die reale 
Entwicklung auf den Boden der sozialen 
Tatsachen heruntergeholt, solange der in­
terne demokratische Willensbildungs­
prozeß noch funktioniert. Die Urabstim­
mung gab dafür Gelegenheit. 

1 B.Keller. F.Henneberger, Privatwirtschaft 
und öffentlicher Dienst: Parallelen und Diffe­
renzen in den Arbeitspolitiken, in: W.Müller­
Jentsch. Konfliktpartnerschaft, München­
Hering 1991, S.236 

2 siehe: F.Scharpf, Sozialdemokratische Kri­
senpolitik in Europa, Frankfurt - New York 
1987; J.Hoffmann u.a. (Hg.), Jenseits der Be­
schlußlage, Köln 1990. Zur Kritik an diesen 
Auffassungen: M.Wendl, Gescheiterte An­
passung, Hamburg 1988; Forum Gewerk­
schaften (Hg.), Angst vor den Individuen?, 
Hamburg 1992 
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Von Liebkn 
zu Lieberkn 

'Erneuerung der 
'Ifiüringer Scfiufe -

aber ulie? 

1. Das vorläufige Thüringer 
Bildungsgesetz 

hn März 1991 wurde in Thüringen ein 
vorläufiges Bildungsgesetz vom Land­
tag beschlossen. Betrachtet man dieses 
Gesetz genauer, so muß man konstatie­
ren: Zum Glück nur vorläufig. 
Dieses Gesetz ist geprägt von einem 
Menschenbild konservativer Bildungs­
politiker, die im Westen auf Grund ihrer 
Fähigkeiten zur 3. Garnitur zählen wür­
den und nun an der Seite einer inkompe­
tenten Kultusministerin Morgenluft wit­
terten. Das einzige an diesem Gesetz, 
was aus Thüringen stammt, ist wohl die 
Unterschrift der Ministerin Lieber­
knecht, die im Zuge des Duchac-Sturzes 
in das Ministerium für Bundesrats- und 
Europaangelegenheiten wechselte. Die­
ses Ministerium wurde offensichtlich 
extra für sie geschaffen, da man sie auf 
Grund Ihrer Position in der CDU nicht 
fallen lassen konnte - obwohl dies vor 
dem Hintergrund ihrer politischen Kom­
petenz das Beste gewesen wäre. 
So war es nicht verwunderlich, daß das 
dreigliedrige Schulsystem, wenn auch in 
einer modifizierten Form, in Thüringen 
eingeführt werden sollte. So sah es je­
denfalls ein Referentenentwurf vor, der 
im Vorfeld der Diskussion um das Thü­
ringer Bildungsgesetz vom Kultus­
ministerium veröffentlicht wurde. Nach 
dessen Veröffentlichung brach unter 
Lehrern, Eltern und Organisationen ein 
Sturm der Entrüstung los, der die Thü­
ringer Kultusministerin Lieberknecht zu 
der Aussage veranlaßte, daß dieser Ent­
wwf nicht von ihr autorisiert sei und nur 
durch ein Versehen ihr Ministerium ver­
lassen habe. 
In Thüringen werden Hauptschule und 
Realschule additiv zusammengefaßt. 
Diese "neue Schulform" heißt in Thü­
ringen Regelschule. Zwar betont das 

Oswald Linke, Lehrer in Erfurt 
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Kultusministerium ständig die Möglich­
keit zur integrativen Führung der Regel­
schule - als "eine kleine Gesamtschule" 
(Originalton Lieberknecht) -, legt man 
jedoch die Stundentafeln nebeneinander, 
so erkennt man, daß dies in der Praxis 
nicht umsetzbar ist. Es gibt ab Klasse 7 
getrennte Stundentafeln für den Haupt­
und Realschulzweig, die ein Überwech­
seln von einem zum anderen Zweig 
nicht zulassen. So haben Schüler im An­
forderungsprofil der Hauptschule in der 
ersten Fremdsprache 2 Stunden weniger 
Unterricht als ihre Mitschüler im An­
forderungsprofil der Realschule. Dies ist 
um so bedenklicher, da es in Thüringen 
beim Übergang in das Gymnasium sehr 
rigide Zugangsvoraussetzungen gibt. 
Die faktische Einführung des dreiglied­
rigen Schulsystems in Thüringen ge­
schah auch gegen den Willen von Teilen 
der Thüringer CDU. So kam die Ge­
samtschule im ursprünglichen W ahlpro­
gramm der Landes-CDU als mögliche 
Schulform vor, mußte aber dann auf In­
tervention des damaligen hessischen 
CDU-Kultusministers Wagner gestri­
chen werden. Grundgesetzartikel 23 gilt 
offensichtlich auch für die hessische und 
die Thüringer CDU? 
Durch den massiven Druck der Öffent­
lichkeit, insbesondere durch das "Bünd­
nis für eine neue Schule", dem neben 
dem Deutschen Gewerkschaftsbund und 
der Gewerkschaft Erziehung und Wis­
senschaft auch die Gemeinnützige Ge­
sellschaft Gesamtschule sowie die SPD 
und Neues Forum/Grüne/Demokratie 
Jetzt angehören, konnte die Ge­
samtschule zunächst als Schulversuch in 
Thüringen ermöglicht werden. 
Dieses Bündnis ist faktisch das einzige 
landesweite außerparlamentarische 
Bündnis in Thüringen, in dem SPD, 
Neues Forum/Grüne/Demokratie Jetzt 
und Gewerkschaften zusammen arbei­
ten. In diesem Zusammenhang läßt sich 
konstatieren, daß die SPD in der Bi!-

von Oswald Linke* 

dungspolitik nicht, wie in vielen anderen 
Politikbereichen, eine Ersatzregierung 
darzustellen versucht, sondern eine er­
folgreiche und profilierte Oppositions­
politik betreibt. 
Innerhalb einer Woche sammelte das 
"Bündnis für eine neue Schule" mehr 
als 10.000 Unterschriften gegen den 
Entwurf der Landesregierung eines vor­
läufigen Thüringer Bildungsgesetzes. 
Ein von der SPD-Landtagsfraktion vor­
gelegter Gesetzesentwurf wurde in alter 
Manier abgebügelt und spielte in der an­
schließenden Diskussion keine Rolle 
mehr - obwohl dieser Entwurf von sei­
nen Inhalten her sicherlich unter der 
Thüringer Bevölkerung Mehrheiten ge­
funden hätte. 
Die anhaltenden Proteste der Eltern, 
Lehrer und der Organisationen gegen 
das geplante CDU-Schulgesetz sollten 
durch die Gleichsetzung von Gesamt­
schule und "DDR-Einheitsschule" un­
glaubwürdig gemacht werden. 
Dieser öffentliche Druck war abzusehen. 
Eine repräsentative Befragung von 
Thüringer Eltern durch Dr. Schlömer­
kemper von der Universität Göttingen 
zeigte, daß sich 42% der Eltern für 
Gesamtschulen aussprachen. Nur 12% 
der Eltern befürworteten eine Trennung 
der Kinder im Alter von 12 Jahren. 
Diese Ergebnis ist um so erstaunlicher, 
wenn man bedenkt, daß vorrangig Eltern 
aus dem Eichsfeld, das ja wegen seines 
sehr hohen Anteils an CDU - Wählern 
(bis zu 77%) bekannt ist, befragt wur­
den. 
Daß das vorgelegte Gesetz schließlich 
im großen und ganzen dennoch bestätigt 
wurde, ist ein Musterbeispiel für die 
Paarung von Inkompetenz und par­
teipolitischer Arroganz der Macht. Wie 
sagte doch ein CDU-Abgeordneter zur 
Anhörung des Bildungsgesetzes sinnge­
mäß: Schluß mit der Kommandopäd­
agogik, bei uns werden die Kinder nach 
der 4.Klasse sortiert. 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 65, 1992 
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2. Die Lehrerüberprüfung 

Unter Bezugnahme auf das vorläufige 
Bildungsgesetz sollten Lehrer wegen 
"fehlender persönlicher und fachlicher 
Eignung" aus dem Schuldienst ent­
lassen werden. So unumstritten da,; An­
sinnen der politischen Überprüfung auch 
war, so gab es doch an der Art und Wei­
se des Überprüfungsverfahrens erhebli­
che, einer demokratischen politischen 
Kultur hohnsprechende, Mängel. 
Allen Thüringer Lehrerinnen wurden 
Personalfragebögen mit drei da­
zugehörigen Anlagen zugesandt, in de­
nen reine Formalien abgefragt wurden. 
Um diese Fragebögen auszuwerten, 
wurden auf Kreisebene sogenannte 
"Fünfer-Kommissionen" gebildet. Die­
se setzten sich zusammen aus dem 
Schulamtsleiter, dem Vorsitzenden des 
Kreispersonalrates, einem zu diesem 
Zweck gewählten Mitglied des Kreisbil­
dungsausschusses, einer vom Lehrer­
kollegium gewählten Vertrauensperson 
und einem von der jeweiligen Elternver­
sammlung aus ihrer Mitte gewählten El­
ternvertreter. Die Eignung der Leh­
rerinnen wurde nur angenommen, wenn 
vier Mitglieder der Kommission diese 
bejahten; bei 2 Gegenstimmen galt ein 
Lehrer als politisch bedenklich! Einzige 
Grundlage dieser Abstimmung war da­
bei das Vorliegen des oben genannten 
Personalfragebogens. Vom grünen Tisch 
aus wurde also, ohne klare Kriterien und 
ohne mündliche Anhörung, über die po­
litische Bedenklichkeit der Thüringer 
Lehrerlnnen entschieden. Wer niemals 
in der SED war oder in einer anderen 
Massenorganisation eine höhere Funkti­
on hatte, war fein raus. Würde man die­
sen Maßstab zur Beurteilung von Politi­
kern der Regierungsparteien heranzie­
hen, so müßten viele Mandate und Funk­
tionen aufgegeben werden. 
Fachliche Bedenklichkeit wurde in der 
Weiterfolge des Paragraphen 11 Abs. 3 
des vorläufigen Bildungsgesetzes mit 
der Begründung, daß den Betroffenen 
die qualifizierte Ausbildung fehle, 
ausgesprochen. Diese Bestimmung be­
deutete das Aus für alle Absolventen 
einzelner Bildungseinrichtungen, deren 
Abschluß vom Land heute nicht mehr 
anerkannt wird. Damit hat der Thüringer 
Landtag mit den Stimmen von CDU und 
F.D.P. sehenden Auges eine ganze Be­
rufsgruppe aus dem Schuldienst heraus­
genommen und spricht ihnen, nachdem 
sie jahrelang ihren Dienst an Schulen ge­
tan haben, nachträglich die Eignung ab. 

Das vorläufige Bildungsgesetz schafft 
somit im Nachhinein einen Kündi­
gungsgrund. Spätestens an dieser Stelle 
stellt sich die Frage, ob dieses Vorgehen 
verfassungskonform ist und inwieweit 
dieses Bildungsgesetz in Einklang mit 
dem Kündigungsschutzgesetz steht. 
Welche Blüten das Verfahren zur politi­
schen Überprüfung getrieben hat, will 
ich an einigen Beispielen beleuchten. So 
rief ein Elternvertreter aus Erfurt alle El­
tern seiner Schule auf, ihm "vertrauens­
voll" die Lehrerinnen zu benennen, die 
in der Vergangenheit "politischen 
Druck auf sie oder Ihre Kinder" ausge­
übt hatten. Was dieser Elternvertreter, 
der in Erfurt als strenger Katholik be­
kannt ist, unter politischem Druck ver­
stand und versteht, mag dahingestellt 
sein. Der Denunziation wurde jedenfalls 
Tür und Tor geöffnet. 
Desweiteren wurden über die Gründe, 
die zur Entscheidung führten, keinerlei 
Protokolle geführt. Die Abstimmung 
selbst vollzog sich oft mit schwarzen 
und weißen Kugeln, die in einen Becher 
geworfen werden mußten. Die Kommis­
sionsmitglieder waren dabei zur Ver­
schwiegenheit untereinander verpflich­
tet. Die "bedenklichen" Lehrerlnnen 
erhielten einen Brief, in dem man Ihnen 
ohne weitere Begründung schrieb: 
" ... wie Ihnen bereits mitgeteilt wurde, 
konnte Ihre' Eignung für den Thüringer 
Schuldienst auf Kreisebene nicht bestä­
tigt werden. Ihre Unterlagen legte das 
Schulamt dem Thüringer Kultusministe­
rium vor. In diesen Unterlagen äußert 
die auf Kreisebene überprüfende Kom­
mission wegen Ihrer Tätigkeit in der 
Vergangenheit Bedenken zur persönli­
chen Eignung." So wurden auch Lehrer­
Innen als bedenklich eingestuft, von de­
nen sattsam bekannt war, daß sie sich 
sehr stark in der Bürgerbewegung oder 
den Gewerkschaften engagierten. 
Daß einige Lehrerlnnen ein Schreiben 
erhielten, in denen sie als "bedenklich" 
eingestuft wurden und ein Schreiben, in 
denen ihnen ihre "Unbedenklichkeit" 
mitgeteilt wurde, sei ebenso nur am 
Rande erwähnt wie die Tatsache, daß 
viele der Bedenklichkeitsschreiben kein 
Datum aufwiesen - ein Schelm, der Ar­
ges dabei denkt. 
Protesten der GEW zur Durchführung 
der Lehrerüberprüfung stand die Zu­
stimmung zur Verfahrensweise durch 
den Thüringer Lehrerverband ge­
genüber. Zweifelsohne hat die GEW mit 
ihrer lautstarken Kritik zusätzliche 
Sympathien unter den Thüringer Lehrer-

Innen gewonnen. Aber man muß 
sicherlich auch konstatieren, daß sich 
die GEW mit ihrer Forderung nach ei­
nem neuen Überprüfungsverfahren auch 
vor Lehrerlnnen gestellt hat, die berech­
tigt aus dem Schuldienst ausscheiden 
müssen. Dabei ist das Dilemma nicht zu 
verkennen, daß die berechtigte Kritik an 
dem Verfahren durch Opposition und 
Gewerkschaften entgegen den eigenen 
Intentionen in einen Vetzicht auf 
Vergangenheitsaufarbeitung umschla­
gen kann, das heißt, daß Mentalitäten 
von Lehrerinnen gestärkt wurden, die 
Schule als unpolitischen Hort der DDR 
und der Gesellschaft ansehen und die 
nach individueller Verantwortung am 
Funktionieren der DDR nicht mehr 
fragen. 
Wie umstritten dieses Verfahren selbst 
unter den sogenannten Refo~ern der 
Thüringer CDU war, zeigt die Außerung 
des damaligen bildungspolitischen 
Sprechers der CDU-Landtagsfraktion, 
Dieter Althaus, der es als Fehler der 
Landespolitik bezeichnete, daß ganze 
Berufsgruppen pauschal verurteilt und 
Menschen nach ihren Tätigkeitsfeldern 
katalogisiert werden. Mittlerweil~ , 'ist 
Dieter Althaus Kultusminister und: l<llim 
sich offensichtlich mit seiner damatii/i,n 
Argumentation gar ni.~ht mehr an­
freunden und sieht die Uberprüfung der 
Lehrer als weitgehend erfolgreich an. 
Den bedenklichen Lehrern wurde von 
Seiten des Kultusministeriums empfoh­
len, sich für die Dauer des 
Überprüfungsverfahrens beurlauben zu 
lassen. Zitat Lieberknecht: "Hierfür set­
ze ich vorerst nicht auf Anordnungen. 
Ich vertraue darauf, daß die Lehrkräfte 
die Zwiespältigkeit der Lage erkennen 
und aus eigenem Antrieb Entge­
genkommen zur Behebung der 
Schwierigkeiten zeigen, ohne daß dies 
eine Wirkung auf den Verlauf oder 
Ausgang des Überprüfungsverfahrens 
haben kann. . . . Die Wirkung dieses 
Appells wird abgewartet. Danach wird 
entschieden, ob weitere Schritte er­
forderlich sind." Dieses "Angebot" 
wurde von einem Sprecher des 
Kultusministeriums als "goldene Brük­
ke" bezeichnet. 
In einer zweiten Stufe der Überprüfung -
jetzt mit mündlicher Anhörung - wurden 
die bedenklichen Lehrer aufgefordert, 
zu dem Überprüfungsergebnis Stellung 
zu nehmen, allerdings ohne daß ihnen 
die genauen Gründe ihrer Ablehnung 
bekannt waren. So wurden Frag~n 
gestellt wie:" Sagen Sie mal, wollen Sie 
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nicht doch noch so ein ganz kleines 
bißchen Sozialismus?" oder "Was 
glauben Sie, warum sind Sie bedenk­
lich?" Fragen, die einem aus der Ge­
schichte bekarmt vorkommen und die 
Vermutung nahe legen, daß alles, was 
nach sozialistischen Ideen riecht, an den 
Rand der Illegalität gedrängt werden 
soll. Von Seiten der Rechten wird hier 
der Versuch unternommen, Demokratie 
mit Antisozialismus zu identifizieren 
und damit die Idee des Sozialismus in 
den Rang der Verfassungsfeindlichkeit 
zu heben. Diese Entwicklung würde 
unweigerlich sowohl auf die SPD als 

auch auf die Gewerkschaften zuriick­
schlagen. 
Nach dieser Anhörung wurde den 
betroffenen Lehrerinnen mitgeteilt, daß 
allen nunmehr bedenklichen Lehrer­
Innen ein Schreiben zugeht - für die Un­
bedenklichen hatte man keine Möglich­
keit der Benachrichtigung vorgesehen. 
Das hieß, jeden Tag am Briefkasten zu 
hoffen. Von den 38.000 Thüringer 
Pädagoginnen waren nach der ersten 
Stufe der Überprüfung 4.565 "poli­
tisch" bedenklich, nach der zweiten wa­
ren es "nur noch" 3.036 - man höre und 
staune. 

Daß die politische Überprüfung vor al­
lem ein Instrument des Personalabbaus 
war, zeigt die Tatsache, daß erst mehre­
re Monate nach Abschluß des Über­
prüfungsverfahrens die Überprüfung der 
Lehrer durch die Gauck-Behörde einge­
leitet wurde. Aber offensichtlich reicht 
die Zahl der Entlassenen immer noch 
nicht aus, um den Lehrerinnenüberhang 
an den Thüringer Schulen zu überwin­
den. Deshalb kündigte das Kultus­
ministerium eine neue, aber wahrschein­
lich nicht die letzte Runde der Überprü­
fung an - eine erneute fachliche Über­
prüfung ... 

Bildungspolitik in NRW von Cor Leendertse* 

"Dies wird das Thema sein, an der sich 
die Zukunft der Landesregierung ent­
scheiden wird." So ein Mitglied der Bil­
dungspolitischen Kommission der 
NRW-SPD nach Abschluß der Zeitpla­
nung für die weitere Arbeit. 
"Dieses Thema" ist in diesem Fall der 
gesamte Komplex der Bildungspolitik, 
und diese wird z.Z. in NRW in ausge­
sprochener Heftigkeit diskutiert. 

Mehr als nur Kienbaum 

Dabei geht es um weit mehr als die aktu­
ellen Sparmaßnahmen der Landesregie­
rung in Reaktion auf die im September 
J 991 publizierte "Organisationsuntersu­
chung im Schulbereich" der "Kien­
baum-Unternehmensberatungs GmbH". 
Kern der Handlung ist vielmehr die 
Bewältigung der immanenten Probleme 
eines Schulsystems, das sich durch die 
offene und ungelenkte Konkurrenz zwi­
schen den Schulformen des traditionel­
len dreigliedrigen Systems un­
tereinander und gleichzeitig mit der In­
tegrierten Gesamtschule auszeichnet. 
Auch wenn ein deutlicher Zusammen­
hang konstatiert werden muß, so ist doch 
unerläßlich, die zwei wesentlichen der­
zeit existenten Diskussionsstränge aus­
einanderzuhalten: Nämlich zum einen 
die Sparmaßnahmen der Landesregie­
rung in Folge von Kienbaum und der 
Kampf dagegen, zum zweiten die 
"Schulstrukturdebatte", die mit dem 
letzten Landesparteitag vom Dezember 
1991 eingeläutet wurde, und bei der es 
um die zukünftige Gestaltung des ge-

Gor Leendertse, stellvertretender Juso-Lan· 
desvorsitzender NRW, Hattingen 

samten nordrhein-westfälischen Schul­
systems und die Zukunft der einzelnen 
Schulformen geht. 
Wie das einleitende Zitat schon andeu­
tet, geht es bei der derzeitigen bildungs­
politischen Debatte auch um die Per­
spektiv- und Mehrheitsfähigkeit der So­
zialdemokratie in NRW. Da ist zunächst 
der Kampf um die Gunst der Wählerin­
nen. Und ein nicht geringer Teil dieser 
Wählerinnen reagiert mit nennenswer­
tem Protest auf die Sparmaßnahmen der 
Landesregierung (Anhebung der Klas­
sengrößen, Kürzung der Stundentafel, 
Reduzierung des Ganztagszuschlags, 
Reduzierung des Entlastungspools für 
Lehrerinnen, etc ... ), was umso schwe­
rer wiegt, da die Bildungspolitik wohl 
jenes landespolitische Thema mit dem 
größten Konflikt- und Polarisierungs­
potential ist. Über das "übliche" Pro­
blem der Interessengruppenvergraulung 
bei Sparmaßnahmen hinaus steht die 
bildungspolitische Debatte in engem Zu­
sammenhang mit der Frage, ob die 
nordrhein-westfälische Sozialdemokra­
tie überhaupt in der Lage ist, zu­
kunftsweisende Perspektiven bei struk­
turellen Problemen zu entwickeln und 
durchzusetzen. 

Das traditionell gegliederte 
Schulsystem ist in der Krise 

Bei diesem "strukturellen Problem" han­
delt es sich in erster Linie um die Krise 
des traditionellen gegliederten Schul­
wesens, die zur Zeit in allen Bundeslän­
dern immer offener zutage tritt. Ein 
verändertes, auf (hoch-) qualifizierte Al>­
schlüsse ausgerichtetes Schulwahlver­
halten, und die sich entsprechend verän-

dernden Übergangsquoten auf die je­
weiligen Schulformen, stellen die für die 
Dreigliedrigkeit konstituierenden Funk­
tionszumessungen an die Schulformen 
und damit die gesamte für ein geglieder­
tes System zwingend notwendige Hie­
rarchie in Frage. Konkret heißt das, daß 
die Hauptschule mit z.T.unter 10% Über­
gangsquote eben schon lange keine 
Hauptschule mehr ist, und ein Gymnasi­
um mit z. T. über 50% oder gar 60% 
Übergängerquote sich zur de-facto-Ge­
samtschule entwickelt, ganz zu schwei­
gen von einem Elitebildungsauftrag. In 
NRW heißt dies, daß eine Reihe von Sy­
stemen nicht mehr lebens- und lei­
stungsfähig ist, und vor allem in ländli­
chen Regionen, aber auch Teilen größe­
rer Städte die Bereitstellung aller Schul­
formen nicht mehr zu leisten ist1• Von 
dieser Krise des gegliederten Systems 
wird in NRW auch die Gesamtschule er­
fasst. Ihre Situation gestaltet sich von 
Region zu Region unterschiedlich, aber 
nur selten ist sie in der Lage, eine erset­
zende Funktion zum gesamten Angebot 
des gegliederten Systems wahrzu­
nehmen. Meist steht sie in Konkurrenz, 
allerdings nicht zum gesamten geglie­
derten System, sondern nur zu einzelnen 
Schulformen dieses Systems und wird 
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damit Teil der o.g. Hierarchie. Letztlich 
stellt diese Situation den Anspruch der 
Gesamtschule als integrativen Bildungs­
gang, als Ersatz zum hierarchischen selek­
tiven System, in Frage. Es geht also auch 
um ihre Zukunft. Gleichwohl wird sie in 
hohem Maße gewählt und verfügt in­
zwischen über einen erfreulichen 
Verbreitungsgrad, auch wenn sie nicht 
vermocht hat, das Gymnasium nachhal­
tig zu gefährden oder gar zu ersetzen. 

Wie geht es mit der sozialdemo­
kratischen Bildungspolitik 

weiter? 

Diese Probleme erzeugen einen enor­
men Handlungsdruck, und es gibt wohl 
keine Partei und keinen bildungspoliti­
schen Verband, der oder die zur Zeit 
nicht an Lösungsmodellen arbeitet. 
Die NRW-SPD tut dies natürlich eben­
falls, gemäß Auftrag des Landes­
parteitages des letzten Jahres, 1993 erste 
Lösungsmodelle vorzulegen (gleich­
wohl mit der Orientierung, konkrete 
Maßnahmen erst nach der Landtagswahl 
1995 einzuleiten). Dabei sind die 
aufeinandertreffenden Interessenlagen 
durchaus unterschiedlich: Ist die Lan­
desregierung bemüht, intensive öffentli­
che Diskussionen zwecks Erhaltung der 
Ruhe im Land möglichst zu vermeiden, 
wird von großen Teilen der Partei die 
Debatte begrüßt. Die große Frage wird 
allerdings sein: Wo bleiben die Ansätze 
sozialdemokratischer Bildungsreform? 
Immer mehr kristallisiert sich heraus, 
daß es nicht nur um die Lösung der Pro­
bleme des gegliederten Systems geht, 
sondern auch um die Zukunft der Ge­
samtschule und der mit ihre verbunde­
nen bildungs- und gesellschaftspoliti­
schen Ziele. Teile der Partei in NRW 
sind in der gegenwärtigen Debatte of­
fensichtlich bereit, von dem großen pro­
gressiven bildungspolitischen Projekt, 
der Gesamtschule als alleiniger Regel­
schule, Abschied zu nehmen, mit der 
Begründung, beim Schulwahlverhalten 
durch die Eltern hätte sich eindeutig eine 
Präferenz für Gymnasium und Ge­
samtschule ergeben. folgerichtig müsse 
man diese beiden Schulformen zu den 
tragenden Säulen einer zukünftigen 
Schulstruktur weiterentwickeln2

• Mit an­
deren Worten wird die Ersetzung der 
derzeitigen Dreigliedrigkeit durch eine 
Zweigliedrigkeit von Gymnasium und 
Gesamtschule vorgeschlagen. Nun ist 
dies sicher nicht zu vergleichen mit re­
aktionären Modellen, wie wir sie u.a. in 

einigen der neuen Bundesländer finden, 
aber es findet ein offensichtlicher Ver­
zicht auf den Anspruch statt, daß die Ge­
samtschule auch das Gymnasium erset­
zen soll. Betont wird dieser Verzicht zu­
dem mit dem Ansatz, daß diese zukünf­
tige "Gesamtschule" eher berufspropä­
deutisch sein soll, während die Wissen­
schaftspropädeutik des Gymnasiums 
nicht in Frage gestellt wird. Das Modell 
der Gesamtschule als integrativem Bil­
dungsgang wird hiermit auf die bil­
dungspolitische Müllhalde verfrachtet. 
Nun soll hier keine Komplettanalyse der 
derzeit in NRW zur Debatte stehenden 
Modelle erfolgen. Aber es ist unver­
zichtbar, darauf hinzuweisen, daß mit 
derartigen Modellen gleichzeitig der 
Verzicht auf Ansätze erfolgt, die die 
Funktion der Schule bei der Kompensa­
tion von gesellschaftlichen Ungleichhei­
ten hinsichtlich späterer Lebenschancen 
als wesentlichen Teil der Bildungspoli­
tik ins Zentrum rücken. 
Daß es sich hierbei nicht um eine bös­
willige Interpretation o.g. "Modells" von 
seiten eines verbohrten Gesamtschulbe­
fürworters handelt, zeigt sich insbeson­
dere an Äußerungen, die die stellv. SPD­
Landesvorsitzende Gabriele Behler re­
gelmäßig bei einschlägigen Podiumsdis­
kussionen tätigt: 'Man kann gesellschaft­
liche Ungerechtigkeiten nicht durch 
Schule reduzieren wollen. Man muß sie 
dort bekämpfen, wo sie entstehen." Letz­
terer Satz ist sicher nicht falsch, aber mit 
dieser Begründung auf den Kampf für 
Chancengleichheit durch integrative 
Bildungsgänge zu verzichten ist hart an 
der Grenze einer Bildungspolitik, die 
sich sozialdemokratisch nennen darf. In 
der Tat sind derartige Vorstellungen in 
einem Kontext zu sehen mit der sog. 
"Modernisierungsdebatte" einiger Tei­
le der Partei, die von der Analyse ausge­
hen, die soziale Frage sei gelöst und die 
wesentlichen Ziele der Arbeiterinnen­
Bewegung verwirklicht'. Bildungsfor­
scherinnen lächeln bei derartigen The-

sen müde, schließlich gibt es immer 
noch nennenswerte Chancendefizite bei 
Kindern bestimmter gesellschaftlicher 
Schichten. Offensichtlich ist in großen 
Teilen der Sozialdemokratie der An­
spruch nicht mehr existent, Bildungsre­
form im Interesse von Chancengleicheit, 
Emanzipation, demokratischer Erzie­
hung, sozialen Lernens und Integration 
durchzuführen und dafür zu kämpfen. 
Vielmehr wird argumentiert, das "Auf­
drücken der Gesamtschule sei etatistisch 
und demokratisch nicht legitimierbar". 
Mit dieser bewußten Fehlinterpretation 
gesamtschulfreundlicher Politik wird der 
Versuch unternommen, den heimlichen 
Abschied von der Gesamtschule zu pro­
ben. Dieser Trend findet sich im übrigen 
nicht nur in NRW. Auch im Saarland 
oder in Bremen haben integrative Bil­
dungsgänge in der SPD deutlich an Be­
liebtheit verloren, z.T. wird offen mit 
der CDU über Gesamtschulmoratorien 
und ähnliches verhandelt. 
Die Situation ist in der Tat nicht einfach 
für die Gesamtschulbefürworterinnen, 
und natürlich ist es politisch nicht durch­
setzbar, von heute auf morgen die IGS 
zur alleinigen Regelschule in NR"Yi)ru 
machen. Darum geht es aber auch :.J~• 
Es geht vielmehr darum im Rahmen''iier 
Lösung der derzeitigen Probleme des 
gegliederten Systems und der Gesamt­
schule, Entwicklungsmöglichkeiten für 
die Gesamtschule offen zu halten und 
sie nicht als Unterbau zum Gymnasium 
auf Dauer aus dem Rennen zu werfen. 
Spannend ist auch die Frage, ob die 
NRW-SPD in der Lage ist, den dringend 
notwendigen Umbau der Schulstruktur 
zu bewältigen und Lösungsperspektiven 
für die anstehenden Probleme aufzuzei­
gen. Dabei wird es u.a. darum gehen, ob 
zusammen mit den betroffenen gesell­
schaftlichen Gruppen Lösungen gefun­
den werden können. Bei den Sparmaß­
nahmen in Folge von Kienbaum ist die 
NRW-SPD den versprochenen öffentli­
chen Dialog schuldig geblieben, bei der 
Schulstrukturdebatte darf ihr das nicht 
passieren. 

Mit Rücksicht auf die Kürze des Arllkels soll hier 
auf eine ausführliche Schilderung des veränder­
ten Schulwahlverhaltens und der daraus er­
wachsenen Krise des gegliederten Systems ver· 
zichtet werden. Empfohlen sei Rolff H.G., Struk· 
turelle Probleme der Sekundarstufe I angesichts 
veränderten Schulwahlverhaltens und wachsen· 
der Schülerzahlen, Dortmund 1992; 

2 Verwiesen sei hier insbesondere auf das Positi­
onspapier des SPD·Bezirl<svorstandes . Ost· 
Westfalen-Lippe M Anstöße zur Zukunft so21alde· 
mokratischer Bildungspolitik in NRW" 

3 s. hier insbesondere das MNRW-Modemisie· 
rungspapier", SPW 
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gen Deutschen?), von seiner Liebe zu 
Polen, Russen, Franzosen, Tschechen 
und Slowaken, Serben, Griechen, 

Volksantisemitismus". Ja, was soll dar­
an schon negativ sein? 

Franzosen, Engländern, Dänen, Nor- J2 . . . 
wegern und Amerikanern ganz zu Es war einmal ein Schriftsteller. 
schweigen -was also ist schon ein Hit- Der machte schlechte Verse und_ ver-
lergegenüberden theorieversessenen fertigte P_ropagandaschriften, die er 
Monstern der Politbüros nach 1945, Reiseberichte nannte. Diese handel­
die zu solcher Liebe jedenfalls nicht fä- ten von der Ausbeutung und dem Ras­
hig waren? sismus in den USA und von den glück­

Heinz-Gerd Hofsehen 

Noch vor fünf Jahren löste Ernst 
Noltes Versuch, die Nazi-Barbarei als 
eine Art Notwehrexzeß der sich vom 
Bolschewismus bedroht Fühlenden 
neuzubewerten, eine heftige "Histori­
kerdebatte" aus. Heute ist nicht nur 
der Vergleich der Nazi-Herrschaft mit 
dem SED-Regime üblich, sondern die 
junge Garde der Reaktion, die inzwi­
schen im "FAZ"-Feuilleton das Sagen 

Q Nachdem bereits ein bekannter 
ostdeutscher "Bürgerrechtler" und 
Schriftsteller das Stasi-Erbe mit einem 
so historisch grotesken wie ge­
schmacklosen Vergleich als 
"Auschwitz der Seelen" bezeichnet 
hat, will auch die erwähnte Feuilleton­
Redaktion nicht zurückstehen. In 
einem Artikel über die Stadt Schwedt 
an der Oder erscheinen dem Ver­
fasser die "Plattenbauten der 
'Wohnkombinate' als soziale 
Massengräber". Es ist nur noch 
widerlich, was ein großer Teil der deut­
schen Publizistik gegenwärtig abson­
dert. 

hat versucht uns nunmehr klarzuma-2 
ch~n, daß der Realsozialismus viel üb- Unlängst hat die französische 
ler als die Nazis gewesen sei. Am 6. Journalistin Sylvie Brunel ein 320 Sei­
April rechnete Konrad Adam dort mit ten dickes Buch veröffentlicht, in dem 
dem Antifaschismus, dem "letzten sie nachweist, daß die Zahlen zum 
Trumpf der Linken" ab, um zu folgen- Hunger auf der Welt, _wie ~ie di~ UN­
dem Ergebnis zu kommen: "Im letzten Organisationen verbreiten, ubertneben 
Kapitel seiner 'Anmerkungen zu Hitler' sind. So stimme die von der Unicef 
stellt Sebastian Haffner die Frage, ob veröffentlichte Zahl von 40.000 Kin­
Hitler die Deutschen geliebt habe. So dern, die täglich verhungern, schon 
konnte man im Blick auf Hitler immer- deshalb nicht, weil nach demographi­
hin noch fragen. Auf die Machthaber sehen Angaben jedes Jahr nicht 15 
des Ostens, die Bierut, Gottwald, die Millionen, wie es dieser Zahl entsprä­
Rakosi und Ulbricht angewandt, er- ehe, sondern 9 Millionen Kinder ster­
scheint die Frage aber sinnlos .... Ge- ben. Also verhungern täglich nicht 
liebt haben die gewalttätigen Bürokra- 40.000 Kinder unter 4 Jahren sondern 
ten in den Zentralkomitees der kam- nur25.000. Das beruhigt uns aber. 
munistischen Parteien keine lebendi-
gen Wesen, weder als einzelne noch p 
als ganze Völker, sondern immer nur Wo~gang Leonhard, seit 40 Jah­
die Theorie .... Aber muß man nichtge- ren führender "Sowjetexperte", bleibt 
rade in dieser Theorieversessenheit auch nach Wegfall seif.1es Le­
den inhumanen Kern erblicken, der al- bensthemas Fachmann für Ostliches. 
les Weitere aus sich hervorgetrieben Unlängst äußerte er sich laut "FAZ­
hat?" Klar, was ist schon ein theorielo- Magazin" über den Zerfall der So­
ser Massenmörder Hitler, bei dem sich wjetunion folgendermaßen: Dort sei in­
noch zu fragen lohnt, ob er seine Deut- zwischen "das Negative weitgehend 
sehen geliebt hat- seine Liebe zu den überwunden worden", was man bei­
Juden Sintis Sozialdemokraten, Korn- sp1elswe1se an der Haltung der lett1-
munisten, Liberalen, Homosexuellen, sehen Regierung zu den Juden sehen 
Kriegsgegnern, Behinderten, Intel- kön_ne: "~rüher hat es einen R_egime­
lektuellen ist ja allgemein bekannt Ant1sem1t1smus gegeben. Der 1st weg. 
(aber vielleicht waren das keine richti- Stattdessen erleben wir jetzt einen 

lichen Zuständen in der Sowjetunion. 
Der Schriftsteller war Mitglied der DKP. 
So hatte er eine treue Lesergemeinde, 
die richtige Gesinnung für den Aus­
druck wahren Dichtertums hielt. Als 
Gebrauchslyriker war er der Partei so 
wertvoll, daß sie ihn in ihren Parteivor­
stand wählte. Dort schrieb er linien­
treue Gedichte, solange der Kommu­
nismus bei Teilen der Intelligenzen vo­
gue und die kommunistische Verlags­
landschaft intakt war. Als sich die Zei­
ten änderten, ging er zur "Erneuerer­
Fraktion" der DKP und verfaßte nun 
Verse gegen seinen Parteivorstand. 
Auch veröffentlichte er flugs einen neu­
en Reisebericht über die UdSSR, wo 
er Gorbatschow lobte und die alten 
Verhältnisse kritisierte. Aber wieder 
hatte der Schriftsteller auf das falsche 
Pferd gesetzt. Die DDR brach zusam­
men und damit nicht nur die Erneuerer­
Strömung der DKP, sondern auch sei­
ne Lesergemeinde. Dennoch rnu ßte 
die Miete bezahlt und die Tinte abge­
lassen werden. Also veröffentlicht er 
jetzt Berichte über die Interna der DKP 
in allen Zeitungen, die rechts sind und 
gut zahlen, vom "Rheinischen Merkur'' 
bis zur "FAZ". Staunend erfahren wir, 
daß er schon immer ein kritischer Geist 
gewesen sei und daß ihn der DKP-Vor­
stand nur durch unmittelbaren kör­
perlichen Zwang dazu brachte, die 
Biermann-Ausweisung zu billigen. Sei­
ne Schilderungen von Dienstreisen 
nach Äthiopien, wo die Stasi Blondinen 
für die Führer von Bruderparteien be­
reithielt, und von seinen Führungen 
über die Reeperbahn, die er für wodka­
selige sowjetische ZK-Mitglieder mach­
te, bereichern nun unser Geschichts­
bild. Auch enthüllte der Schriftsteller 
passend zur Adventszeit die infamen, 
aber gottseidank erfolglosen Pläne der 
DDR, das christliche Weihnachtsfest 
abzuschaffen. Selbst seine maoisti­
sche Jugendphase vermarktet er noch 
in der "FAZ'', wo er schildert, wieviele 
Blusenknöpfe Ulrike Meinhof über ih­
ren nackten Brüsten offen zu lassen 
pflegte. Der Mann ist fleißig, schließlich 
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haben seine Berichte ein recht rasches 
Verfallsdatum, denn in drei Jahren in­
teressiert es noch nicht einmal mehr ei­
nen "Welt"-Redakteur, welcher DKP­
Funktionär sich bei welcher Gelegen­
heit mit wem zusammen besoffen hat. 
Also muß jeder Anlaß genutzt werden, 
und wenn es ein Todesfall ist. So ent­
hüllte er uns unlängst in der "Frankfur­
ter Allgemeinen" die Geschichte sei­
nes SED-Betreuers bei der Bezirkslei­
tung Rostock in einem besonders ap­
petitlichen Stück deutscher Literatur: 
"Nachruf auf den Genossen 
Schorsch." Dieser habe sich, da seine 
Stasi-Machenschaften ruchbar ge­
worden seien, umgebracht: "Durch sei­
nen Selbstmord hat er sich der Verant­
wortung vor seinen irdischen Richtern 
entzogen ... Mancher seiner Genossen 
hat vielleicht erleichtert aufgeatmet, als 
er die Nachricht vom Tod des Georg 
Rechel gehört hat. Seharsch hat sein 
Wissen, seine mögliche Schuld und 
vermutlich auch viele Akten mit ins 
Grab genommen. Ich trauere ihm nicht 
nach, aber ich hätte ihm gewünscht, 
mit seiner SED- und Stasi-Vergangen­
heit anders fertig zu werden." Der 
Mann hat sich nicht umgebracht son­
dern ist an mehreren Herzinfarkten ge­
storben, und auch von einer Stasi-Ver­
gangenheit ist in Rostock nichts be­
kannt geworden. So ist unser Schrift­
steller inzwischen bei der Leichenfled­
derei angekommen. Ein Leserbrief­
schreiber kritisierte den Schriftsteller 
Peter Schütt - so heißt der Lump - mit 
dem (zugebenermaßen chauvinisti­
schen) Sprichwort, daß aus jungen Hu­
ren alte Betschwestern werden. Bei 
Herrn Schütt ist es allerdings umge­
kehrt. 

Q Heutzutage sind die Kapitalisten 
sozialkritischer als manche Linke: "Der 
Erfolg des Kapitalismus beruht ... dar­
auf, daß er die effizientere 
Wirtschaftsform ist, nicht die ge­
rechtere", sagte das VW-Vorstands­
mitglied Daniel Goeudevert auf einem 
Ost-West-Kongreß in Wolfsburg im 
letzten Jahr. Aber er muß es schließ­
lich auch wissen. 

Q Daß sich im profansten Alltag die 
größten Abgründe auftun, weiß man 
aus der Literatur der Moderne. Aber 
wenn es einen dann trifft, das Abgrün­
dige im Menschen, bringt es einen im-

merwieder durcheinander. Unvorberei- Schattenseiten, bin ich wirklich so ma­
let, ja im größten Seelenfrieden nach ralisch, sozial und antifaschistisch?" 
ausgiebigem Frühstück, finde ich in der Die Antwort darauf kann der weder zu­
Post die Einladung eines mir unbe- fällig Opfer noch zufällig Täter gewor­
kannten Geschichtslehrers aus Ver- dene Lehrer samt seinem inneren Hil­
den an der Aller, gerichtet an "liebe ler bei mir für deutlich weniger als 180 
Freunde" ("die meisten von Euch ken- DM bekommen, schon aus Dankbar­
nen mich persönlich, deshalb bleibe ich keit dafür, daß ich keine Kinder auf 
beim 'Du' "), der mich zu einem Wo- dem Verdener Fachgymnasium habe. 
chenendseminar zum Preise von "180 Die größte Schattenseite liegt aller­
DM plus Lebensmittel" einlädt über dings darin, daß dieser verquaste Un­
das Thema "Hitler in uns". Der Mann fug, die Verschlampung von Sprache 
hat bislang an seinem Fachgymnasium und Denken, die Reduktion von Wis­
in zwei Kursen die "Hexenverfolgung senschaft und Politik auf gruppendyna­
im Bistum Verden" und "Zwangsarbeit mische Selbsterkenntnisspielchen, 
im Landkreis Verden während des 2. wahrlich keine Seltenheit ist unter 
Weltkrieges" bearbeitet und eine "Ge- deutschen Alternativos, vor deren Ab­
schichts-AG" gegründet. Das hatte gründen und Albernheiten man noch 
Folgen für ihn: "Letztes Jahr stellte nicht einmal am heimischen Briefka­
sich mir die Frage, warum ich mich ei- stensicherist. 
gentlich für diese 'Mord- und Tot-
schlag-Themen' interessierte. Im Un- p 
terricht fiel mir auf, daß ich mich in eine Die russische Regierung unter 
Art Moralapostel, mit erhobenem Jelzin hat die Feiertage neu geordnet. 
Zeigefinger, verwandelte. Auch die Der 1. Maiistabgeschafftworden. Da­
Schüler hatten Probleme, sich in diese für werden die Kirchenfeste wieder be­
Zeit hineinzuversetzen, konnten nicht gangen und die Popen segnen. die 
verstehen wie man zum Täter bzw. Fahnen der neuen Armeen. In c/Eln 
zum Mitläufer werde~ konnte. lJie Idee Ve~ngen von Slowenien, w·· 
lag nahe, dies am eigenen Korper zu und Litauen 1st die Abtreibung ,,.,., _ . ,.,i; · 

erleben, ich fing an, ein Selbsterfah- ten worden. Ich verstehe ~ar · '"' . ; 
rungsseminar für meinen Geschichts- warum die deutschen kathohsch~n E!\­
kurs zu planen. Als Therapeuten kann- schöfe da noch von der Notwendigkeit 
te ich den Diplom-Psychologen Dr. Ru- einer neuen Missionierung Europas re­
dolf G. Wormser (Autor von · Sensitiv- den. 
Spiele', München 1976) aus Heilbronn 
gewinnen. Er schrieb mir:· Ihr Trtel -Hit-
ler in uns - ist ein hervorragender An-
satz, denn genau so sehe ich das heu-
te, nämlich daß jeder das Potential 
zum faschistischen Handeln hat (ob 
als Täter oder als Opfer ist letzten En-
des zufällig)"'. Mit diesem Mann, der-
wie er weiter an den Lehrer schreibt -
eine einjährige Depressionsphase als 
seine "KZ-Zeit" bezeichnet, wird also 
ein Wochenendseminar "in der Grup-
pe mit Atem- und Körperbewußtseins-
übungen, Meditationen und Rollen-
spielen" der Frage nachgehen "Kön-
nen wir selbst zum Täter/Opfer wer­
den?". Das Seminar findet passender­
weise in den Gruppenräumen eines 
Neurologen statt ("Matratzen vorhan­
den") und für die Verpflegung schlägt 
der Lehrer "Obst- und Gemüseroh­
kost" vor ("Mehrheit entscheidet"), 
was zweifellos die Einfühlung in den in­
neren Hitler, der offenbar wie der reale 
ebenfalls Vegetarier ist, erleichtern 
wird. Die abschließende Leitfrage des 
Seminars lautet: "Wo sind meine 
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Das "Moment noch!" lag mir auf der 
Zunge. Soeben hatte die erste Trend­
rechnung der CDU 41 % vemeißen und die 
versammelten SPD-Wahlkämpfer bei der 
Fete im Stuttgarter Landtag spendeten er­
leichtert Applaus. - Sekunden später war' s 
schon passiert: Lange Gesichter bei der 
V erl<iindung der Prognose für die Südwest­
SPD, blankes Entseizen, als für die Repu­
blikaner em zweistelliges Ergebnis prophe­
zeiht wurde. 

~isch immer wichtigeren Alten gegen­
uber. 

Die Landes-Spitze um Uli Maurer hatte 
dementsprechend bundesweit den Vor­
reiter beim Aufbau der Arbeitsgemein­
schaft der Senioren gespielt und in die­
sem Wahlkampf auf die "harten" The­
men Wirtschaft und Soziales gesetzt: Es 
galt, Dieter Spöri gegenüber dem haus­
backenen Späth-Nachfoger Erwin Teu­
fel als den kompetenteren Ökonomen 
darzustellen. Gleichzeitig sollten CDU 
und FDP für die Grausamkeiten der 
Bonner Regierung mit haftbar gemacht 
und der Ausstieg des Landes aus dem 
Sozialen Wohnungsbau - den die Libe­
ralen unterstützt hatten _ angeprangert 
werden. 

Jfjrl 

von U/i Stark, ®linjJ111 
seit Monaten nicht mehr durchschauJlJ! i: 
In der Landeshauptstadt soll im März :J,,; 
ganz entgegen aller langjähriger Wahl:{ 
kampferfahrungen - drei w ochen lang f 
kem SPD-Be1tntt registriert worden'/;; 
sem. Nicht zuletzt hatten selbst die;-'' 
wohimemenden Kaffeesatzleser zwi- ,,• 
sehen den ZeHen einen Anteil von bis zu -
25% noch mcht entschiedener Wähl 
durchblicken lassen. er 

Klar war vor_ diesem denkwürdigen 5. 
Apnl 1992: Die CDU verliert ihre abso­
lute Mehrheit. Die Rechten haben ein 
Potential von mindestens 8%, wobei das 
Sparmende lediglich die Frage war, ob 
die REPs davon mehr als 5 auf sich ver­
emen könnten. Völlige Konfusion hin­
gegen henrschte bei der Einschätzung 
der ~PD-Chancen: An die vollmundige 
Ankundigung "Wir überholen die 
CDU", die für erhebliche Belustigung 
bei der Landespresse gesorgt hatte, 
glaubte das Führungs-Duo Spöri/Maurer 
vermutlich alleine. Ansonsten das vom 
'88er-Wahlkampf gewohnte Bild: Die 
Erg_ebnisse der (allerseits bestellten) 
Memungsforscher variierten bezüglich 
der SPD zwischen 30 Komma irgendwas 
bis 38% und beide Volksparteien ziehen 
sich darob gegenseitig kräftig der Mani­
pulation. 

''Der Tanker leckt am Heck" 

1988 hatte die Landes-SPD mit einem 
glasklaren Yuppie-Wahlkampf versucht 
vor allem die als "moderne Mittel: 
schichten" und Späth-Fans identifi­
zierten Einwohner des Mittleren 
Neckarraums zu gewinnen, in dem mehr 
als ein Viertel der Wahlberechtigen 
leben. Damals standen den ansehnlichen 
Gewinnen bei Jungwählern und auf 
Kosten der Grünen bereits zum Teil 
dramatische Verluste in Arbeiter­
wohngebieten und bei den wahlstrate-
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Allein die Rechnung ging nicht auf. 
Leichten Gewinnen oder unwesentli­
chen Verlusten in den Uni-Städten und 
den Disapora-Gebieten Oberschwabens 
standen wiederum Einbrüche zum Teil 
weit über 5% in den "Stammwähler"­
Gebieten gegenüber. Zwar kam Spit­
zenkandidat Spöri bei dem beliebten 
Meinungsforscherspiel "Wer ist der 
bessere Ministerpräsident?" bis auf ei­
nen Prozentpunkt an Teufel heran. Dafür 
konnte. die größte Oppositionspartei die 
Unzufriedenheit mit der CDU-Regie­
rung rucht für sich nutzen. Einzig die 
Gr~men - 111Zwischen weitgehend fundi­
frei und dafür endgültig für's Bürgertum 
wählbar (in manchen Stuttgarter Nobel­
vierteln über 30%) - verbuchten leichte 
Gewinne. 

REP fiel nicht vom Himmel 

Bekarmtlich ist man hinterher immer 
schlau.~r. Anzeichen für eine mögliche 
biise Uberraschung _hatte es freilich ge­
nugend gegeben: Mit der Asyldiskussion 
wurden praktisch alle anderen iandespo­
ht1schen Themen plattgemacht. Das 
Bonner Artikel-16-Theater war schon 

Lehrreich ist auch ein Blick zurück: Ge­
rade_ m Baden-Württemberg hatte die 
Schonhuber-Partei im Europawahl­
kampf 1989 . spektakuläre Ergebnisse 
hingelegt, die 1hr schließlich den Einzug 
ms Europaparlament verschafften. Die­
ser Trend setzte sich bei den Kommu­
nalwahlen im Oktober fort und wurde 
erst durch die Ereignisse im Zusammen­
hang mit der Deutschen Einheit unter­
brochen. Zweieinhalb Jalue danach 
scheint die Normalität der Politikver­
drossenheit zurückgekehrt zu sein _ nur 
diesmal mit doppelter Wucht: So wie 
man sich inzwischen nicht mehr geniert 
den braunen Info-Stand zu besuchen be: 
kennt man si.~h am SPD-Stand frei~ütig 
als REP-Wähler. Die 18_24_ ... hri 
M„ b.ld Ja gen 

anner I en das Hauptpotential ( ca. 
14%. REP-Stimmen). Demgegenüber 
schemen die Alten (knapp 6%) in ihrem 
Wahlverhalten den Volksparteien am 
treuesten geblieben zu sein. 

Was nun? 

Während ein großer Teil der Landes­
presse "111 . Montag nach der W ahi mit 
staatsmanmschem Ernst der Große K _ 
1.. da n o 

a it.Ion s Wort redete, wurde bereits 
am W ahiabend zu vorgerückter Stunde 
in den_ Gängen_ des Landtags _ als ver­
memtl1cher Witz zunächst _ eine in 
Deutschland völlig neue variante ge­
handelt: schwarz-grün. Für dieses Mo­
dell sprechen in der aktuellen Situation 
eine Reihe von Argumenten: 
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''ikoaiition würde die 
' eil erhöhen und 

stärksten Opposi-
,,,h 

'dni werden lassen 

diesem w ahlkampf und 
,'Späth-Untersuchungsausschuß 
Stimmung zwischen SPD und 

, : absolut "versaut". Demgegen-
' gibt es eine Reihe guter Kontalc­
Voi. allem zwischen JU und Gru­
. ·· Teile der CDU zeigen sich zu-

'seit längerem für bestimmte lni­
' ·ven der Grünen im Umweltbe-

• 'ich offen (wie die "Nahverkehrs­
. abe", eine "Kopfsteuer" für 

;.Großstadtbewohner, die von der SPD 
iru Fall gebracht wurde) 

·sen 

,' - Selbst Personen wie der Marine­
richter und Ministerpräsident a.D. 
Filbinger haben inzwischen das 
schwarz-grüne Modell favorisiert. 

Es besteht natürlich kein Zweifel, daß es 
bei Gtünen und Schwarzen zu Zer­
reißproben kommen würde: Für die 
CDU haben Rechtsausleger wie Finanz­
minister Mayer-Vorfelder und der ehe­
malige Biberacher Landrat Steuer ("Mit 
den REPs reden!") das schon angekün­
digt, bei den Grünen soll es einige Aus­
trittsdrohungen geben. Weil CDU und 
Grüne im neuen Landtag nur 2 Stinunen 
Mehrheit besitzen und damit je 1 Fundi 
schon zur Niederlage reicht, wurde so­
gar die "schwarze Ampel" ins Spiel ge­
bracht. 

Wo bleibt die SPD? 

Natürlich gibt es vereinzelt Stimmen, 
die sofort an das staatstragende Verant­
wortungsbewußtsein der SPD appellier­
ten, wie der frühere Innenminister unter 
Filbinger und jetzige Seniorenvor­
sitzende Krause. Zunächst verspürte die 
Landesspitze jedoch wenig Lust, nach 
dieser Niederlage in einer Koalition der 
"Looser" das "Sonnenkabinett" als 
Torso zu realisieren. Demgegenüber ist 
die Vorstellung, einige Genossen könn­
ten sich als Minister profilieren und da­
mit endlich an dem Negativ-Image der 

SPD als ewiger Oppositionspartei krat­
zen, nicht ohne Reiz. 
Für Spöri und Maurer, die vor der Alter­
native stehen, die Partei noch einmal 4 
Jahre zum Jagen tragen zu müssen, ist 
dies bestimmt keine einfache Situation. 
Zwar haben Kreisvorsitzende und Lan­
desvorstand zumindest in ihrer großen 
Mehrheit die Linie gebilligt, nach dem 
Scheitern von Schwarz-Grün an den bei­
derseits eingebauten Sollbruchstellen für 
die Übernahme der Verantwortung be­
reit zu stehen. Jedoch auch die Elefan­
tenjäger (vgl. spw Nov. '9 l) wittern wie­
der Morgenluft: V.a. aus den Universi­
tätsstädten und den Reihen der Jusos 
kommt jetzt der bemerkenswerte Vor­
wurf, im Wahlkampf seien - wie in der 
Asylfrage - zu schlabbrige Positionen 
vertreten worden, das Volk wolle in 
Wirklichkeit harte und kompromißlose 
Parteilinien. Dazu gesellt sich eine Art 
"Urmißtrauen" vor möglichen Ver­
handlungen mit Teufel und Co.: Man 
kann nicht, ohne sich lächerlich zu ma­
chen, ernsthaft statt Spöri und Maurer 
andere Verhandlungsführer fordern. 
Aber man karm vor (!) möglichen Ver­
handlungen einen Sonderparteitag ein­
klagen, um die beiden in ein Korsett zu 
pressen, mit dem sie gegenüber der 
CDU von vornherein als haushohe Ver­
lierer feststehen. Teile der Linken ver­
stiegen sich in ihrer Psychose gegenüber 
der Macht sogar dazu, die Tolerierung 
einer CDU-Minderheitenregierung vor­
zuschlagen - die, erst einmal im Amt -
dann auch gegen die SPD mit wechseln­
den Mehrheiten regieren könnte. 
Es bleibt zu hoffen, daß sich diese inner­
parteilichen Profilierungsversuche ange­
sichts der wirklichen politischen 
Entwicklungen in Baden-Württemberg 
nicht vollends als Schmierenkomödie 
erweisen werden. Sicher scheint jedoch, 
daß die Zerreißprobe innerhalb der SPD 
bei einer Koalition mit Schwarz minde­
stens so groß werden, wie innerhalb der 
Grünen. Neben grundsätzlichen Erwä­
gungen (nach dem letzten schwarz-roten 
Abenteuer verlor die SPD fast 8%) las­
sen vor allem die leeren Landeskassen 
und der 20 Jalue alte CDU-Filz in allen 
Ministerien eine sozialdemokratische 
Handschrift der neuen Regierung als zu­
mindest zweifelhaft erscheinen. Mög­
liche SPD-Minister sind gegenüber 
Wählern und Partei wenigstens zu zwei, 
drei spektakulären Erfolgen verdammt -
sei es beim Verkehr, dem Müllproblem, 
dem Paragrafen 218, den überlaufenen 
Unis oder im Wohnungsbau. Sonst karm 

es schnell passieren, daß die SPD-Basis 
sich auf ihren angestammten Lieblings­
gegner beschränkt und die sozial­
demokratischen Regienmgsteile in eine 
katastrophale Zange zwischen schwar­
zer Macht und rot-grüner Unzufrieden­
heit geraten. 

Fazit 

Es hat sich wieder gezeigt: Die Stigmati­
sierung der REPs verfängt nicht. Protest­
wähler, die "es denen da oben 'mal rich­
tig zeigen" wollen, lassen sich durch die 
Abstempelung "braun" nicht von ihrem 
Ansinnen abhalten. Es scheint sogar so, 
daß die Panik der "Etablierten" und das 
Gezänk um die gegenseitigen Schuldzu­
weisungen die Rechten geradezu aufge­
baut haben. Gerade in Baden-Württem­
berg, wo Parteien und Parteiräson tradi­
tionell auf großes Mißtrauen stoßen und 
die Freien Wähler bei Kommunalwah­
len stärkste Kraft sind, verfangen auf­
wendige Wahlkampfstrategien und 
scharfe Angriffe auf den Gegner kaum. 
So war bei vielen Nichtwählern am 
"Day after" zwar die Reue groß - kam 
aber gewiß nicht an die weit über die 
REP-Wählerschaft hinaus verbreiieje 
Schadenfreude heran. Insoweit wäre· die 
Hoffnung auf "Besserung" und "Ein­
sicht" bei Neuwahlen ein Hasardeur­
stück. 
Sicherlich hat die CDU mit ihrer Plaka­
taktion "Asylproblem lösen - CDU 
wählen" sich selbst und der Demokratie 
geschadet. Die Sozialdemokraten wären 
aber von allen guten Geistern verlassen, 
wenn sie - wie im Wahlkampf gesche­
hen - weiterhin gebetsmühlenhaft derlei 
Kampagnen der CDU für die Erfolge der 
REPs verantwortlich machen wollten. 
Und es muß bei der anvisierten Ziel­
gruppe wie Hohn klingen, wenn jetzt die 
Forderung nach mehr politischer Bil­
dung für die "armen verführten Schäf­
chen" als Geheimrezept gehandelt wird. 
- Vielleicht könnte die SPD bei der Re­
gierungsbildung mit der Nominierung 
parteiunabhängiger Experten in der mo­
mentanen Attnosphäre bereits punkten. 
Wer auf "Weiter so!" macht, sollte sich 
nicht wundem, wenn die Kids der 
"68er" irgendwarm mit jungen Schön­
hubers statt mit Dutschke und Adorno 
ihr "1968" veranstalten. 
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Land unter in Hambur ' • 

von Detlef Umbach* 
Die europäische Sozialdemokratie erlebt 
schwere Zeiten: In Schweden wurde sie 
abgewählt, in Großbritannien konnte sie 
den "fußkranken" Konservativen die 
Regierungsmacht nicht abnehmen, und 
in Frankreich steht sie vor ihrer wahr­
scheinlichen Deklassierung durch die 
Wahlen im nächsten Jahr. Die deutsche 
Sozialdemokratie hätte es demgegen­
über relativ einfach, sie steht einer Re­
gierung gegenüber, die mit ihren wesent­
lichen Versprechungen aus dem Wahl­
jahr heute schon gescheitert ist. Aber die 
SPD ist sich über den Weg zum 
Machtwechsel völlig im Unklaren - "im 
Schlafwagen und auf leisen Sohlen" 
oder lauthals und polarisierend -, daher 
schwankt sie zwischen der Anbiederung 
als Juniorpartner der Regierungspartei 
und ihrer Oppositionsrolle. In der Sum­
me scheint die Einschätzung von Ralf 
Dahrendorf - "die Sozialdemokratie ist 
am Ende ihrer Kunst" - das Selbstbe­
wußtsein in der Bonner Baracke zu tref­
fen. 
Von all diesen Problemen ist die Ham­
burger Sozialdemokratie z.Z. weit ent­
fernt, sie braucht weder den europäi­
schen "Zeitgeist" noch die Unsicherheit 
über den Weg zu Macht: Die Hamburger 
Sozialdemokratie ist seit fast einem Jahr 
mit absoluter Mehrheit an der Regie­
rung, das genügt für ein politisches Trau­
erspiel ohne (absehbares) Ende. 
Nach dem Gewinn der absoluten Mehr­
heit in den Hamburger Bürgerschafts­
wahlen im Juni 1991 wollte die SPD 
"auf dem Teppich bleiben" und das 
"Bündnis mit der ganzen Stadt" suchen, 
denn die SPD hatte gegenüber der Bür­
gerschaftswahl 1987 deutlich an Stim­
men verloren. Zugleich war die W ahlbe­
teiligung von 79 ,5 ( 1987) auf nur 66, I % 

Detlef Umbach, Diplom-Politologe und Buch­
händler, lebt in Hamburg und ist Mitglied der 
SPD. 
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in 1991 zurückgegangen: Die Hambur­
ger Wahl fiel in die Zeit, als die "Steuer­
lüge" das Bewußtsein der breiten Öf­
fentlichkeit voll erreicht hatte. Deshalb 
lraf die Wahlenthaltung ausnahmsweise 
die CDU (minus 116.000 Stimmen) sehr 
viel stärker als die SPD (minus 50.000 
Stimmen), und nur durch diese besonde­
ren Umstände erhielt die SPD eine abso­
lute Mehrheit in der Hamburger Bürger­
schaft. 

Nach der absoluten Mehrheit 
das Debakel 

Das Versprechen der Bescheidenheit 
war kaum gegeben, da fand die allein 
regierende SPD ntit der Diätenerhöhung 
das Thema, mit dem sie in Zusammenar­
beit mit der CDU dann in weniger als 
200 Tagen das Vertrauen in die Ham­
burger Politik auf einen neuen Tiefst­
stand brachte. Nach einer Umfrage im 
Dezember 1991 hat "nur noch jeder 
zweite Wahlberechtigte die Absicht, 
sich an Bürgerschaftswahlen in Ham­
burg zu beteiligen ... 50 Prozent, das wäre 
eine absolute Mehrheit für die 'Partei der 
Nichtwähler'. Ein trauriges Novum in 
der Geschichte der bundesrepubli­
kanischen Demokratie. "1 

Eigentlich war das letztlich doch ge­
scheiterte Abgeordnetengesetz in seiner 
Grundregelung (3900,-DM für jeden Ab­
geordneten plus 600,-DM Aufwandsent­
schädigung) ein maßvoller und sinnvol­
ler Reformschritt, auf den dann die ver­
fassungsändernde Mehrheit von SPD 
und CDU gemeinsam "draufgesattelt" 
hatte: Es wurden erstens die außeror­
dentlichen Bezüge für Fraktionsvorsit­
zende sowie Parlamentspräsidentlnnen 
(19500,-DM monatlich) und zweitens 
eine rückwirkende Altersversorgung für 
die bisher ehrenamtliche Abgeordneten­
tätigkeit "draufgesattelt", und dabei wur­
de eine Anrechnung anderer Einkom­
men oder Versorgungsansprüche fast 

• 

gänzlich ''vergessen".2 

An den "draufgesattelten Wohltaten" 
hat sich die Empörung festgemacht, 
während die eigentliche Diätenregelung 
kaum Aufregung verursacht hat. Nie­
mand konnte der Öffentlichkeit glaub­
haft erklären, welchen Nutzen diese 
"Wohltaten" für Parlament und Demo­
kratie in Hamburg bringen sollten. Die 
dümmliche Argumentation, mit einer 
besseren Bezahlung bekäme Hamburg 
mehr qualifizierte Abgeordnete, wurde 
durch die geplanten Privilegien absurd 
und unglaubwürdig: Erstens berührt eine 
rückwirkende Altersversorgung der jet­
zigen Abgeordneten die Qualität der zu­
künftigen Bürgerschaft überhaupt nicht, 
und zweitens sollten Fraktionsvorsitzen­
de und Parlamentspräsidentlnnen in ei­
ner Weise versorgt werden, die selbst die 
Vergütungen in den Vorständen großer 
Firmen in den Schatten gestellt hätte. 3 

Das Herausragende wäre nicht die gute 
Bezahlung, sondern die noch viel ge­
wichtigere Altersversorgung gewesen: 
Um "einen gleichwertigen Versor­
gungsanspruch durch eigene Beiträge 
während der vier Jahre laufenden Peri­
ode am privaten Versicherungsmarkt 
(zu) erwerben, müßte an Beiträgen mo­
natlich über 54000 Mark aus versteuer­
tem Einkommen" bezahlt werden.' D.h. 
gleichwertige Versorgungsansprüche er­
forderten vier Jahre lang ein Bruttoein­
kommen von weit mehr als einer Million 
jährlich, um nur die Altersversorgung zu 
finanzieren. 
Hinzu kam die Entdeckung, daß nicht 
nur die Diätenregelung der "Spit­
zenkräfte" in der Bürgerschaft sondern 
auch ihr Vorbild, die seit 1987 bestehen­
de Neuregelung der Senatorlnnenpen­
sionen, überprüfungsbedürftig ist: 
Durch die 1987 in der letzten Sitzung der 
12. Legislaturperiode im Schnellverfah­
ren beschlossene Pensionsregelung für 
Senatsmitglieder sind Versorgungsan­
sprüche für Senatorinnen geschaffen 
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worden, die in Deutschland einmalig 
sind. 

"Und mach dann noch 'nen 
zweiten Plan, gehn tun sie beide 

nicht ... " 

Die SPD mußte sich mit dem Abgeord­
netengesetz auf zwei Landesparteitagen 
beschäftigen; auf dem ersten Parteitag 
im September wurde der erste Entwurf 
des Gesetzes beerdigt, auf dem zweiten 
Parteitag im November konnte der zwei­
te Entwurf des Gesetzes dann nicht ge­
stoppt werden. Entscheidend dafür wa­
ren weder das freundliche Abraten von 
B jöm Enghohn, noch der erbitterte Pro­
test vieler Delegierter, entscheidend war 
dagegen die Drohung des Ersten Bürger­
meisters, Henning Voscherau, mit der 
Regierungsunfähigkeit der SPD: man 
könne das Gesetz nicht ein zweites Mal 
stoppen, man könne nur noch die Parla­
mentsreform insgesamt beerdigen und 
damit das Verhältnis von Fraktion und 
Partei nachhaltig zerstören. Angesichts 
der Alternative Regierungskrise oder 
Zustimmung fand sich eine knappe 
Mehrheit (156:153) dafür, die Bürger­
schaftsfraktion gewähren zu lassen. Das 
Gesetz wurde dann am 28. 11. 1991 mit 
den Stimmen der SPD und der CDU in 
der Hamburger Bürgerschaft verabschie­
det. 
Auch wenn das Abstimmungsresultat 
des Parteitages als "Backpfeife" für die 
Führung der Hamburger SPD zu werten 
war, an der Partei blieb der Makel haf­
ten, daß sie als eine Partei der "Selbstbe­
dienung" dastand. Die Folge war eine 
Austrittswelle in der SPD, die innerhalb 
der Woche nach dem 28. November die 
Größenordnung von rd. 500 Austritten 
erreicht hat. Insgesamt soll es rd. 1000 
Austritte wegen der Diätenregelung ge­
geben haben. Eine ähnliche Austritts­
welle erlebte auch die CDU. 
In der Öffentlichkeit nahm die Empö­
rung nicht ab, sowohl in der SPD als 
auch in der CDU verstärkte sich der 
Druck der Bundesparteiführungen, und 
es zeigte sich, daß man wegen der Schär­
fe der Kritik faktisch politikunfähig ge­
worden war ... Spät kamen die SPD-Füh­
rung und der Erste Bürgermeister zu der 
Erkenntnis, daß "der politische Frieden 
in Hamburg in Gefahr ist... Das Ansehen 
der Politik in Hamburg darf keinen wei­
teren Schaden nehmen. "5 Der Senat er­
hob gegen das Abgeordnetengesetz Ein­
spruch nach Art.50 der Hamburgischen 

Verfassung, und die SPD-Bürgerschafts­
fraktion akzeptierte diesen Einspruch, 
damit erlangte das beschlossene Gesetz 
keine Gesetzeskraft. 

Der Zug der Lemminge 

Mit dem Thema Diäten und Senatorln­
nenversorgung ist Hamburg noch lange 
nicht zuende. Mit dem Untergang des 
Abgeordnetengesetzes fiel auch die Er­
höhung der Senatorlnnenpensionen von 
1987, und ein Untersuchungsausschuß 
wurde eingesetzt, der das Zustandekom­
men des Versorgungsgesetzes von 1987 
aufhellen sollte. Mit diesem Rückzug 
und dem Ansatz zur schonungslosen 
Aufhellung hätte die Chance bestanden, 
daß das Ganze als Hamburger Provinz­
posse in die Geschichte eingeht: SPD 
und Senat stehen am Ende "ohne Hosen­
knöpfe" auf der Bühne, das Publikum 
tobt, aber das Leben geht weiter... 
Eine solche freundliche Entwicklung 
hätte nur durch große Anstrengungen er­
reicht werden können, denn hier war sehr 
viel mehr geschehen als nur ein Irrtum 
oder eine Fehleinschätzung: In einem 
sehr langen Verfahren und nach harten 
Auseinandersetzungen wurde genau das 
Falsche verwirldicht, das sich dann als 
unhaltbar erwies. Am Ende gab es in 
Hamburg kein neues Abgeordneten­
gesetz, aber den Vertrauensverlust in der 
Bevölkerung und die Abstimmung mit 
den Füßen sowohl in der CDU als auch 
in der SPD. 
Selbst allein unter dem Aspekt des 
Machterhalts war das Verhalten der 
Mächtigen in der Stadtpolitik borniert: 
es wurden genug Argumente geliefert 
und genug "Brücken" gebaut, es wurde 
ihnen in allen Stufen der Auseinander­
setzung leicht gemacht, Korrekturen an­
zubringen und eine Umkehr einzuleiten. 
Erst als der von Vielen vorhergesagte 
politische Flurschaden eintrat, sind sie 
vor dem Druck zurückgewichen'. Es 
muß eine tiefgehende Geringschätzung 
der nicht zum Establishment gehörenden 
Kritiker gewesen sein, die sich in dieser 
Ignoranz ausdruckte; und es muß eine 
Geringschätzung der Öffentlichkeit ins­
gesamt gewesen sein, welche die Hoff­
nung nährte, mit diesem untragbaren Ge­
setzesvorhaben durchzukommen. Kurz: 
es war ein Paradebeispiel von Machtar­
roganz. 
Es ist erschreckend, daß die Machtarro­
ganz sich gerade dort am stärksten und 
dauerhaftesten erwiesen hat, wo nach der 
idealtypischen Demokratievorstellung 

die Verbundenheit mit den Sorgen und 
Nöten der Bevölkerung am größten sein 
soll, im Parlament. Bei der SPD-Bürger­
schaftsfraktion ist es nicht übertrieben, 
von einer Blockade der Lernfähigkeit zu 
sprechen. Während die Parteiführung 
und der Erste Bürgermeister zwar viel zu 
spät, aber in eigener Entscheidung von 
dem Gesetzesvorhaben Abstand nah­
men, mußte der SPD-Bürgerschafts­
fraktion die "Wende" aufgezwungen 
werden. Es gab keine späte Einsicht, 
sondern verärgerte Anpassung 7• Eine 
solche Entwicklung ist nur möglich, 
wenn es in der Bürgerschaftsfraktion der 
SPD fast keine Sensiblität mehr für die 
soziale Realität unserer Gesellschaft 
gibt. Diesen Volksvertretern ist entgan­
gen, daß es in der Bevölkerung späte­
stens seit der "Steuerlüge" eine erhöhte 
Empfindlichkeit gegenüber der Bela­
stung durch Steuern und Abgaben gibt. 
In solchen Zeiten eine Politik des maßlo­
sen "Draufsattelns" aus der Staatskasse 
zu betreiben, und diese Politik nach zwei 
Gesetzesentwürfen, zwei Parteitagen 
und zahllosen Krisensitzungen eigent­
lich für immer noch für richtig zu halten, 
darauf kann nur eine Politikerklasse,ver­
fallen, die sich fast voll~!ii'lg 
verselbständigt hat'. War diese Fraktion 
in ihrem Willen zum Diätengesetz kaum 
zu bremsen, so ist ihre Beteiligung an 
dem eingesetzten U ntersuchungsaus­
schuß zur Hamburger Diäten- und Pen­
sionsaffäre eher lustlos zu nennen. Der 
Ausschuß hat nur festgestellt, "daß die 
Hansestadt von lauter Ahnungslosen re­
giert worden ist. •'9 

Was die Parlaments-, Verwaltungs- und 
Verfassungsreform angeht, dessen ver­
selbständigter und vorgezogener Teil das 
Abgeordnetengesetz nur war, so hat 
Henning Voscherau bereits zum Jahres­
wechsel 1991/92 eine lange Bedenkzeit 
für einen Neuanfang angekündigt: es 
gibt "keine realistische Möglichkeit, die 
Bürgerschaft mit einem Entwurf zur 
Verfassungs- und Verwaltungsreform zu 
behelligen, solange die Parlamentsre­
form nicht zu einem gedeihlichen Ende 
geführt ist". io Damit ist das eine Kern­
stück des Regierungsprogramms des Er­
sten Bürgermeisters faktisch in die näch­
ste Legislaturperiode verschoben. Das 
zweite Kernstück - die Schaffung einer 
umfassenden Stadt- und Verkehrspla­
nung - ist dann im Frühjahr nach länge­
ren Kompetenzstreitigkeiten innerhalb 
des Senats faktisch beerdigt worden. Der 
als "Beton-Eugen" bekannte Bau­
senator Wagner konnte sich im Kampf 
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um die Kompetenzen gegen die ehemali­
ge Landesvorsitzende Traute Müller 
durchsetzen; damit ist der Versuch ge­
scheitert, mit einer neuen Behörde eine 
fortschrittliche Stadtentwicklungspolitik 
gerade gegen den langjährigen Bause­
nator durchzusetzen. 
Zu einem Neuanfang nach dem Debakel 
hat die politische Gestaltungskraft von 
Fraktion und Senat nicht gereicht, die 
Themenfelder, auf denen das möglich 
gewesen wäre · Verkehr, Wohnen, Aus­
länder, Drogen - sind bereits im Senat 
kaum konsensfähig. Es erweist sich hier 
als Hemmnis, daß die Hamburger SPD 
nach einer Phase erbitterter Graben­
kämpfe in den letzten Jahren versucht 
hat, mit ungenauen und oberllächlichen 
Kompromissen einen "Kurs der Harmo­
nie" zu erreichen. Die organisierten Flü­
gel innerhalb der SPD existieren zwar 
weiterhin, aber sie haben an Bedeutung 
verloren: Weder im Konflikt um die Diä­
ten, noch im Konflikt um die Stadt­
entwicklungsbehörde waren die traditio­
nellen Zuordnungen entscheidend11

• 

"Die Konfliktlinie in unserer Partei läuft 
nicht mehr zwischen... einem ideellen 
rechts oder links. Sie wird zunehmend 
überlagert von einer Konfliktlinie zwi­
schen jenen, die bestehende Machtstruk­
turen und Seilschaften erhalten wollen 
und einer Basis, die diese Politik schlicht 
satt hat. "12 

In der SPD halten die Verluste an Zu­
stimmung in der Bevölkerung und an 
Mitgliedern die Erbitterung virulent. Für 
die Zukunft ist die spannende Frage, ob 
in der Partei die Kräfte gebündelt werden 
können, die für einen Neuanfang in 
Hamburg notwendig sind. Ein Neuan­
fang hängt weniger an der Gestaltung 
innerparteilicher Strukturen, als an ver­
stärkten inhaltlichen Auseinanderset­
zungen, die zu tragfähigen und verbind· 
lichen Ergebnissen führen. Nur durch die 
Schaffung eines neuen Konsenses eröff­
net sich die Möglichkeit eines Neuan­
fangs. Sollte das nicht gelingen - und 
diese Aufgabe ist sehr viel schwerer als 
das bisherige Organisieren des Wider­
stands -, dann werden sich Senat und 
Bürgerschaft bis ans Ende der Wahlperi­
ode schleppen. Die dann folgende Wahl 
kann dann ohne positive Anstöße der 
Bundespolitik - die heute nicht zu erah­
nen sind - nur verloren gehen. 

Morgenpost vom 17.12.1991, S. 17. 

2 Wer sich für die Einzelheiten interessiert, sollte 
sich die vier Stellungnahmen von Prof. Hans Her­
bert von Arnim besorgen. Kurzfassungen dieser 

Stellungnahmen sind nachzulesen in der "Zeit" 
vom 12.9.1991, S.20; FAZ vom 28.9.1991, S.28; 
FAZ vom 11.12.1991, S.20. Mit diesen Stellung­
nahmen hat der Bund der Steuerzahler auf den 
Gang der Ereignisse in Hamburg einen kaum zu 
unterschätzenden Einfluß ausgeübt. 

3 Es soll hier nur angemerkt werden, daß auch die 
rückwirkende Altersversorgung als solche be­
reits die Privilegien in den Vorstandsetagen der 
deutschen Unternehmen überbietet: In unserer 
Gesellschaft gibt es faktisch nur in den Leitungs­
gremien der Unternehmen die Möglichkeit, sich 
nachträglich die Entlohnung aufzubessern, aber 
selbst dort gibt es keine rückwirkende Anerken­
nung von ehrenamtlicher Tätigkeit als Grundlage 
der Altersversorgung, wie sie die verfas­
sungsändernde Mehrheit der Hamburger Bür­
gerschaft verabschiedet hat. 

4 Hans Herbert von Arnim in der "Zeit" vom 
12.9.1991. 

5 Presseerklärung von Henning Voscherau, Hel­
muth Frahm und Günter Eiste vom 6.12.1991, 
zitiert nach TAZ vom 9.12.1991. 

6 Es war nicht einmal Einsicht. es war einfach ein 
Nachgeben vor dem zu starken Druck der Öf­
fentlichkeit. Der Vorsitzende der SPD-Bürger­
schaflsfraktion. Günter Eiste, hat nach dem end­
gültigen Aus für den zweiten Gesetzesentwurf 
erklärt: "Ich halte das Gesetz in seinen wesentli­
chen Punkten nach wie vor für richtig. ff (Hambur­
ger Abendblatt vom 9.12.1991, S.13.) 

7 Nach der Rede des Ersten Bürgermeisters zum 
Einspruch des Senats klatschte nur eine Abge­
ordnete der SPD mit hochrotem Kopf, der Rest 
der SPD-Fraktion bedachte Henning Voscherau 
mit trotzigem Schweigen. 

8 Hätte die SPD nach der Bürgerschaftswahl 1991 
die Ursachen ihres eigentümlichen "Wahlsiegs" 
analysiert, dann hätte sie wissen können, daß 
der Versuch eines Diätengesetzes genau den 
"Nerv" in der Bevölkerung treffen mußte, den 
schon Heilmut Kohl nachhaltig sensibilisiert hat­
te. 

9 Der Spiegel, H.16/1992, S.74. 

10 Hamburger Abendblatt vom 28./29.12.1991, S.1. 

11 Zwar gelten Wagner und Müller als Repräsen-
tanten von rechtem und linkem Flügel, aber es ist 
charakteristisch, daß die Entscheidung über die 
Kompetenzenverteilung im Senat gegen Müller 
auch von allen anderen "linken" Senatoren mit­
getragen wurde. 

12 Diätendesaster oder das Scheitern traditioneller 
Politikmuster, Vorstand der AsJ-Hamburg, S.5. 
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Landesparteitag der 
Bremer SPD: 

"Erneuerung an 
Haupt und Gliedern"? 

von Susi Möbbeck* 
t\.1:it einem erdrutschartigen Verlust von 
zwölf Prozent hatten die Bremer Wähle­
rinnen und Wähler im vergangenen Sep­
tember die seit zwanzig Jahren alleinre­
gierenden Sozialdemokratinnen vom 
Sockel gestoßen. Obwohl rechnerisch 
möglich, konnte eine rot-grüne Koalition 
innerhalb der SPD nicht durchgesetzt 
werden. Die "Ampel" erschien vielen 
als die stabilere Grundlage für vier Jahre 
Regierungspolitik. 

Ampelkoalition setzte sich 
durch 

Nachdem die Ampel-Koalitionsverein­
barung bereits paraphiert worden war, 
fonnierte sich innerparteilich die Front 
derjenigen, die eine große Koalition be­
fürworteten um die damaligen Senatoren 
Grobecker und Kunick. Die Parteilinke, 
die Anfang Oktober noch für rot-grün 
gekämpft hatte, stand nun Seit an Seit 
mit Klaus Wedemeier gegen das Ge­
spenst der großen Koalition. Wurden 
zwei Monate vorher noch die Parteilin­
ken, die personelle Konsequenzen an der 
Spitze gefordert hatten, gegeißelt, so for­
derte nun Konrad Kunick offen Wede­
meiers Kopf. Im "traditionellen" Bre­
mer Westen war und ist die Grund­
stinunung von der Enttäuschung über 
Klaus Wedemeier geprägt, dem der Ver­
lust der SPD-Stammwählerinnenschaft 
angelastet wird. Die Senatsbildung, bei 
der zwei Senatoren aus dem Westen ( u.a. 
Kunick) herausfielen, bildete dann den 
Auslöser dafür, daß Teile seiner bisheri­
gen Gefolgschaft sich von Wedemeier 
absetzten. Doch auf dem Landespartei­
tag war es nur eine verschwindende Min­
derheit, die Parallelverhandlungen mit 
der CDU aufnehmen wollte. Der Ampel­
koalition stand nichts mehr im Wege. 

Starke Reibungsverluste der 
SPD 

Fünf Monate später ist das eingetreten, 
was die Parteilinke von vornherein be-

Susi Möbbeck, Mitherausgeberin der spw, Bre­
men 

fürchtet hatte: Während Grüne und vor 
allem die FDP sich profilieren, wird die 
SPD dazwischen zerrieben. Wedemeier 
und die sozialdemokratischen Senatorin­
nen bleiben unsichtbar oder haben die 
undankbare Rolle, die rigide Sparpolitik 
in ihren Ressorts umsetzen und der eige­
nen Klientel erläutern zu müssen. Das 
Hauptproblem für den Senat stellt die 
Finanzlage - und damit verbunden der 
Kampf um den Erhalt des eigen­
ständigen Bundeslandes . dar. Schon 
während der Koalitionsverhandlungen 
hatte man sich auf ein Umfangreiches 
Sparprogramm geeinigt. 3000 Stellen im 
öffentlichen Dienst sollen bis zum Jahr 
2000 eingespart werden. Gleichzeitig 
sind mit dem Beschluß der Bundesan­
stalt für Arbeit, die ABM-Mittel nach 
Ostdeutschland umzulenken, weitere ca. 
2000 Stellen im Bereich der beschäfti · 
gungspolitischen Initiativen und sozial­
kulturellen Projekte gefährdet. Der 
Haushalt des kleinsten Bundeslandes 
soll darüberhinaus mit diversen Abgaben 
und Gebührenerhöhungen saniert wer­
den. Für die SPD ist diese Situation be­
drohlich: Bei der Bürgerschaftswahl sind 
die Stammwählerinnen massenweise zur 
DVU übergelaufen oder haben sich an 
der Wahl nicht beteiligt. Mit der jetzt 
durchgeführten Sparpolitik werden wie­
derum genau diese Gruppen geschröpft 
und es sind die sozialdemokratischen Se­
natorinnen, die diese Politik vermitteln 
müssen. 

Parteitag der SPD 

Vor diesem Hintergrund muß der jüngste 
Landesparteitag der Bremer SPD am 
28.3. betrachtet werden, auf dem sich der 
kommissarische Landesvorsitzende 
Horst Jsola (Bremen-Ost) und der Ex­
Senator Konrad Kunick (Bremen-West) 
als Vorsitzkandidaten gegenüberstan­
den. Mit der kurzfristigen Nominierung 
Kunicks artikulierte sich die anhaltende 
Unzufriedenheit des Bremer Westens. 
Während die Parteilinke nach Wegen zu 
einem Brückenschlag zwischen moder­
nen und traditionellen sozialen Gruppen 
sucht und eine programmatische, perso­
nelle und organisationspolitische Er­
neuerung in diesem Sinn anstrebt, wird 
im Bremer Westen der Verlust der 
Stammwählerinnen für ein Zurück zu 
traditionellen Politikkonzepten genutzt: 
da werden die Vereine und Milieu­
strukturen beschworen und die latent 
vorhandene Intellektuellenabneigung 
geschürt. Eine große Koalition soll für 

,,.,_., ... ,: .. ,··"e1"""'1. 

den Fall des Scheiterns der Ampel nicht 
ausgeschlossen werden. Während Horst 
lsola sich mit der Einrichtung einer breit 
angelegten Parteirefonnkommisssion 
ernsthaft darum bemühte, daß dem Gere­
de von der "Erneuerung an Haupt und 
Gliedern" auch konkrete Vorschläge 
folgen, beschränkte sich die Erneue­
rungsperspektive bei Konrad Kunick auf 
den Gemeinplatz "Wir müssen wieder 
zu den Leuten gehen". 

Staatspartei SPD 

Hatte schon der Parteitag Anfang Okto­
ber gezeigt, daß die Bremer SPD gegen­
wärtig zu einem ernsthaften Bruch mit 
der Rolle der Staatspartei nicht fähig ist, 
so hinterließ auch der jüngste Parteitag 
den schalen Nachgeschmack des "Busi­
ness as usual". Nachdem das Parteivolk 
durch ellenlange Rechenschaftsberichte 
hinreichend ennüdet war, wurde von 
beiden Kandidaten eine harte Polarisie­
rung vermieden. Im ersten Wahlgang er­
hielt Horst Isola nur zwei Stimmen Vor­
sprung (93:91), erst im zweiten WaJµ­
gang wurde der Vorsprung mit 98!&3 
deutlicher. Daß Kunick - trotz seinet'Ka'" 
priolen im vergangenen Dezember··'_::_SO 
nah an Horst Isola herankam, ist darauf 
zurückzuführen, daß die strategischen 
Unterschiede, aber auch die unterschied­
lichen Vorstellungen von politischer 
Kultur, nicht hinreichend deutlich ge­
macht wurden. Der Landesvorstand ist 
insgesamt durchaus mit einer potentiell 
linken Mehrheit bestückt. Bei den Wah­
len zum Parteirat wurde Detlev Albers 
wiedergewählt. 
Zusammenfassend bleibt zu sagen: zwar 
hat die Bremer SPD mit ihrem diesjähri­
gen Landesparteitag die Kraft zu der 
viel beschworenen '"Erneuerung an 
Haupt und Gliedern" noch nicht gefun­
den. Die Debatte um eine Organisa­
tionsreform ist aber in vollem Gange und 
bietet Chancen für eine nicht nur techno­
kratische Modernisierung. Die personel­
len Veränderungen lassen darüberhinaus 
hoffen, daß die dringend nötige Profilie­
rung der Partei gegenüber dem Senat 
aufgenommen wird. Hier gilt es, Krati 
für die "Halbzeitbilanz '93" zu sam­
meln. Die dann vorzunehmenden inhalt­
lichen und personellen Weichenstel­
lungen werden entscheidend sein dafür, 
ob es der SPD bei den nächsten Bürger­
schaftswahlen gelingen kann, verlorenes 
Terrain zurückzugewinnen. 
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von Thomas Westphal* 
Das Wahlergebnis von Schleswig-Hol­
stein kann auf den ersten Blick täuschen. 
Die wiederrungene absolute Mehrheit 
der SPD könnte zur Annahme verleiten, 
die Wahlkampfaussagen der SPD: 
"Schleswig-Holstein hat wieder einen 
guten Namen" und: "Björn Engholm -
einer von uns" seien durch die überwie­
gende Mehrheit der Schleswig-Hol­
steinerlnnen bestätigt worden. Die er­
neute absolute Mehrheit läßt eine breite 
Zustimmung zum Regierungskurs der 
letzten vier Jahre erahnen. Es scheint als 
sei der linke SPD-Landesverband 
Schleswig-Holstein mit Björn Engholm 
an der Spitze über alle politischen Ten­
denzen in der Bundesrepublik erhaben. 

Hauchdünne absolute Mehrheit 

Jedoch, diese Schlußfolgerungen aus 
dem Wahlergebnis gehen fehl. Zunächst 
ist die erneute absolute Mehrheit denk­
bar knapp ausgefallen. Ganze 320 Stim­
men fehlten den Grünen, um in den 
Landtag einzuziehen und damit der SPD 
die absolute Mehrheit zu klauen. Zum 
anderen sind die starken Gewinne der 
DVU, die jetzt mit 6,5% als drittstärkste 
Kraft in den Landtag einziehen, sowie 
die hohe Zahl der Nichtwählerinnen: ihr 
Anteil an der Gesamtwählerschaft liegt 
diesmal höher als das Gesamtergebnis 
der CDU, deutliche Signale des Vertrau­
ensverlustes, auch für die Nord-SPD. 
Die SPD hat in Schleswig-Holstein, 
selbst im Vergleich zu 1987 (die Wahl 
vor der Enttarnung Barseheis) real an 
Stimmen verloren. 

Verluste der SPD - Gewinne der DVU 

Die Hochburgen der SPD, die in Schles­
wig-Holstein traditionell in den großen 
Kreisfreien Städten wie Kiel und Lübeck 
liegen, verlieren zunehmend diese Be­
deutung. Hier hat die SPD allein 12,0 % 
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e Mehrheit gewonnen -

~ 

i = verloren! 
verloren, hier hat auch die DVU ihre 
höchsten Ergebnisse. Das Ergebnis ist 
also auf den zweiten Blick alles andere 
als berauschend. Es liegt vielmehr im 
gesamten negativen Trend der letzten 
Jahre. Die SPD kann nach wie vor kein 
politisches Kapital aus dem Abwirtschaf­
ten des regierenden Blocks schlagen. 
Wie sollte sie auch. Eine Partei, die die 
Wirtschafts- und Währungsunion kon­
sensual mitgetragen hat, die größere 
Korrekturen an der unsozialen Politik 
aufgrund innerparteilicher Meinungsver­
schiedenheiten unterlassen hat, die Al­
ternativen für die soziale Einheit kaum 
oder gar nicht hat erkennen lassen, ist 
eben auch keine politische Alternative. 
Jetzt rächt es sich, daß die SPD die tiefe 
Erosion nach der Bundestagswahl '90 
nur halbherzig und technokratisch gelöst 
hat. 

SPD - keine politische Alternative 

Die SPD erstarrt zwischen der Pflege 
traditioneller Unsitten an der Basis und 
der Analyse einer sozial und gemein­
schaftlich entwurzelten Gesellschaft, in 
der Solidarität und soziale Bündnisse 
ausgeschlossen scheinen. Die Mit­
gliedschaft, auch in der Schleswig-Hol­
steinischen SPD ist weitgehend inaktiv. 
Die regionalen Parteigliederungen sind 
vollständig in die kommunale Parla­
mentsarbeit und das dazu gehörende 
Personalkarnssell eingebunden. Ge­
samtgesellschaftliche Perspektiven oder 
gar Eckpunkte für neue Reformkonzepte 
werden in der aktiven Mitgliedschaft 
kaum cxler gar nicht diskutiert. 

Verlust an politischer Substanz 

Der reale und materielle Verlust an poli­
tischer Substanz, fachlicher Leistungsfä­
higkeit und sozialer Utopie läßt sich 
eben doch nicht einfach mit einem neu­
em Stil von Glaubwürdigkeit und Unauf­
geregtheit a Ja Engholm überdecken. 
Das Schleswig-Holsteinische Wahler­
gebnis ist deshalb so etwas wie eine poli-

tische Schablone, die, wenn man sie auf 
die gesamte Republik anlegt, für die So­
zialdemokratie gut lO Jahre nach der 
konservativen Wende nichts Gutes erah­
nen läßt. Das Beispiel der unsäglichen 
Asylpolitik zeigt das ganze Ausmaß an 
Politikunfähigkeit und Provinzialismus 
der SPD in den 90er Jahren. 
Die SPD hat von Beginn an das Spiel um 
den Art. 16 GG mitgemacht und sich 
darin verheddert. Sie ist der konservati­
ven Logik, daß das weltweite Migrati­
onsproblem eigentlich ein Problem unse­
rer liberalen Asylrechtslage sei, im Kern 
gefolgt. Die sozialdemokratische Vari­
ante dieser Logik heißt: "Nein" zur Än­
derung des Grundgesetzes aus prinzipi­
ellen Erwägungen und "Ja" zu einem 
Verfahrensbeschleunigungsgesetz. Da­
mit aber war bereits alles verloren. Es 
war quasi das Zugeständnis, daß das ei­
gentliche Problem im bundesdeutschen 
Asylrecht zu suchen sei. Es wurde zum 
unausgesprochenem Grundkonsens der 
Parteien. Dieser Konsens erst verschaffte 
der permanenten rechtsextremen Parole 
vom Asylmißbrauch eine reale Basis. 
Die Rechtsextreme (DVU und Rep­
ublikaner) konnten an dieser Stelle der 
pragmatisch verkneulten Parteien anset­
zen und einen Schritt weiter gehen. Das 
angeblich problematische Asylrecht 
wurde zur Projektionswand aller eigent­
lichen sozialen Probleme. Nur durch die­
sen Gleichklang von fehlender sozialpo­
litischer Perspektive und der Re­
konstruktion ideologischer Bezüge für 
die Rechtsextremen koIU1ten es zum di­
rekten Wählerinnenwechsel von der 
SPD zur DVU in Schleswig-Holstein 
kommen. Weiter verschärft wurde dieser 
Trend sicher auch durch die Zählappe­
laktion des Sozialministers Jansen weni­
ge Wochen vor dem Wahltermin. 
Wenn auch im Berliner Programm ein 
neues Projekt des sozialen und ökologi­
schen Umbaus mit einem starken Nord­
Süd-Problembewußtsein begründet 
wird, so spielt dieses in der konkreten 
Politik nur eine untergeordnete Rolle. 
Das tägliche Parteileben, selbst in die­
sem mutmaßlich linken Landesverband, 
sieht eine Konkretisierung dieser Politik 
nicht vor. Die Analysen und Reaktionen 
in der Parteispitze nach der Wahl haben 
gezeigt, daß es hier mittlerweile ein ent­
wickeltes Problembewußtsein gibt, die 
realen Veränderungsvorschläge aber 
dünn gesät und längst nicht ausgereift 
sind. 
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Bericht vorn Juso-Linken-Forum '92 
am 24./25.4. in Hannover 

Für emen neuen 
von Heiko Mau* 

Gut ein Jahr nach dem erfolgreichen 
Dortmunder Juso-Linken-Forum '91 
versammelten sich diesmal zahlreiche 
Genossinnen und Genossen in Hanno­
ver, um anknüpfend an die in ProMS und 
spw geführten Diskussionen über die neu 
entstehende Weltordnung und einen 
"neuen Internationalismus" zu debat­
tieren. 
Das Hauptreferat hielt Kurt Hübner, Po­
litologe an der FU Berlin und Redakteur 
der PROKLA. Hübner versuchte, die 
sich neu herausbildende Weltwirtschaft 
nach der Beendigung der bipolaren Wel­
tordnung zu skizzieren. Durch den Nie­
dergang des RGW könne sich die 
kapitalistische Dynantik zum ersten Mal 
uneingeschränkt entfalten. Zugleich sei 
im Zuge des voranschreitenden Nieder­
gangs der US-Hegemonialstellung von 
einem mehrpoligen Weltsystem auszu­
gehen, in dem verschiedene Akkumula­
tionstypen miteinander konkurrieren. 
Schwere Konflikte zwischen den führen­
den Zentren dieses Weltsystems (USN 
EG/Japan) würden immer wahrscheinli­
cher. 
Das neue Weltwirtschaftsgefüge be­
zeichnete Hübner als eine "Oub-Welt­
wirtschaft": Die Ökonomien der OECD­
Staaten im Verein mit den führenden 
asiatischen Wirtschaftsräumen (Japan 
und die "vier Tiger") und die maß­
geblichen Rohstoffökonomien (vor al­
lem die OPEC, aber auch einige ex­
RGW-Regionen) bestimmten diese 
Weltwirtschaft und bezögen in diese ei­
nige für sie interessante Ökonomien des 
Trikonts und der osteuropäischen Länder 
ein. Die "Verlierer" dieses System wür­
den entweder durch fmanzielle Abfin­
dungen oder durch politische bzw. sogar 
militärische Mittel vom Weltmarkt ab­
gekoppelt. Hierbei ist zu betonen, daß 
mit "Ökonomien" auch Teilregionen 
einzelner Staaten gemeint sein können. 
Die von Teilen der Linken verfolgte 
Strategie der bewußten Abkopplung 
vom Weltmarkt zum Aufbau einer eige­
nen alternativen Ökonomie lehnte er als 
ein "Relikt aus den 60er Jahren" ein­
deutig ab. Vielmehr ginge es für diese 
Länder darum, sich ihren Platz in dieser 
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Weltordnung zu erobern. Den entste­
henden Konflikt zwischen den kapita­
listischen Verwertungsinteressen beim 
Aufbau funktionsfähiger Ökonomien in 
diesen Länder und dem Bedürfnis der 
dort lebenden Menschen nach demokra­
tischen und gewerkschaflichem Mit­
bestimmungsrechten hält Hübner für den 
entscheidenden Ansatzpunkt linker Stra­
tegien. Zudem sei die Herausbildung 
neuer internationaler Diskussions- und 
Aktionszusammenhänge nötig. 
Diesem überwiegend analytischen und 
weniger strategisch-politischen Ansatz 
versuchte anschließend Uwe Kremer, 
praktische Ansatzpunkte für eine linke 
Strategie hinzuzufügen. Auch Uwe ging 
davon aus, daß der Traum einer anti­
imperialistischen Bewegung, die eine 
Altemati ve zum bestehenden Weltmarkt 
aufbaue, ausgeträumt sei. Die einzige 
Chance der Länder des Trikont sei die 
Einbeziehung in den Weltmarkt. Um 
hierbei Spielräume zu gewinnen, 
bräuchten sie die Solidarität von Teilen 
des Nordens. Seiner Meinung nach kön­
ne die EG eine solche Rolle spielen. 
Hierbei müsse die Linke folgende Punk­
te im Auge haben: 

die Entwicklung konstruktiver inter­
nationaler Projekte (z.B. Solarwirt­
schaft) und ihre Integration in alle 
Po li tikarbei tsfel der 
ein Bündnis im Kampf gegen Rassis­
mus nach dem Vorbild von SOS­
Racisme in Frankreich - und zwar 
unter Einbeziehung der Immigranten 
Solidarität mit neuen fortschrittlichen 
Kräften im Süden (Grass-Roots-Be­
wegungen, Ökologie-Gruppen, Ge­
werkschaften, Stadtteilinitiativen) 
die Herausbildung eines breiten 
"Bündnisses von Arbeit, Wissen­
schaft und Kultur" in Europa zur 
Mobilisierung von internationalen 
Lösungskompetenzen 
eine intemationalistische Auslegung 
der schon im Berliner Grundsatz­
programm der SPD angelegten "Po­
litik ausgewählter Wachstumsfel­
der" und 
die Wiederaufnahme der Bemühun­
gen um eine Euro-Linke. 

Wichtig war Uwes Hinweis, daß der 
"neue Internationalismus" das Erbe des 
"alten" nicht verleugnen dürfe, sondern 
in sich aufnehmen müsse: Daher sei die 

Solidarität mit Cuba eine unverzichtbare 
Aufgabe auch des "neuen Inter- ~ 
nationalismus". ~ 
Die sich an die Vorträge anschließenden 
kurzen Debatten konnten sicherlich die 
sich bei den einzelnen Zuhörerinnen er- ""'"'" 
gebenden Fragestellungen nicht völlig 
widerspiegeln. Am meisten kritisiert 
wurden die als altemativlos hingestellte (D 
Notwendigkeit der Ankopplung an den 
Weltmarkt der Länder des Trikonts und 
die völlige Verneinung einer bewußten ~ 
Abkopplung einzelner Ökonomien. 
Die Frage bleibt, ob die Herausbildung 
dieses neuen Weltmarkts in Verbindung ~ 
mit staatsinterventionistischen Regulie- ~ 
rungsmechanismen tatsächlich die einzi-
ge Perspektive zur Lösung der weltwei-
ten Krise ist, die für eine sozialistische ~ 
Linke vorstellbar ist. Ebensc ist fraglich, 
inwiefern ausgerechnet die EG in diesem 
Prozeß eine positive (d.h. an den lnteres- ........_ 
sen der verelendeten Menschen orien- · r-r 
tierte) Funktion wird wahrnehmen 
nen. 
Völlig unerörtert blieb auch, wie ei "' ,, . · 
lieh die SPD in ihrem gegenwärtigen Zii' 
stand oder gar der Jusc-Verband hier O 
eine Rolle spielen sollten. Wie wenig 
vorstellbar gerade letzteres im Moment 
ist, wurde wohl auf der am Samsta-
gabend mit Vertreterinnen der Partei und ~ 
Aüchtlingsiniativen geführten Ausein- 1--' 
andersetzung mit Migrationspolitik und 
dem drohenden Umfallen der SPD be-
züglich einer Änderung des Art. 16 GG ~ 
sowie der Diskussion um den Zustand 
des Juso-Bundesverbandes am Sonntag 

• 

klar. Dabei sind wohl gerade diese Punk-~ 
te, die zunehmende Übernahme rechter, 
rassistischer Positionen von Teilen der 
SPD und die fast völlige Depolitisierung ~ • 
des Juso-Bundesverbandes durch die 
Mehrheitsströmung im Bundesvorstand 
die zentrale Gefahr auch für die weitere C/J 
Existenz der Juso-Linken als linksso-
zialistischer Strömung bei den Jusos und 
in der SPD. 
Trotzdem - oder gerade deshalb - muß 
das Juso-Linken-Forum wohl auch die­
ses Jahr als ein Erfolg angesehen wer­
den, was die Beteiligung als auch das 
Niveau der Diskussion anbelangt. Wobei 
letzteres wohl für die meisten in ihrem 
gegenwärtigen Partei- und Verbands­
leben besonderen Seltenheitswert hat. 
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Industriegewerkschaft • 
1Il1 Strukturwandel 

Gespräch mit Heinz Bierbaum (1 Bevoll­
mächtigter der IG Metall-Verwaltungs­
stelle Frankfurt am Main) über Indu­
striegewerkschaften in der Dienstlei­
stungsmetropole, Unternehmenskultur 
und soziale Gegenmacht, Industriepoli­
tik und Stadtentwicklung. Für die spw 
führte das Gespräch Uwe Kremer. 

spw: Wir befinden uns in der IG-Metall­
Verwaltungsstelle Frankfurt am Main -
in einer Stadt also, die wohl wie keine 
andere in Deutschland mit dem Begriff 
der "Dienstleistungsmetropole" in Ver­
bindung gebracht wird. In den letzten 
Jahren hat ja insbesondere in der 
Sozialdemokratischen Partei eine Dis­
kussion am Frankfurter Beispiel stattge­
funden. Umso interessanter nun die Fra­
ge nach den Problemen und Perspekti­
ven einer Industriegewerkschaft in der 
"Dienstleistungsmetropole". 
Bierbaum: Ich denke zunächst einmal, 
daß die Grundlagen der von Dir ange­
sprochenen SPD-Debatte um die 
"Dienstleistungsmetropole" und einer 
sich daran anpassenden politischen Ori­
entierung ziemlich brüchig geworden 
sind. Gegenüber dem Optimismus, die 
Expansion der Dienstleistungen werde 
die sozialen Probleme der Stadt­
entwicklung wie auch des Arbeitsmark­
tes lösen, greift heute doch eine wesent­
lich nüchternere Sichtweise um sich. 
Auch in der SPD werden heute deutli­
cher die Risiken gesehen, die der Trend 
zur Dienstleistungsgesellschaft in sich 
birgt. Es gibt mittlerweile Studien - ich 
beziehe mich hier vor allem auf ein Gut­
achten des IMU-Institutes - , die aufzei­
gen, daß eine ungebrochene Verlänge-
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rung dieses Trends bei einer parallelen 
Schrumpfung der industriellen Basis 
derartige Risiken mit sich bringt. 
Zunächst einmal besteht die Gefahr, daß 
sich die schon vorhandene soziale Pola­
risierung in Frankfurt erheblich verstärken 
wird: Den Gewinnern bei den höherwerti­
gen Dienstleistungen stehen diejenigen 
gegenüber, denen nur Billigjobs verblei­
ben und die zusammen mit einem großen 
Teil der"Normalverdienenden" unter dem 
Anstieg der Lebenshaltungskosten leiden 
und sozialen Abstieg in Kauf nehmen müs­
sen. Hinzu kommt, daß eine Monostruktur 
im Dienstleistungsbereich höchst krisenan­
fällig ist und von daher keine sichere Basis 
für die zukünftige Entwicklung darstellen 
kann. Heute stellt sich vielmehr die Aufga­
be, die industriellen Bereiche, die es in 
Frankfurt noch gibt, zu halten - auch und 
gerade, um eine Perspektive für die 
Gesamtheit der Bevölkerung und einer im 
roten-grünen Sinne vielgestaltig­
multikulturellen Lebensweise eine produk­
tive Basis zu bieten: Dies geht nur mit einer 
gemischten Wirtschaftsstruktur. 
Für die Gewerkschaften und insbesonde­
re die IG Metall stellt sich die Situation 
natürlich als recht schwierig dar - wäh­
rend in der Metallwirtschaft weit über 
50% der Beschäftigten Angestellte sind, 
liegt der Prozentsatz in der !GM bei ca. 
25%, was zwar immer noch mehr ist als 
in den meisten anderen Regionen, aber 
auf der anderen Seite mit einem relativ 
geringen Organisationsgrad einhergeht. 
Ich sehe allerdings noch kein Patentre­
zept, um mit dieser Situation umzuge­
hen. Und ich will gleich zweierlei 
hinzufügen: Zum einen ist der Bereich 
der Angestellten selbst außerordentlich 
breit differenziert: "die" Angestellten­
politik gibt es insofern gar nicht. Und 
zum anderen stellen sich die Anforde­
rungen an neue Formen gewerkschaftli­
cher Arbeit, an Partizipation, an einen 
Bezug zu individuellen Ansprüchen 
usw. ja nicht nur im Angestelltenbereich, 
sondern für die gesamte Gewerkschafts­
arbeit. 
Zieht man die gewerkschaftliche Proble­
matik mit meinen anfänglichen Ausfüh­
rungen zusammen, so stellt sich uns die 
Aufgabe, als Gewerkschaften in der Stad-

tentwicklung selbst aktiv zu werden, was 
die IG Metall übrigens auch zunehmend 
tut. 
spw: Stichwort Angestellte: Diese Ten­
denzen und Probleme berühren ja auch den 
grundlegenden Mechanismus der Gewerk­
schaften, der auf einer immer wieder 
herzustellenden Bündelung bzw. Aggrega­
tion von Interessen beruht. Inwieweit kann 
davon unter den heutigen Bedingungen 
noch die Rede sein? Während die einen 
noch auf der Möglichkeit beharren, über 
gemeinsame soziale Interessen mit materi­
ellem Hintergrund zukunftsfähig zu blei­
ben, sehen andere nur noch eine große 
Interessenvielfalt, in der "symbolische In­
teressen" nach kommunikativer Gestal­
tung, beruflicher Anerkennung und persön­
licher Beteiligung sich stärker in den Vor­
dergrund schieben. In der Konsequenz sei 
der gewerkschaftliche Zusammenhalt im­
mer weniger aus sozialen Lagen und im­
mer mehr aus "Diskursen" bzw. in der 
Kommunikation herleitbar - eine Auffas­
sung, die sich beispielsweise bei Eber­
hard Fehnnann in einem spw-Interview 
(spw-Heft 1/91) aus dem letzten Jahr an­
deutete. 
Bierbaum: Eine derartige Gegenüberstel­
lung - Gewerkschaften als Diskurs­
organisation und Gewerkschaften als Or­
ganisator kollektiver Prozesse - halte ich 
grundsätzlich für falsch. Wir brauchen 
neue Kommunikationsformen, die den 
veränderten Bedingungen und Ansprüchen 
Rechnung tragen. Aber die Vertretung 
grundlegender sozialer Interessen in der or­
ganisierten betrieblichen und tarifpoliti­
schen Arbeit bleibt gleichwohl und un­
vermindert aktuell. In diesem Sinne müs­
sen wir traditionelle Gewerkschaftspolitik 
betreiben. Und die klassischen Felder die­
ser Politik - etwa bei den Arbeitsbedingun­
gen, beim Leistungsdruck, bei der Ein­
gruppierung und bei der Sicherung von 
Arbeitsplätzen - bleiben auch bei den 
Angestellten aktuell. Natürlich müssen die 
gestalterischen Momente - und nicht nur 
die Gefahren - betont werden. Aber auch 
dabei muß klar sein, daß der Gesamtzu­
sammenhang des Betriebes in seiner 
wirtschaftlichen und seiner Belegschafts­
struktur im Blickfeld der Gewerkschaften 
bleiben muß. 
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Sozialpartnerschaft versus 
Gegenmacht 

spw: Die Frage nach den Interessen be­
rührt noch ein weiteres Problem, das Du 
vor einigen Monaten in der Zeitschrift "So­
zialismus" angesprochen hast. Stichwort 
"korporatistische versus autonome Ge­
werkschaften". Ich muß sagen, daß mich 
diese Gegenüberstellung etwas überrascht 
hat. Es handelt sich dabei ja um ein Be­
griffspaar, das so oder in ähnlichen Paarun­
gen wie kooperative versus konfliktorische 
Gewerkschaften, Sozialpartnerschaft ver­
sus Gegenmacht vor allem in den 
gewerkschaftspolitischen und gewerk­
schaftstheoretischen Debatten der 70er 
Jahre eine große Rolle spielte. Diese be­
grifflichen Konstruktionen und dahinter 
stehenden Intentionen unterstellen aller­
dings, daß eine Formulierung, Bündelung 
oder gar Vereinheitlichung von Interessen 
in Gegenüberstellung zu einem sozialen 
Gegner möglich sei. Ich habe nun den Ein­
druck, daß insbesondere dort, wo die dis­
kursiven Qualitäten der Gewerkschaftsar-

beit sehr stark angesprochen werden, jene 
Vorstellung von Interessen, die mit den 
genannten Begriffspaaren verbunden ist, 
immer stärker in den Hintergrund tritt. Wel­
che Rolle spielen Gegnerbezug und Ge­
genmacht heute noch für die Gewerk­
schaftsbewegung? 
Bierbaum: Ich habe in der Tat den Ein­
druck, daß die Frage des Gegnerbezuges 
bzw. des sozialen Antagonismus in den 
heutigen Debatten schleichend verges­
sen wird. Was ist passiert? Die Umbrü­
che im Arbeitsprozeß sind in der Ver­
gangenheit ganz überwiegend so inter­
pretiert worden, daß sie qua Rationalisie­
rung Arbeitsplätze und soziale Perspek­
tiven der Lohnabhängigen gefährden. 
Heute erleben wir auch auf Seiten der 
Unternehmer eine Wiederentdeckung 
und Aufwertung der lebendigen Arbeit im 
Produktionsprozeß, was wiederum Spiel­
räume der Gestaltung, der Mitarbeit und 
der persönlichen Entfaltung in der Arbeit 
eröffnet. Und die darin enthaltenen Mög­
lichkeiten müssen auch von unserer Seite 

Ein Bündnis gegen die ·Armut 
Gesellschaftliche Gruppen gründen Sozialpolitische Offensive 

Solch ein Bündnis hat es in Frarikfurt 
noch nicht gegeben: Es geht gegen 
Armut, soziale Not und die Unfähigkeit 
der Politiker und Verwaltungen, hier et­
was zu ändern. Da machen jetzt Arbeit­
geberverbände und DGB gemeinsame 
Sache mit den beiden christlichen Kir­
chen, den freien Wohlfahrtsverbänden 
un;f dem Institut für Sozialforschung. 
„Em außergewöhnlicher Versuch in einer 
besonderen Situation", begründet Pfarrer 
Karsten Petersen vom evangelischen In­
dustrie- und Sozialpfarramt den Pakt der 
ungewöhnlichen Partner, ,,aber Armut ist 
eben zu einem stetigen Problem in 
Frankfurt geworden." 

Das wollen die Gründer der „Sozialpoli­
tischen Offensive" - so nennt sich der 
jetzt gegründete Zusammenschluß -
nicht mehr den Politikern und Kommu­
nalbehörden überlassen. Das Bündnis 
mischt sich ein und fordert „endlich eine 
vorausschauende Politik, die verhindert, 
daß immer mehr Menschen in dieser 
Stadt aus dem System rausfallen" (Peter· 
sen). 

Die „Offensive„ listet auf: ,,breiter Sok· 
kel von Arbeitslosigkeit mit 30000 Men­
schen"; .,grassierende Wohnungsnot, die 
den Mittelstand erreicht"; ,,wachsende 
Ge_waltbereitschaft bei Jugendlichen, die 
keme Lebens- und Berufsperspektiven 
haben"; "erschreckende materielle und 
geistige Verarmung in den sozialen 
Brennpunkten". 

Das alles falle zusammen mit Ebbe in 
der Stadtkasse. Der Sozialetat im Römer 
sei durch Sozialhilfezahlungen so be­
frachtet, daß kein Geld mehr da sei um 
eine neue, qualitativ bessere Sozialp~litik 

genutzt und eingefordert werden - z.B. in 
der Qualifikationspolitik, wie sie von uns 
im Zusammenhang mit der "Tarifreform 
2000" diskutiett wird. 

Grenzen der "Unternehmens-
kultur" 

Dennoch müssen wir auch immer wieder 
die strukturellen Schranken für eine der­
artige Politik erkennen, die im Zweck 
auch der modernen Unternehmen be­
gründet sind, also in deren vorrangigem 
Interesse an einer höchstmöglichen Rendi­
te auf das eingesetzte Kapital. Hierbei zeigt 
sich immer wieder, daß die Interessen der 
Belegschaften an dauerhaft gesicherten Ar­
beitsplätzen und Lebensperspektiven letzt­
lich in gesellschaftlichen Lösungen aufge­
hoben sind, die den sozialen Antagonismus 

finanzieren zu können. Und überhaupt 
sei das Klima nicht günstig, die Bereit­
schaft gering, "sich öffentlich für Men­
schen in sozialer Not einzusetzen". Peter­
sen: .,Der gesellschaftliche Konsens, ser 
ziale Not durch Solidarität zu überwin­
den, steht in Frage." 

Das halten auch die Arbeitgeber für ge­
fährlich. Stephan Fischbach, für die Ver­
einigung der hessischen Unternehmer­
verbände in der „Offensive": .,Die Wirt­
schaft braucht ein vernünftiges soziales 
Klima, um erfolgreich und effektiv ar­
beiten zu können. Die Menschen brau­
chen akzeptable Lebensbedingungen." 
Wie das Reformbündnis hier allerdings 
eine Wende schaffen will, ist noch nicht 
klar. 

„Offensive"-Sprecher Petersen sagt 
denn auch, .,daß wir nicht von heute auf 
morgen von Null auf 180 kommen und 
gleich mit großen Dingen auf der Matte 
stehen." Als erstes will man dem Römer 
eine regelmäßige ,,Armutsberichterstat­
tung" verschaffen - ein, wie es heißt, ab­
solutes Muß für Sozialplanung. 

Ein von der „Offensive" finanzierter 
jährlicher Report - unter Federführung 
des Instituts für Sozialforschung - soll 
aufzeigen, wer wo in Frankfurt arm · ist 
,,und was das für die Menschen ~~ ': 
tet·:. Zw~i~ Morgengabe: Man wll!!i,a_::).i.:I; 
„m1ttelfr1stige vernetzte Planung :für;Jll:Uf 
gendpolitik in den Stadtteilen" entwerfeii"- · 

Zum dritten sucht die „Offensive" Stü­
tungsgründungen zu inspirieren und 
.,social sponsoring" anzukurbeln. 
DGB-Chef Dieter Hooge: ,,Warum soll es 
nicht nach dem Vorbild der erfolgreichen 
,Sporthilfe' eine ,Armtitshilfe' geben?'' peh 

berücksichtigen: Insbesondere dann, wenn 
es für Unternehmen wirtschaftlich schwie­
rig wird, stellt sich die "Unternehmenskul­
tur" in einem anderen Lichte dar, als dies 
manche bei uns grassierenden modischen 
Vorstellungen nahelegen. Wir erleben dies 
auch hier bei uns - beispielsweise in Teilen 
des Maschinenbaus und bei vielen Auto­
mobilzulieferern. Und dies sind Tatsachen, 
die in den heutigen Debatten um Diskurse 
und Gestaltungsmöglichkeiten zumeist 
schlicht und einfach unterschlagen werden. 
spw: Die konstatierte Verschiebung weg 
vom "sozialen Antagonismus" hin zur "ko­
operativen Unternehmenskultur" stellt 
auch eine Absetzbewegung zu den Kämp­
fen um die Arbeitszeitverkürzung in den 
80er Jahren dar, in denen die von Dir be­
schriebenen Zusannnenhänge ja deutlich 
spürbar waren. Um den Unterschied noch 
deutlicher zu machen: Damals waren es 
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zuallererst die von den Gewerkschaften 
formulierten und gebündelten Interessen 
der abhängig Beschäftigte, die den Aus­
gangspunkt darstellten. Heutzutage hat sich 
ein ganz anderer Zungenschlag durchge­
setzt: Es sind Unternehmenskonzepte, die 
gewerkschaftliche Ge­
staltungsmöglichkeiten eröffnen, es sind 
Unternehmensstrategien, die gewerk­
schaftliche Gestaltungsmöglichkeiten er­
öffnen - d.h. die Reihenfolge der Argumen­
tation hat sich verändert. 
Bierbaum: Diese Verschiebung schlägt 
sich z.B. darin nieder, daß heute nie­
mand mehr über eine weitere Verkür­
zung der Arbeitszeit, aber alle Welt über 
Betriebsnutzungszeiten - also zunächst 
einmal über Interessen der Unternehmen 
- redet. Man denke in diesem Zusam­
menhang auch an die Frage der Privati­
sierung, in der die Gewerkschaften -
auch die IG Metall mit ihrem im Prinzip 
richtigen Treuhandkonzept - vollkom­
men in die Defensive geraten sind. Zu­
meist setzen sie nur noch auf eine "mo­
derne" inclusive "sozialverträgliche" 
Variante, in der bestimmte im ordoli­
beralen Konzept der "sozialen Markt­
wirtschaft" vorhandene Ordnungsge­
sichtspunkte eingeklagt werden, man 
aber der Privatisierung ansonsten freien 
Lauf läßt. Damit will ich mich keines­
wegs pauschal gegen Privatisierungen und 
gegen größere unternehmerische Spielräu­
me für Privatinitiativen etwa in Ostdeutsch­
land aussprechen. Nur: Diese privaten In­
itiativen müssen wiederum in gesell­
schaftliche Initiativen eingebunden sein -
z.B. in regionale und sektorale Strukturent­
wicklungspläne, wie sie die IG Metall ja 
fordert. Gleichwohl muß auch mitBlick auf 
die eigene Gewerkschaft konstatiert wer-

den, daß sich die Haltung gegenüber derar­
tigen Vorstellungen von wohlverstandener 
Vergesellschaftung erheblich anders dar­
stellt als etwa noch Mitte der 80er Jahre ... 
spw: ... als derartige Ansätze z.B. in der 
Stahlindustrie und den Stahlregionen 
diskutiert wurden. Aber welche Chancen 
hat denn die IG Metall, in derartigen 
ordnungspolitischen Fragen überhaupt 
wieder in eine Offensive zu kommen? 
Eine Frage, die sich natürlich auch vor dem 
Hintergrund der in den drei vergangenen 
Jahren entstandenen politischen Gesamtla­
ge stellt. 

Aktive Industriepolitik 

Bierbaum: Ich will dazu auf die Aus­
gangsfragestellung und den Frankfurter 
Fall zurückkommen: Wir fordern hier eine 

aktive Industriepolitik aus den eingangs er­
wähnten Gründen. Es zeigt sich nämlich 
immer deutlicher, daß ein Umstrukturie­
rungsprozeß, wie er in Frankfurt seit vielen 
Jahren stattfindet, nicht den Kräften des 
Marktes und der Dynamik der einzelnen 
Unternehmen überlassen bleiben darf. Die 
sozialen Aufspaltungen und Verwerfungen 
in unserer Region belegen vielmehr die 

Organisationsstärke der Gewerkschaften (In %) 
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Notwendigkeit, derartige Umstrukturierun­
gen als einen gesellschaftlich kontrollierten 
und gesteuerten Prozeß zu organisieren. 
Dies gilt für Montanregionen ebenso wie 
für sogenannte Dienstleistungsmetropolen. 
Wenn Frankfurt als Stadt für große Teile 
der Bevölkerung überhaupt noch bewohn­
bar sein soll, dann brauchen wir eine 
Mischstruktur, die sich nicht von alleine 
herstellen wird, sondern nur aufgrund ge­
sellschaftlicher Eingriffe. 
Der Ansatz, der vor Jahren schon im sog. 
strukturpolitischen Memorandum fest­
gehalten wurde, ist numnehr auch für 
Frankfurt aktuell - und zwar entgegen 
dem Trend, daß heute fast nur noch über 
Privatisierung geredet und über gesell­
schaftliche Lösungen nicht mehr nach­
gedacht wird. Dabei ist die Trennung 
von "Privatem" und "Gesellschaftli­
chem", die eine gesellschaftliche Ein­
flußnahme auf den Privatsektor ablehnt, 
schon deshalb falsch, weil ja schon um­
gekehrt Unternehmensentscheidungen die 
gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
nachhaltig prägen, was sich an Verkehrs­
strukturen, Wohnverhältnissen und städti­
schen Entwicklungen insgesamt gut able­
sen läßt. Und deshalb ist es genauso not­
wendig wie legitim, wenn auf die hiesige 
Situation mit einer regionalen Struk­
turentwicklungsplanung reagiert wird Hier 
verknüpfen sich also Fragen der Industrie­
politik mit der sozial-kulturellen und räumli­
chen Entwicklung: Der JG Metall eröffnet 
sich ein Feld, dem sie sich dringend und 
verstärkt zuwenden muß. 
spw: Nun möchte ich an dieser Stelle doch 
einen Einwand erheben. Ich habe bei Dei­
nen Ausführungen sehr stark den Eindruck, 
daß die Schranken einer sozial­
partnerschaftlichen Unternehmenspolitik 
ebenso wie gesellschaftliche Eingriffe und 
Konzepte überwiegend mit sozialen Ge­
fahren und Risiken - Arbeitsplatzverlusten, 
Preissteigerungen, Wohnungsnot usw. -
und damit in recht klassischer Weise be­
gründet werden. Meines Erachtens wäre 
es notwendig, eine andere Problematik viel 
stärker in den Vordergrund zu schieben -
nämlich den Beittag, den die wirtschaftli­
chen Einheiten, die Unternehmen mit ihren 
Managements wie auch mit ihren Beleg­
schaften, zur Lösung drängender Probleme 
im Umweltschutz, im Verkehrswesen, im 
Energiesektor, im Wohnungs- und Städte­
bau, im Kommunikationssektor usw. leisten 
können. Dies halte ich für eine Frage, die 
insbesondere den Maschinen- und Anla­
genbau, die Elekttonikindustrie, die Auto­
mobilindustrie und ihre Zulieferer, kurzum: 
die IG Metall betrifft. 
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Auf diesem Feld dominiert aber in beson­
derem Maße die Vorstellung vom dynami­
schen, sozial aufgeklärten und ökologisch 
innovativen Unternehmen, das 
gesellschaftlicher Reformpolitik den 
Rang abläuft. Wäre es nicht notwendig, 
gerade auf diesem Feld - und nicht im­
mer nur bei Arbeitsplatzverlusten und 
anderen sozialen Risiken - der Frage der 
Gestaltungsgrenzen, der kooperativen 
und der autonomen Gewerkschaftspoli­
tik nachzugehen? Und würde dies nicht 
auch eine traditionelle gewerkschaftli­
che Industriepolitik relativieren, die sich 
vor allem aus derartigen Risiken begrün­
det? 
Bierbaum: Kein Widerspruch. Ich erinne­
re in diesem Zusammenhang positiv an die 
gemeinsame Veranstaltung, die die IG Me­
tall vor ca. zwei Jahren zusammen mit dem 
Naturschutzbund zur Zukunft des Automo­
biles durchführte, an der auch Unterneh­
men und Betriebsräte beteiligt waren. Man 
muß nun in die Produkt- und Unterneh­
menspolitik der Automobilindustrie die ge­
wünschte ökologische Dimension einzie­
hen. Allerdings besteht auch hier die er­
wähnte strukturelle Schranke: Auch wenn 
ich das Produkt ökologisch noch so stark 
verbessere, so muß es letztlich doch um 
eine erhebliche Reduzierung des Mas­
senausstoßes von Pkws gehen - ein Ziel, 
das mit den Unternehmensinteressen na­
türlich überhaupt nicht übereinstimmt. 
Das geht nur im Rahmen einer übergrei­
fenden Industriepolitik, die dann al­
lerdings auch die Frage beantwortet, wo 
die freigesetzten Arbeitskräfte bleiben 
sollen. Um es im Klartext zu sagen: Es 
ist eine völlige lllusion, daß wir vor al­
lem durch eine Modernisierung der Un­
ternehmenspolitik zu denjenigen Lösun­
gen kommen könnten, die im gesell­
schaftlichen Maßstab erforderlich sind. 
spw: Hier liegt auf der anderen Seite auch 
der Ansatzpunkt, um den sozialen Antago­
nismus nicht nur auf der Ebene der sozialen 
Interessen im herkömmlichen Sinne, nicht 
nur auf der etwas "moderneren" Ebene der 
Arbeitsqualität, sondern auch und gerade 
auf der Ebene der Gestaltungskompeten­
zen deutlich zu machen. Es handelt sich 
dabei um eine Ebene, auf der sich die häu­
fig angerufenen technischen Angestellten, 
Informatiker, Ingenieure, aber auch weite­
re Teile der sonstigen Beschäftigten die 
Frage stellen: Betteiben sie mit ihrem 
Know-how bestimmte Lösungen nur in Re­
gie des jeweiligen Kapitals oder im gesell­
schaftlichen Auftrag? Frage an Dich: Tut 
sich hier nicht ein Spannungsverhältnis auf, 
daß zwar "modern" ist, aber dennoch den 

sozialen Antagonismus enthält? Und lägen 
hier nicht Ansatzpunkte, um in den erwähn­
ten Belegschaftsgruppen gewerkschaftlich 
stärker Fuß zu fassen? 
Bierbaum: Ich glaube zwar nicht daran, 
daß es irgendein Patenttezept für kurzfristi­
ge Organisierungserfolge in den von Dir 
genannten Bereichen gibt. Aber zweifellos 
würden wir das Bewußtsein und das Selbst­
verständnis von Technikern, Ingenieuren 
usw. besser aufgreifen, wenn wir diese 
Fragen thematisierten. Wir tun dies als IG 
Metall schon in vielen Fällen - aber dies 
muß zweifellos ausgebaut werden. Dies ist 
umnittelbar mit der Frage verbunden, wie 
die gesellschaftliche Entwicklungsrichtung 
überhaupt aussehen soll - eine eminent po­
litische Frage, die auch für den künf­
tigen Zusammenhalt der Gewerkschafts­
bewegung von großer Bedeutung sein 
wird. Die JG Metall hat dem zu einem 
guten Teil mit ihrer Zukunftsdebatte und 
ihren Zukunftskongressen Rechnung getra­
gen - auch wenn eingeräumt werden muß, 
daß es an der Umsetzung in die breite Or­
ganisationspolitik doch hapert. 
spw: Ich würde gerne auf Dein Be­
griffspaar Korporatismus versus Autono­
mie zurückkommen. Es hat mich näm­
lich noch in einer zweiten Hinsicht etwas 
überrascht. Diese zunächst einmal ge­
werkschaftstheoretische Gegenüber­
stellung wurde in der Realität ja sehr häufig 
an einem internationalen Gewerkschafts­
vergleich festgemacht: Als korporatistisch, 
d.h. eingebunden in staatlich arrangierte so­
zialpartnerschaftliche Beziehungen, galten 
die großen sozialdemokratisch beherrsch­
ten Einheitsgewerkschaften in Skandinavi­
en, Deutschland und Österreich, als auto­
nom große Teile der französischen und ita­
lienischen Gewerkschaftsbewegung. 

Wenn man aber nun ein historische Bilanz 
zieht: Muß man dann nicht einräumen, daß 
sich die Strukturen der "korporatistischen" 
Gewerkschaften nach mehr als 10 Jahren 
neokonservativer Offensiven als ver­
gleichsweise widerstandsfähig erwiesen 
haben, während die einstmals "kämpferi­
schen" Gewerkschaften des Südens, aber 
auch z.B. Großbritanniens, entweder 
kampfunfähig geworden und/oder mit we­
henden Fahnen in das Lager der Sozialpart­
nerschaft übergelaufen sind? 

Renaissance des Korporatismus 

Zweiter Teil meiner Frage mit Blick auf die 
Zukunft: Wenn das richtig ist, was wir vor­
hin vor allem unter dem Stichwort der Indu­
striepolitik besprochen haben, dann er­
fordern die Aufgaben in den östlichen wie 
auch in den modernen Industrien des We­
stens aktive Industriepolitik. Dies läuft- so 
meine Hypothese - hinaus auf eine wieder 
zunehmende Rolle des Staates im gesam­
ten Wirtschaftsgeschehen. In der Konkur­
renz der ''Triade", der drei großen kapitali­
stischen Zeniten, wird außerdem zumin­
dest in Europa der Druck zunehmen, \Yie. 
der soziale Arrangements zu erziele~:;~~ 
beiden Seiten her würde ich dernnac!i'~ 
Renaissance des Korporatismus prophezei­
en, die mit dem come-back der Industriepo­
litik in einem notwendigen Zusammenhang 
steht. Die Gewerkschaften werden sich 
dem m.E. nicht entziehen können - und 
vielleicht sollten sie es ja auch gar nicht. 
Bierbaum: Deine Bilanz im internationa­
len Gewerkschaftsvergleich dürfte weitge­
hend zutreffen - z.B. in einem deutsch­
italienischen Vergleich: In Italien findet 
heute eine Hinwendung zum deutschen 

Strukturwandel bei Personengruppen in der Metallwirtschaft 
1980 - 1990 (In%) 

Quelle: Der Gewerkschafter 7-8/91 
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Gewerkschaftsmodell einschließlich des 
deutschen Betriebsrätekonzeptes statt ... 
spw: ... wobei die IG Metall sogar häufig 
schon als zu klassenkämpferisch angese­
hen wird ... 
Bierbaum: Das ist natürlich eine sehr 
übertriebene Sichtweise, wie sie in Itali­
en tatsächlich angetroffen werden kann. 
Aber man muß hierbei gerade die Spezi­
fik der IG Metall im Blickfeld haben. 
Sicherlich haben sich die nördlichen Ge­
werkschaften mit ihren stärker sozial­
partnerschaftlichen Traditionen und 
Rahmenbedingungen als einigermaßen 
stabil erwiesen. Aber man soll nicht ver­
gessen, daß bei der IG Metall auch das 
"Bewußtsein der eigenen Kraft" und 
die offensive Gewerkschafts- und insbe­
sondere die aktive Tarifpolitik entscheiden­
de Elemente ihres Erfolges waren. Die IG 
Metall hat sich - bei aller Berücksichtigung 
wirtschaftlicher Strukturen -immer als auto­
nome Organisation und als Gegenmacht 
verstanden. Daß das in der Praxis nicht im­
mer so war, versteht sich fast von selbst. 
Aber die heutige relative Stärke der IG 
Metall ist eben insbesondere der Tatsache 
geschuldet, daß sie in der ökonomischen 
und gesellschaftlichen Krisenlage in der er­
sten Hälfte der 80er Jahre- und zwar gegen 
den Trend! - die Auseinandersetzung um 
die 35-Stunden-Woche zu führen bereit 
war. Es ist daher keineswegs so, daß sich 
- wie Dieter Wunder von der GEW meint 
- der IG-Chemie-Gewerkschaftstypus 
gegen den der IG Metall durchgesetzt 
habe. 
Um den Anspruch einer autonomen Ge­
werkschaftspolitik in der Realität bewahren 
zu können, muß man nun den Blick auf den 
zweiten, industriepolitischen Teil Deiner 
Frage werfen. Auf der einen Seite hat die 

IG Metall immer versucht, betriebliche In­
itiativen mit überbetrieblichen industriellen 
Perspektiven zu verknüpfen. Auf der ande­
ren Seite gebe ich Dir recht, daß wir so 
etwas wie eine Renaissance der Industrie­
politik erleben werden. Dies zeichnet sich 
in den Diskussionen um die Strukturverän­
derungen in Ostdeutschland ebenso ab wie 
in der Frage einer ökologischen Gestaltung 
der Industriestrukturen. Entscheidend 
scheint mir zu sein, daß die IG Metall das, 
was sie schon begmmen hatte, aber - wie in 
Rheinhausen - nicht zu Ende führen konn­
te, weiterverfolgt: nämlich eine Verbin­
dung von betrieblichen Ansätzen mit einer 
regionalen Strukturpolitik. 

DGB-Reform und Regional-
politik 

spw: In der Organisationsreformdebatte, 
die seit einigen Monaten geführt wird, 
spielt die Verantwortung der Ge­
werkschaften in der regionalen Struktur­
politik eine bedeutsame Rolle. Regiona­
le Strukturpolitik berührt natürlich in 
entscheidendem Maße das Verhältnis 
zwischen Mitgliedsgewerkschaften und 
DGB. In der Praxis ist doch häufig - z.B. 
in Nordrhein-Westfalen - folgendes fest­
zustellen: Es fällt sehr schwer, die Mit­
gliedsgewerkschaften - auch die IG Me­
tall - über das hinaus, was sie sowieso 
schon alles zu tun haben, für ein regionales 
strukturpolitisches Engagement zu gewin­
nen. Stattdessen herrscht der Trend vor, 
dies an den DGB zu delegieren, der selbst 
wiederum unter den Folgen der bisherigen 
Organisationsreform - sprich: der Zusam­
menlegung der Kreise - leidet und anderen 
Akteuren wie den Kommunen und den 
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Kammern entsprechend schwach ge­
genübersteht. Müßte man nicht eine sub­
stantielle Aufwertung des DGBs vor­
nehmen, was natürlich auch Konsequenzen 
für seine politische Rolle und die Finanzie­
rung seitens der Mitgliedsgewerkschaften 
hätte? 
Bierbaum: In der Konsequenz ist das si­
cherlich richtig, weil man im Rahmen 
des DGB zu einer stärkeren Zusam­
menarbeit der Gewerkschaften kommen 
muß. Und unter diesem Gesichtspunkt 
ist die von Dir angesprochene DGB­
Kreisreform schlichtweg eine Katastro­
phe für die Gewerkschaften. Auf der an­
deren Seite: Eine Stärkung des DGB mit 
höheren Beiträgen der Gewerkschaften 
ohne eine politische Konzeption und Be­
gleitung führt allerdings zu nichts. Das 
Problem besteht doch darin, daß die re­
gionale Entwicklungspolitik noch in den 
Kinderschuhen steckt. Beispiel: Die 
"Internationale Bauausstellung" Em­
scher-Lippe findet weitgehend ohne eine 
aktive und offensive inhaltliche Beteili­
gung der Gewerkschaften statt, obwohl 
sie ja von ihrem Ansatz her einen idealen 
Anknüpfungspunkt bieten würde: Es 
geht um den Umbau einer ganzen Regi­
on unter den Gesichtspunkten Arbeiten, 
Wohnen, Umwelt etc. Natürlich gibt es 
einige gewerkschaftliche Experten, aber 
in der Breite der Gewerkschaftsdiskussi­
on und Gewerkschaftsarbeit spielt dies 
doch keine oder bestenfalls eine unterge­
ordnete Rolle. 
Dieses Beispiel scheint mir typisch sein. 
Ich denke, daß erst dann, wenn eine akti­
ve inhaltliche Verankerung der regional­
politischen Problematik gegeben ist, 
auch Maßnahmen Sinn machen, die auf 
eine politisch-institutionelle und materi­
elle Stärkung des DGB hinauslaufen. 
Und dies gilt eben auch für Frankfurt: 
Wenn wir um die Existenz von Arbeits­
plätzen kämpfen, müssen wir dies einer­
seits mit Industriepolitik und anderer­
seits mit Stadtentwicklungspolitik regio­
nal verknüpfen. Dieser Ansatz muß als 
inhaltliche Substanz einer Organisati­
onsreform stärker betont werden, bevor 
man sich Gedanken über institutionelle 
Regelungen macht 
spw: Es gibt in diesem Zusammenhang 
eine weitere Problematik, nämlic;1 die 
Gefahr eines beschränkten regionalen 
"Korporatismus", in dessen Rahmen der 
DGB mit den Kammern und den Kommu­
nen im Bereich der Wirtschaftsförderung 
Händel treibt, während regionalpolitische 
Bündnispartner - etwa aus der Ökologiebe­
wegung und aus sozialen Initiativen - ver-
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nachlässig! werden. Wie stellt sich dies hier 
in Frankfurt dar? 
Bierbaum: Ich wäre für eine derartige 
Öffnung. Allerdings ist von diesen Bewe­
gungen - als Bewegungen - auch in 
Frankfurt nicht allzuviel übrig geblieben. 
Dies darf dennoch kein Alibi dafür sein, in 
traditionellen Politikverbindungen und in 
kommunalen Machtkartellen zu verharren. 
Andersherum: Wir müssen weg von derar­
tigen Strukturen und den damit häufig ver­
bundenen Personalunionen, wo einzelne 
Gewerkschaftsvorsitzende in Stadtratsfrak­
tionen etc. eingebunden sind, hin zu ge­
werkschaftlichen Initiativen, die ihre Basis 
in den Gewerkschaften selber haben. Und 
wir dürfen uns dabei nicht wie üblich auf 
den sog. Sozialbereich abdrängen lassen. 
Konkret: Wir machen hier in Frankfurt 
seit geraumer z.eit einen völlig offenen 
Arbeitskreis Stadtentwicklung, um be­
triebliche und Stadtteilinitiativen mitein­
ander zu verknüpfen. Gegenwärtig sind 
wir dabei, unsere Vorstellungen in The­
sen für die Stadtentwicklung in Frankfurt 
niederzulegen. 

spw: Die Abdrängung auf den Sozialbe­
reich scheint mir in der Tat besonders 
problematisch zu sein. Hingegen berüh­
ren Fragen der regionalen Recycling­
wirtschaft, der regionalen Werkstoffent­
wicklung, der regionalen Energiever­
sorgung und der regionalen Technologie­
struktur gerade die Industriegewerkschaf­
ten ... 
Bierbaum: ... und gerade hier liegen die 
strukturpolitischen Schnittstellen, die 
noch viel zu wenig bearbeitet werden, 
weil auch das entsprechende Verständnis 
dafür fehlt. 

Global denken - lokal handeln 

spw: Eine letzte, aber sehr bedeutsame 
Frage: "Global denken - lokal handeln" 
hat sich auch die IG Metall mit ihren Zu­
kunftsforen als Losung zueigen gemacht. 
Welche Konsequenzen dies für die Ge­
werkschaftsstrategie und für die von uns 
diskutierten Frngen haben könnte, bleibt 
aber ungewiß. Dabei müssen wir uns ver-

gegenwärtigen, daß es bei der internationa­
len Dimension nicht mehr nur oder vorwie­
gend um "internationale Solidarität" im 
klassischen Sinne geht, sondern immer 
mehr die Frage der eigenen Produktions­
und Lebensweise, auch des Konsumver­
zichts und der Umverteilung von Nord 
nach Süd auf der Tagesordnung steht. Aber 
gerade dies geht doch wohl an die 
Grundsubstanz des traditionellen gewerk­
schaftlichen Politikverständnisses? 
Bierbaum: Keine Einwände. Wir können 
uns nicht länger mit Solidaritätsgesten 
begnügen. Die Gewerkschaften sind zu­
nächst einmal Bestandteil des westlich­
kapitalistischen Entwicklungsmodells 
und haben ihre Erfolge bislang auf der 
Basis der damit verbundenen Vemut­
zung von Ressourcen und ihrer weltwei­
ten Ungleichverteilung erzielt. Wir ha­
ben diese Problematik auf den Zukunfts­
foren diskutiert. Ich gebe aber zu, daß wir 
in der politisch-strategischen Umsetzung 
seitdem noch nicht sehr viel weiter gekom­
men sind. Es kann aber aus meiner Sicht gar 
nicht anders sein, als daß die angesproche­
ne Renaissance der Industriepolitik und die 
wachsende Bedeutung der regionalen 
Entwicklungszusammenhänge in einen be­
wußten Zusammenhang mit den weltwei­
ten Problemen gebracht werden müssen. 
Ich bin der Überzeugung, daß man die Re­
gionalisierung der Gewerkschaftsarbeit 
und die Internationalisierung des gewerk­
schaftlichen Denkens letztlich nur anhand 
der genannten Probleme - Recycling, Ener­
gie, Industriestrukturen, aber auch der Mi­
gration mit ihren Konsequenzen für Stadt­
und Raumentwicklung - zusammenführen 
kann. Die Entwicklungen gehen - wiege­
sagt - an unsere Grundsubstanz. Aber die 
Suche nach konstruktiven Lösungen für 
diese Probleme erfordert ja gerade auch 
das Know-how und die Kompetenzen der 
abhängig Beschäftigten in den Betrieben -
insbesondere derjenigen qualifizierten 
Schichten, über die wir uns zu Beginn un­
terhalten haben und um die wir uns als IG 
Metall verstärkt bemühen müssen. 

Das W artburgfest 

-~ und gegenwirtige Henwsfordenmgen 
ftlr eine domolaaliacbo Hocbscbulpolitil: 

Fr. 19. Junl 1992. 20.00 Ubr Eriill'auap­
,......cal.... Das Wartburgfest als 
Ausgaogspunl:t der m>demeo Korporati­
oosge,cbicbk. Koolinuitäten seit 1817 

Sa. 20. Junl 1992.9.30 Uhr Arbeillfou'" 

Ist die Demotralie dun:11 die·-­
Korporatiooell geftibnlet1 1. Sitte 1111d 
Brauchtum im Mäooetbund. 2. Eli .... :, 
zeptiooen versus Cbanceoglek:hlieif'. 
Hocb&cbulpolitilcbe Koozeple der ~ 
raliooen. 3. Korporationen zwischen JCoo. 
servatiBDIJS ond RechtsextremisDIJS. 4. 
Geschichte und Gescbicbtsbild der SlU­

denwcben Velblndungen. 

20.00 Uhr Po,llg_le_: Zur Zu­
kunft des vereinigten Deutschland. Droht 
eine Renai.ssance des NaJionallsmus? In­
~ und auBeopolitische Herausforderun­
gen. 

So. 21. Juoi 1992 9.30 Ubr Pocllu-ls­
kussion.: Aufgaben einer deox,tratischen 
Hocbschuleotwict.luog. Cbancengleichheit 
Stab Ellteblildung. 

Mit Prof. Dr. Frank Deppe, Prof. Ludwig 
Elm. Dr. Aoselm Faw;t. Prof. Heinrich 
Fint, Dr. Nomen ~. Prof. Dr. Rein­
banl Kühn~ Dr. Blirbel Meurer. Prof. Dr. 
HeiDmt Ridder, Prof. Dr. Ricbanl 5'm8e. 
Gerhard Scbäfe.r. Dr. Heike Ströle-Bühler 
u.a. 

AnmdduJII und ~lion: Projekt 
Wanburg '92. c/o Gescbichtswertstatt 
e.V., Lieblgstnlle 46. 3550 Marburg. 
806421/13107 
Venmalter der Koaferenz: Projekt 

Wertburg '92, Gescblcbtswertstatt MR. 
Bund demotnlllscber WissenscbaftlerJn. 
oen, AStA Marburg 

"1!!1, .. _ 
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Keine 

Frage: Angesichts der trostlosen bis 
venweifelten Lage traditionsreicher 
westlicher Gewerkschaftsbewegungen -
in Frankreich und den' USA liegen die 
Organisationsgrade inzwischen wohJ un­
ter 10 Prozent - stehen die deutschen Ge­
werkschaften gut da. Dennoch: Auch sie 
haben zu wenig jugendliche und weibli­
che Mitglieder, es fehlen ihnen die An­
gestellten, besonders die in führenden 
Funktionen, sie sind in den alten Indu­
strien stärker vertreten als etwa in den 
meisten Dienstleistungsbereichen. Läßt 
sich das ändern? 
Lorenz Sehweg/er: Ich habe durchaus 
die Hoffnung, daß sich das ändern läßt. 
Das setzt für mein Verständnis aller­
dings ziemlich weitreichende Verände­
rungen voraus. Veränderungen, die sich 
sowohl auf die Programmatik als auch 
auf die kommunikative Kultur, die 
Strukturen, die Organisation der Ge­
werkschaften beziehen. 
Als Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen sind wir mit den für Ge­
werkschaften etwas kritischeren Ar­
beitnehmerschichten intensiver befaßt 
und haben in dieser Hinsicht Erfahrung. 
Bei uns gibt es einige Bereiche mit ho­
hen und sehr hohen Organisationsgraden 
- in bestimmten Handelsunternehmen, 
Bausparkassen, Versicherungen, auch in 
einigen Bankbetrieben. Für mich ist da­
mit die quasi naturwissenschaftliche 
These widerlegt, daß Angestellte nicht 
organisationsbereit wären. Andererseits 
sieht es in der Fläche eben durchweg 
recht schwierig aus. 
Wenn man der Frage nachgeht, welches 
die Bedingungen für Erfolg oder Mißer­
folg sind, dann kommt man zu der Ant­
wort, daß wir dort vorankommen, wo 
unsere Gewerkschaftsarbeit mehr ist als 
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Das Gespräch führte Hans 0. Hemmer am 3. Ja­
nuar 1992 in Düsseldorf. Wir entnahmen es mit 
freundlicher Genehmigung der Redaktion den 
Gewerkschaftlichen Monatsheften 1/92. Für Zwi­
schenüberschriften ist die Redaktion verantwort­
lich. Lorenz SchwegJer, geb. 1944, wurde zum 
1. Vorsitzenden der HBV gewählt. 

gelten lassen 
Gespräch mit Lorenz Schwegler über die 

Strukturreformdiskussion in den Gewerkschaften 
und beim DGB* 

nur die flächendeckende Tarifarbeit al­
ter An, wo die Gewerkschaftsarbeit von 
Kollegen geleistet wird, die in ihrem Be­
reich Meinungsführer, Multiplikator, 
Leistungsträger sind. Wichtig ist auch, 
daß die Gewerkschaftsarbeit nicht im 
08/15-Stil abläuft, sondern zum Beispiel 
Anleihen bei Panizipationsstrategien 
macht. Gewerkschaftsarbeit ist dann be­
sonders effektiv, wenn sie unterneh­
mens- und betriebsnah geleistet wird 
und sich nicht so sehr in die Suche nach 
kleinsten gemeinsamen Nennern ver­
flüchtigt oder gar in irgendwelche welt­
politischen Nebel, über die man sich po­
litisch leicht einig wird, die aber nichts 
mit praktischen Interessenlagen zu tun 
haben. 
Insgesamt komme ich zu dem Ergebnis, 
daß Gewerkschaften nur als Mitrnachor­
ganisation, als wirksame Werbeorgani­
sationen mit einem kräftigen Arbeitsbe­
zug zurechtkommen werden. Der muß 
allerdings moderner und anders formu­
lien werden als bisher. Dann sehe ich für 
die Gewerkschaften eine Zukunft. 

Frage: Heißt das, daß das gesamte In­
nenleben der Gewerkschaften, das ja im 
wesentlichen durch ihre Traditionen als 
"Kinder der Industrialisierung" be­
stinunt ist, reformiert und erneuert wer­
den muß? Und heißt das auch, daß ge­
prüft werden muß, ob die Gewerkschaf­
ten noch die richtigen Funktionäre ha­
ben? 

Abhängige Arbeit und ihre 
Gestaltung 

Antworl: Ich will einmal so tun, als 
wenn eine Gewerkschaft gar nicht nur 
eine Gewerkschaft ist und deshalb etwas 

Besonderes, sondern ich betrachte sie 
einmal unter Kriterien, nach denen 
Großbanken die Börsenwürdigkeit von 
Unternehmen, auch von Dienstlei­
stungsunternehmen, betrachten. Sie fra­
gen nach der Strategie, nach den Struk­
turen und nach dem Management. Be­
ginnen wir, auf die Gewerkschaften be­
zogen, mit den Strategien, dann müßten 
diese Strategien ja wohl geeignet sein, 
Organisationsgrade von 50 und mehr 
Prozent zu mobilisieren, um zukunfts­
trächtig zu sein. Unser marktrnäßiger 
Erfolgsgradmesser ist die Bereitschaft, 
ein Prozent des Gehalts zur Verfügung 
zu stellen, um sich der gewerkschaftli­
chen Bewegung anzuschließen. Das ist 
die Abstimmung, die für oder gegen uns 
stattfindet. Wenn ich mir unsere Strate­
gien daraufhin ansehe, komme ich zu 
dem Ergebnis, daß sie sich auf den 
Kernfeldern der gewerkschaftlichen Ar­
beit bewähren müssen und nicht in neu­
modischen Randbereichen. Wir werden 
niemanden dazu bewegen, Mitgliedsbei­
trag zu zahlen, wenn wir so tun als seien 
wir so etwas wie Greenpeace. Es dreht 
sich nach wie vor um die abhängige Ar­
beit und deren Gestaltung. Ein Klassiker 
unter den Themen, die sich darum ran­
ken, ist die Entgeltfrage. Gerade in unse­
ren Organisationsbereichen, in denen 
sich bestimmte Trends fiiiher bemerkbar 
machen, sehe ich, daß zum Beispiel der 
tätigkeitsbezogene Tarifvertrag immer 
weniger mit der realen Einkommensge­
staltung zu tun hat. Es gibt immer mehr 
leistungs- und ergebnisbezogene Entgel­
te neben den tariflichen Entgelten, die 
die Autorität unserer Tarifverträge min­
dern. Wir haben uns bisher gescheut, an 
diese Frage heranzugehen. Damit laufen 
wir das Risiko, daß wir mit unserer rei­
nen Linie nicht mehr die Interessenlage 
unserer Mitglieder erreichen. In einer 
Welt, in der Arbeit nicht mehr vorrangig 
kolonnenmäßig im Mensch-Maschinen­
System venichtet wird, gewinnen Krea­
tivität, Motivation, Freude an der Arbeit 
für viele Arbeitnehmer, gerade auch für 
meinungsbildende Beschäftigte, eine 
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immer größere Bedeutung. Wir müssen 
das berücksichtigen, wenn wir, etwa in 
der Entgeltfrage, mit der Interessenlage 
dieser Menschen noch etwas zu tun ha­
ben wollen. 
Ein zweiter Klassiker ist die Arbeitszeit­
frage. Es gab eine Diskussion, die fünf 
mal sieben Wochenstunden als das end­
gültige Arbeitszeitmodell ansah. Auch 
das hat nichts mit dem Arbeitserleben 
vieler Menschen, mit der Motivati­
onslage von kreativ Tätigen, mit den In­
teressen derer, die abgeleitete unterneh­
merische Verantwortlichkeiten tragen, 
zu tun. Auch hier müssen wir stärkeren 
Anschluß an die Bedürfnisse gewinnen, 
die diese Arbeitnehmer etwa im Hin­
blick auf Arbeitszeitverkürzung, auf die 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Fa­
milie haben. Bei EDV-Beschäftigten er­
leben wir zum Beispiel, daß unsere Re­
zepte sie nicht überzeugen, aber das, 
was das Unternehmen ihnen abverlangt, 
von ihnen auch nicht als sinnvoll emp­
funden wird. Das heißt, sie sind mit ih­
ren Problemen alleingelassen, und wir 
bieten ihnen Rezepte an, mit denen sie 
nichts anfangen können. Wir müssen 
uns also auf ihre Problemlage einstellen. 
Wenn ich das alles, gemäß meiner Ein­
gangsannahme, einmal sozusagen be­
triebswirtschaftlich zusammenfasse, ist 
das Ergebnis wenig berauschend: veral­
tete Produkte, wenig attraktiv für dieje­
nigen, die Gewerkschaft im Betrieb zu 
verkaufen haben, und dann auch noch 
mit solchen Produkten ausgestattete 
Verkaufsleiter, die verunsichen sind. 
Dagegensetzen muß man das Sich-Ein­
stellen auf bestimmte Realitäten, aus de­
nen die Entwicklungslinien für die kom­
menden zehn Jahre zu ziehen sind, aus 
denen sich wiederum Konfliktlinien er­
mitteln lassen. Vor diesem Hintergrund 
sind Interessenlagen authentisch zu be­
stimmen, gewerkschaftliche Programme 
zu entwickeln, tarifliche und betriebli­
che Strategien in Gang zu setzen. Zu fra­
gen ist dann auch, wie unter diesen 
Bedingungen Mitbestimmung organi­
siert sein muß, und zwar nicht so sehr als 
Abwehr- und Veneidigungsinstrument, 
sondern als Instrumentarium zur offensi­
ven Gestaltung. Das alles wird nur dann 
gelingen, wenn wir bereit sind, uns einer 
öffentlichen Debatte über die Rolle der 
Gewerkschaften auszusetzen und nicht 
Jede Kritik an herkömmlich~r Gewerk­
schaftsarbeit sofon mit dem Stigma der 
Gewerkschaftsfeindlichkeit versehen. 

--Wenn wir das Selbstvertrauen und das 
Selbstbewußtsein zu einem organisati-

onsintemen wie öffentlichen Dialog ent­
wickeln, läßt sich das rettende Ufer 
leichter gewinnen. 

Individualität und Solidarität 

Frage: Den Urgrund von Gewerkschaf­
ten bilden die Erkenntnis gleichartiger 
Abhängigkeiten und die daraus re­
sultierende Solidarität, das Zusammen­
halten. Wird das auch weiter ein 
Lebenselement der Gewerkschaften 
bleiben müssen in einer Zeit, deren 
Kennzeichen geradezu die Individualität 
zu werden scheint? Was hält Individua­
lität und Solidarität zusammen? 
Antworl: Die Unternehmensberatung in 
Dienstleistungsunternehmen rät dazu, 
sich jeweils die "best practice", die am 
besten laufenden Bereiche, anzusehen. 
Wenn man als gewerkschaftlichen Aus­
weis für best practice einen hohen Orga­
nisationsgrad annimmt, dann weisen die 
Gewerkschaften mit einem deutlichen 
Unternehmens- und Behiebsbezug die 
besten Zahlen auf - Postgewerkschaft, 
Eisenbahnergewerkschaft, IG Bergbau 
und Energie. Auch wir haben überall 
don hohe Organisationsgrade, übrigens 
auch bei Angestellten, wo - aus welchen 
Gründen auch immer - eine deutliche 
untemehmensbezogene Politik entwik­
kelt wird. Hier gibt es also durchaus eine 
Grundlage für Solidarität. 

Es stellt sich dann die Frage nach dem 
Inhalt von Solidarität. Wird er von oben 
verordnet oder durch den Vergleich ge­
meinsamer Interessenlagen von unten 
entwickelt? Ich gehe davon aus, daß 
man einen tragenden Inhalt von Soli­
darität letztlich nur von unten entwik­
keln kann. Und da gibt es durchaus eine 
Reihe von Gemeinsamkeiten, beispiels­
weise bei bestimmten Grundelementen 
von leistungs- und ergebnisbezogener 
Vergütungspolitik. Ich gehe auch davon 
aus, daß eine Frage wie die Vereinbar­
keit von Beruf und Familie quer durch 
Arbeitszeit- und Arbeitsgestaltungssy­
steme hindurch allgemeine Grundlagen 
erforden. Ich gehe sogar davon aus, daß 
die Lösung dieser Problematik ohne be­
stimmte staatliche sozialpolitische Vor­
leistungen, die den Tarifpaneien und 

den Betriebspaneien über die Schwelle 
helfen, kaum möglich sein wird. Ich 
sehe alles in allem, daß es einen reichen 
Inhalt an Solidarität gibt, meine aller­
dings auch, daß Solidarität sehr schnell 
zu einem blutleeren Begriff wird, wenn 
die Gewerkschaft nicht in der Lage ist, 
Situationen zu organisieren, in denen 
sich der Wen der Solidarität beweisen 
kann. Diejenigen Funktionäre, die im 
Betrieb die Erfahrung gemacht haben. 
daß durch gewerkschaftliche Stärke et­
was bewegt werden kann, treten auch 
bei den übergreifenden Fragen sehr viel 
selbstbewußter auf als diejenigen, die 
feierlich von Solidarität reden, aber 
nicht die Kraft haben, Solidarität zu 
praktizieren oder zu organisieren. 
Wenn ich mir die Strukturen meiner Ge­
werkschaft ansehe, komme ich zu dem 
Ergebnis, daß auch sie reformbedürftig 
sind. Unsere Strukturen sind stark durch 
das Ortsverwaltungsprinzip, das regio­
nale Prinzip geprägt. Dieses Prinzip ist 
dann angemessen, wenn es darum geht, 
bestimmte Grundfragen des Arbeitsle­
bens zu regeln. Das erleben wif,:,inl Mo­
ment in den neuen BundesläTHhi:JL.Dort 
ist das Onsprinzip durchaus ~mes­
sen. In dem Moment allerdings, wo ge­
wisse Grundprobleme mehr oder weni­
ger gelöst sind und fachliche Probleme 
beginnen eine Rolle zu spielen, ist es 
falsch, bei den herkömmlichen Struktu­
ren zu bleiben. Um McKinsey zu zitie­
ren: Structure follows strategy, die 
Struktur folgt der Strategie. Ver'dndene 
Strategien bringen die Notwendigkeit 
mit sich, über verändene Strukturen 
nachzudenken, sich strukturflexibel zu 
verhalten. Unsere Gewerkschaft zum 
Beispiel hat seit jeher relativ ausge­
prägte fachliche Strukturen - Hauptfach­
abteilungen für Handel, Banken, Versi­
cherungen, Winschaftsdienste -, trotz­
dem sind diese Strukturen bereits zu ab­
strakt. Es ist kein Zufall, daß in unserer 
Gewerkschaft jahrzehntelang das The­
ma Ladenschluß zum Hauptthema ge­
worden ist. Es war die große verbinden­
de Klammer der Fachgruppe Ein­
zelhandel. Wenn die Kolleginnen und 
Kollegen von Kaufhäusern, aus dem 
Einzelhandel, den vielen ganz kleinen 
Geschäften nach Feldern gesucht haben, 
auf denen sich ihre Solidarität beweisen 
konnte, dann waren es nicht Probleme 
von Arbeitsbelastung oder Leistungsver­
gütung, weil die eben sehr unterschied­
lich ausgeprägt sind, sondern der ge­
meinsame Nenner war der Ladenschluß. 
Zweifellos ist das ein wichtiges Thema. 

27 



Zum Schlüsselthema ist es geworden, 
weil es der gemeinsame Nenner unserer 
Struktur war. Hätten wir eine andere 
Struktur gehabt, beispielsweise Arbeits­
gemeinschaften der Warenhäuser einer­
seits, der Verbrauchermärkte anderer­
seits, dann hätte das Ladenschluß-The­
ma vielleicht auch noch eine Rolle ge­
spielt, aber in den Einzelgruppen hätten 
jeweils andere Dinge im Vordergrund 
gestanden. 

Keine Tabus 

An diesem Beispiel läßt sich die Frage 
aufwerfen, wie weit bestimmte Struktu­
ren dazu führen, daß bestimmte Fragen 
gestellt und, was schlimmer ist, wichtige 
andere Fragen ausgeblendet werden, 
weil sie nicht verallgemeinerungsfähig 
sind. 
Damit kommen wir zur Frage des Ma­
nagements. Es stellt sich die Frage, was 
von einem Management zu halten ist, 
das diese Dinge über Jahrzehnte nicht 
bewegt und das Verhältnis von Strate­
gien und Strukturen nicht diskutiert hat. 
Die andere Frage ist, inwieweit solche 
Strukturen und solche Strategien nicht 
auch ein bestimmtes Ausleseprogramm 
begünstigt haben. Und vor diesem Hin­
tergrund hängt alles miteinander zusam­
men. Und jetzt ist die Frage, an welcher 
Stelle wird das Ganze durchgeschlagen? 
Wir geben als HBV die Antwort, indem 
wir sagen, es reicht nicht, hier oder da 
oder dort herumzubasteln. Wir sind 
davon überzeugt, daß wir eine große 
Zahl innerlich zusammenhängender 
Fragen in einem systematischen Prozeß 
miteinander angehen müssen, und zwar 
mit der Bereitschaft, keine Tabus gelten 
zu lassen. Angesichts von Besitz­
ständen, Ängsten und Unsicherheiten 
wird es erheblich Hemmnisse geben. 
Aber wir setzen darauf, daß das Zu­
kunfts- und Überlebensinteresse der Or­
ganisation so groß ist, daß es gelingen 
müßte, den Prozeß erfolgreich durchzu­
stehen. 

Frage: Die IG Bergbau und die IG Che­
mie haben eine Fusion angekündigt. Das 
heißt, hier wird es zu einer größeren Ein­
heit -kommen. Darin zeichnet sich nicht 
unbedingt der Trend hin zu überschau­
baren Strukturen ab. Widerspricht das 
Deinem Reformmodell? 
Antworl: Das widerspricht sich nicht un­
bedingt. Auf die Gefahr hin, als McKin­
sey der Gewerkschaften angesehen zu 
werden, will ich ihn erneut bemühen: 
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Von ihm stammt der Hinweis, daß jene 
Unternehmensstrukturen die leistungs­
fähigsten sind, die soviel wie möglich 
dezentralisieren und die gleichzeitig so 
viel wie nötig zentralisieren. Vor diesem 
Hintergrund halte ich es für richtig, zwar 
die Dezentralisierung in den Vorder­
grund zu stellen, sie aber in der gemein­
samen Kraft einer starken Gruppe zu­
sammenzubinden. Für uns würde das 
heißen, die differenzierten Spartenorga­
nisationen in die gemeinsame Kraft ei­
ner starken Gruppe einzubringen. Pro­
bleme hätte ich mit einem Fusionspro­
jekt, das darauf hinausläuft, lediglich die 
Kraft einer Gesamtorganisation auszu­
weiten. Wenn man jedoch zu dem Er­
gebnis kommt, daß gewisse gemeinsa­
me, gleichsam Arbeitsinteressen von un­
ternehmens- und branchennaher Ge­
werkschaftsarbeit in einer größeren Ge­
meinschaft aufgehoben sein können, ist 
es nur logisch und folgerichtig, die ge­
meinsamen Dienste jeweils nicht auf 
zwei, drei cxler vier, sondern vielleicht 
auf einige Teilbranchen mehr zu bezie­
hen. 

Dienstleistungsgewerkschaft? 

Damit komme ich auch zur Ge­
werkschaft HBV: Wenn man die Frage 
stellt, ob diese Gewerkschaft für den 
Handel einerseits, die Banken und 
Versicherungen andererseits nicht viel 
zu allgemein angelegt ist, könnte man zu 
dem Ergebnis kommen, daß es besser 
wäre, eine Gewerkschaft Handel, 
vielleicht sogar eine Gewerkschaft Ein­
zelhandel, eine Gewerkschaft Großhan­
del, eine Gewerkschaft Banken, Spar­
kassen und Versicherungen und so wei­
ter zu haben. Andererseits gibt es zwi­
schen diesen Bereichen gemeinsame In­
teressen der Dienstleistungsbeschäftig­
ten, die allesamt kaufmännische Ausbil­
dungsberufe haben, die gewisse kultu­
relle Gemeinsamkeiten haben, an einer 
gemeinsamen Vertretung. Das legt eher 
die Frage nahe, ob die Klammer HB V 
dafür nicht sogar zu eng ist, man sich 
also über eine größere Einheit Gedanken 
machen könnte eben die Ge­
meinsamkeit der nicht-produzierenden 
Dienstleistungsberufe. Dazu gehört das 
Stichwort der Dienstleistungsgewerk­
schaft. 
Zusammengefaßt: Dezentralisierung 
und Zentralisierung müssen gleichbe­
rechtigt nebeneinander stehen. Giganto­
manie würde uns ebenso unbeweglich 
machen wie Kleinstaaterei. 

Frage: Müßte mehr als vierzig Jahre 
nach Gründung der Gewerkschaften und 
des DGB angesichts der erheblichen 
Wandlungen der Volkswirtschaft nicht 
noch einmal grundlegend über die Zu­
schnitte gewerkschaftlicher Zu­
ständigkeiten nachgedacht und entschie­
den werden? 
Antworl: Die Diskussion, die im Mo­
ment über die Abgrenzungen zwischen 
den Gewerkschaften geführt wird, ist ei­
gentlich zu vordergründig und führt 
nicht in die Tiefe des Problems. Wesent­
lich sind die gewandelten Erwartungen 
von Arbeitnehmern und Mitgliedern an 
gewerkschaftliches Handeln, an gewerk­
schaftliche Programme, an gewerk­
schaftliche Kultur. Eigentlich sind der­
artige Erwartungen nur mittels Dezen­
tralisierung zu erfüllen. Unter diesem 
Gesichtspunkt wären statt der bisherigen 
16 vielleicht eher 30, 40, 50 Einzelorga­
nisationen richtig. Auf unseren Fall be­
zogen spräche manches dafür, eine Ge­
werkschaft Handel, eine Gewerkschaft 
Banken, Sparkassen und Versiche­
rungen und vielleicht sogar noch eine 
dritte Organisation zu haben. Ähnlich 
könnte es bei anderen Gewerkschaften 
sein - deshalb die kühnen Zahlen. 
Zum anderen stellt sich die Frage, wel­
che Interessengemeinschaften eine 
sokhe Vielzahl wiederum zu einem 
Verbund zusannnenfügen könnten. Hier 
ist der Begriff der Holding-Gewerk­
schaft zu erwähnen, der von uns in die 
Diskussion eingebracht worden ist. Er 
zielt darauf, Sparten, die viele Gemein­
samkeiten haben, unter ein gemein­
sames Zwischendach zu bringen, das 
allerdings nicht so übergreifend sein 
sollte wie der Deutsche Gewerkschafts­
bund. Vielmehr könnten die Holdings da 
geschaffen werden, wo es entsprechende 
industriepolitische oder dienstleistungs­
politische Gemeinsamkeiten gibt, oder 
solche im Bereich des öffentlichen 
Rechts und der öffentlichen Arbeitge­
ber. Ich halte nicht sehr viel davon, daß 
vorschnell über starre Zuordnungen 
gesprochen wird, statt daß zunächst 
tabufrei über Konstruktionsprinzipien 
gesprochen würde. Dabei komme ich 
jedenfalls zu dem Ergebnis, daß 16 -
also die gegenwärtige Zahl von Ge­
werkschaften im OOB - einerseits zu 
wenig und andererseits zu viel sind. Zu 
wenig, was die differenzierte Ansprache 
der Mitglieder betrifft; zu viel, was die 
Schaffung sinnvoller V erblinde angeht. 
Eine Neuordnung müßte meines Er­
achtens viel stärker vom "Konzern-
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interesse" des DGB aus definiert wer­
den. 

Neuordnung der gewerkschaft-
lichen Zuständigkeiten 

Frage: Heißt das auch, daß man die gel­
tenden Organisationprinzipien, die ja 
fast sakrosankt sind, wie Industriever­
band, "ein Betrieb - eine Gewerk­
schaft'', zur Disposition, oder zumindest 
zur Diskussion stellen müßte? 
Antworl: Ich hielte es nicht für falsch, 
die Dinge auf den Prüfstand zu stellen. 
Allerdings habe ich den Eindruck - aber 
auch das müßte man einer Diskussion 
oder Überprüfung unterziehen -, daß der 
Grundsatz "ein Betrieb - eine Gewerk­
schaft'' sich ebenso bewährt hat wie das 
Industrieverbandsprinzip. Natürlich 
bleibt die Frage, wodurch sich ein Indu­
strieverband definiert. Dazu gibt es ja 
kluge Untersuchungen. 
Der entscheidende Bezugspunkt sind 
wohl die Gemeinsamkeiten, die sich aus 
der Vergleichbarkeit der Arbeitslage, 
der Arbeitskonflikte und der Interessen­
situation der Beschäftigten ergeben. 
Daraus könnte sich ergeben, daß man 
sich innerhalb des "Konzerns" Deut­
scher Gewerkschaftsbund hin und wie­
der umgruppiert und sich von der Angst 
befreit, daß sich alles nur in den einmal 
gefundenen Formen, Häuten und 
Schneckenhäusern vollziehen könnte. 
Ich unterschätze dabei die emotionalen 
und historischen Bezüge nicht, die eine 
wichtige und auch kraftspendende Rolle 
spielen, mit der man sorgfältig umzuge­
hen hat. Aber das ist eben nur ein Teil 
der Wahrheit. Der andere Teil ist der, 
daß letztlich der Interessenbezug, die 
Wirksamkeit und die Leistungsfähigkeit 
von Strukturen für Interessenvertretung 
eine entscheidende Rolle spielen. 

HBVundDAG 

Frage: Nach der Entlassung des DAG 
aus dem DGB 1948 haben sich DAG 
und HBV als Gewerkschaften im priva­
ten Dienstleistungsbereich unterschied­
lich entwickelt. Läßt sich die historische 
Fehlentscheidung der damaligen DGB­
Führung mehr als 40 Jahre später revi­
dieren? 
Antworl: Ich habe den Eindruck, daß es 
im Moment Chancen gibt, die DAG-Fra­
ge neu anzufassen. Was die historische 
Fehlentscheidung angeht, so möchte ich 
die Last. daran gern anders verteilt wis­
sen. Denn die damalige Entscheidung 

des DAG-Vorstands hat ja eine stagnie­
rende, recht erfolglose Einrichtung her­
vorgebracht. Sie ist jedoch eine Realität, 
und wir stehen vor der Frage, wie mit ihr 
umzugehen ist. Um ein politisches 
Gleichnis zu wählen: Nach 40 Jahren 
Hallstein-Doktrin im Verhältnis zur 
DAG halte ich es für sinnvoll, sich auf 
die Rezepte des Helsinki-Prozesses zu 
besinnen. Da hatte man vor der Arter­
kennung nicht so viel Angst, weil sie die 
Grundlage dafür war, daß bestimmte 
Diskussionen sehr viel konsequenter -
innerlich wie äußerlich - geführt werden 
konnten. 
Ich halte eine Neudefinition des Verhält­
nisses der DGB-Gewerkschaften zur 
DAG für sinnvoll und insbesondere für 
die HBV für angezeigt. Ich will da auch 
nicht schnell Anforderungen an andere 
stellen, die wir selbst noch nicht voll be­
herzigt haben. Wir sollten mit der DAG, 
unter der Zielsetzung etwas neues Ge­
meinsames zu schaffen, in eine Diskus­
sion eintreten, die auch Angebote bein­
haltet. Ich persönlich bin der Auffas­
sung, daß, wenn man sich beispielsweise 
auf einen · Codex des lauteren Wettbe­
werbs, das heißt des Verzichts auf Ver­
letzung gewerkschaftlicher Grundsätze, 
verständigen könnte, schon manches 
gewonnen wäre. Ich will damit sagen: 
keine Kampfbeiträge zum wechselseiti­
gen Abwerben von Mitgliedern, keine 
einseitigen Tarifabschlüsse, ohne daß 
man sich vorher konsultiert hat, keine 
schiefen und schrägen Konkurrenzen bei 
den Aufsichtsratswahlen. Das sind alles 
Kriterien, die der DAG vielleicht schwe­
rer fallen als uns, aber die zumindest ein 
Instrument der öffentlichen und auch in­
ternen Auseinandersetzung über die Fra­
ge wären, was zukunftsweisende Ge­
werkschaftspolitik und -arbeit ist. Die 
zum Teil ruinöse, zumindest doch unsin­
nige Konkurrenz, mit der Gelder ver­
pulvert werden, muß beendet werden. 
Das ist ein Zustand, den man nicht kon­
servieren kann und der auch öffentlich 
thematisiert gehört. 

... das Eisen rasch schmieden 

Im übrigen ist das eine Sache, die nicht 
allein an der Grenzlinie zwischen HBV 
und DAG geregelt werden kann, nach-

dem die DAG nur etwa die Hälfte ihrer 
Mitglieder in unserem Organisationsbe­
reich, die andere Hälfte vor allem im 
Bereich des öffentlichen Dienstes hat. 
Ich würde mir wünschen, daß es im 
Zuge einer etwas umfangreicheren Be~ 
wegung im Rahmen der Organisations­
debatte möglich wäre, das DAG-Thema 
konstruktiv mitzubehandeln. Wir sind 
bestrebt, innerhalb unserer Organisation 
die Voraussetzungen zu schaffen, die es 
ermöglichen, daß, wenn denn mögli­
cherweise aus unserem Strategieprozeß 
etwas Neues herauskommt, das auch mit 
einer Einladung an die DAG verbunden 
sein kann. Aber es wäre natürlich vieles 
einfacher, wenn nicht nur wir uns auf 
eine solche Einladung beschränken wür­
den, sondern wenn es eine breitere 
Grundlage gäbe. Ich denke, wir sollten 
das Eisen rasch schmieden, denn die Be­
wegungsmöglichkeiten der DAG wach­
sen nicht. 

Frage: Brauchen die deutschen Ge­
werkschaften einen neuen Konsens, um 
ihre Einheit bewahren zu können? 
Antworl: Bei allen zentrifugalen .TJOn­
denzen, die wir im Moment fe~~~n, 
gibt es in Wirklichkeit einen er~hen 
Bedarf an Gemeinsamkeit. Ich denke an 
das Thema Europa, das sinnvollerweise 
nicht von einzelnen Gewerkschaften be­
arbeitet werden kann - nicht Westeuropa 
und Osteuropa schon gar nicht. Ich den­
ke an die gewerkschaftlichen Aktivitä­
ten im Reproduktionsbereich, im Wohn­
umfeld, bei Kindergärten, Schulen, in 
der Umwelt, bei Industrieansiedlungen 
und so weiter. Die industriegewerk­
schaftlichen Strukturen geben darauf 
keine Antwort und wollen es auch gar 
nicht. 
Ich komme noch einmal zu dem Ver­
hältnis von Strategie und Struktur: 
Wenn wir strategisch zu dem Ergebnis 
kämen, daß die Gewerkschaften in 
Wohngebiet und Region verstärkt statt­
fmden müssen, ihre einzelgewerkschaft­
lichen Strukturen aber nicht darauf aus­
gerichtet sind, müßten wir uns die DGB­
Strukturen ansehen. Dann wird man se­
hen, daß auch die DGB-Strukturen, die 
im wesentlichen gemeinsame Dienste 
für die industriegewerkschaftlichen 
Zwecke darstellen, dafür nicht himei­
chend gerüstet sind. Der DGB kümmert 
sich bestenfalls in bürokratischen For­
men darum. Für eine eigenständige Ar­
beit im Wohngebiet und in der Region 
müßten also neue Strukturen geschaffen 
werden . 
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Der DGB als Matrix-
organisation 

Daran knüpft sich auch die Frage, ob die 
industrie- und berufsbezogenen Kriteri­
en die einzigen Kriterien für die Auf­
nahme von Mitgliedern sein können. 
Heute haben viele Menschen ihre Prä­
gung erfahren, wenn sie von den Uni­
versitäten kommen. Wir sehen uns nach 
unseren ehernen Organisationsprinzipi­
en nicht in der Lage, mit diesen Men­
schen rechtzeitig zu sprechen und sie als 
Mitglieder aufzunehmen. Es muß ge­
klärt werden, ob sich gewerkschaftliche 
Ansprache im wesentlichen auf den Be­
trieb beschränken soll. In diesem Zu­
sammenhang muß darüber nachgedacht 
werden, welche Strukturen eine örtliche 
und regionale gewerkschaftliche Mit­
machorganisation haben muß. Darüber 
sollten wir uns im DGB gemeinsam 
ernsthafte Gedanken machen. 
Die deutschen Banken konkurrieren 
scharf untereinander, haben aber zu Eu­
roscheck und Eurocard gefunden und 
sich damit gemeinsam viele lukrative 
Geschäfte erschlossen. Die deutschen 
Gewerkschaften haben bis heute noch 
nicht einmal die gemeinsame Beitrittser­
klärung zustande gebracht. Wäre es 
nicht sinnvoll, sowohl zum Zwecke der 
gegenseitigen Unterstützung der Mit­
gliederwerbung zwischen Gewerkschaf­
ten und Industriegewerkschaften, aber 
auch als ein Instrument aktiver Arbeit in 
den Wohngebieten, eine gemeinsame 
Beitrittserklärung zustanden zu bringen 
mit der Möglichkeit der Zuordnung zu 
den Gewerkschaften und Industriege­
werkschaften, aber gleichzeitig auch mit 
der Möglichkeit, die DGB-Mitglied­
schaft am Ort und in der Region zu betä­
tigen? Die Mitmachformen von heute 
sind nicht mehr von umfangreich gestaf­
felten Wahl- und Delegationsvorgängen 
aller Art geprägt, sondern drücken sich 
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viel mehr in Arbeitsgemeinschaften, 
Arbeitsgruppen, Workshops, ad hoc­
Formen der Zusanunenarbeit aus. Wir 
sollten uns darauf einlassen, daß sich 
solche Formen aktiver Mitarbeit vor Ort 
entwickeln könnten. Das könnte uns im 
übrigen vielleicht auch helfen, das Schü­
ler- und Srudentenproblem ebenso bes­
ser zu lösen wie das Problem jener Rent­
ner, die sich weiterhin gewerkschaftlich 
betätigen möchten. Alles in allem: Ge­
werkschaften müssen in Zukunft auch 
vor Ort nicht als relativ bürokratische 
Apparate wirken, sondern sollten zu 
Mitmachveranstalrungen für die Men­
schen werden. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund wäre 
dann im Sinne einer Matrixorganisation 
auch Führungsspitze einer wie immer 
gegliederten Regionalorganisation. Er 
wäre dann von seinen Strukturen her ein 
Stück strategiegemäßer gegliedert, so 
daß es sowohl die klassischen Themen 
sachgerechter, wie auch die neuen The­
men in geeigneten Strukturen verfolgen 
könnte. Wir könnten uns dann auch 
selbstbewußter der Frage stellen, wofür 
es sich lohnt, nicht nur im Workshop des 
Unternehmens im quality-circle, son­
dern in der Gewerkschaft mitzuarbeiten. 
Wir können die Solidarität abschreiben, 
wenn wir nicht Formen anbieten, in de­
nen sich Solidarität betätigen kann. Ein 
Beispiel: Hätten wir vier Wochen vor 
dem Bankenstreik 1987 eine Untersu­
chung in Auftrag gegeben, ob Bankan­
gestellte streikbereit sein könnten, dann 
wäre wissenschaftlich festgestellt wor­
den: Sie können es nicht, sie sind es 
nicht, sie waren es nicht, und sie werden 
es nie sein. Und dennoch waren sie es. 
Sie waren es deshalb, weil sowohl Ziele 
als auch Formen für solidarisches Han­
deln zur Verfügung gestellt waren. Und 
damit konnten sie plötzlich Erfahrungen 
machen, die sie vorher nie gemacht hat­
ten. In dem Sinne besteht eigentlich für 
die Gewerkschaften keine Veranlassung 
zur Zukunftsangst. 

Sozialismus 
lebt 

Die marxistische Monatszeitschrift 
Sozialismus liefert Informationen und 
Hintergrundmaterial zu folgenden Be­
reichen: 
o Diskussionen im Forum Gewerk­
schaften (es schreiben: Detlef Hen­
sche, Lorenz Schwegler, Frank Dep­
pe, Heinz Bierbaum, Otto König, Theo 
Steegmann, Sybille Stamm) 
o ökonomische Analysen national 
und international (es schreiben: Joa­
chim Bischof!, Jörg Huffschmidt, Ru­
dolf Hickel, Karl-Georg Zinn) 
o aktuellen politischen Diskussionen 
der Linken (es schreiben: Andre Brie, 
Eric Hobsbawm, Sabine Kebir, Peter 
von Oertzen, Wolfgang Thierse) 
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Frauen im Betrieb: 
Symbolische Interessen und ihre Vertretung 

Um den differenzierten Interessen von 
Frauen bessere Artikulationschancen 
und Durchsetzungsmöglichkeiten zu 
verschaffen, muß der Rahmen her­
kömmlicher Formen von Interessenver­
trerung gesprengt und durch neue Poli­
tikformen ergänzt werden. Diese sollten 
so beschaffen sein, daß sie die traditio­
nell männlich geprägten Strukruren von 
Interessenvertretung aufbrechen, die Le­
benszusammenhänge von Frauen be­
rücksichtigen, ihnen vielfältige Beteili­
gungsmöglichkeiten eröffnen, einen 
Wechsel von repräsentativen zu diskur­
siv-kommunikativen Formen der Inte­
ressenvertrerung anstreben und damit 
die Organisation· "symbolischer Interes­
sen" ermöglichen. 
Das ist ein zentrales Ergebnis einer em­
pirischen Untersuchung zu den Interes­
sen und zur betrieblich-gewerkschaftli­
chen Interessenvertretung von Frauen, 
angelegt als Vergleichssrudie zwischen 
Industriearbeiterinnen und weiblichen 
Büroangestellten', auf die hier Bezug 
genommen werden soll. Ausgangspunkt 
war die traditionell schwache Interes­
senvertretung von Frauen, die Frage 
nach den Gründen und nach Ansatz­
punkten für deren Überwindung. Das er­
forderte konkret, erst eirunal genau die 
Interessen von Arbeiterinnen und weib­
lichen Angestellten zu untersuchen 
( welche Interessen entwickeln sie, wie 
nehmen sie sie wahr und vertreten sie 
bzw. wie werden sie vertreten?). Jenseits 
vorgefertigter Meinungen über "Arbeit-

Dr.phil: Petra Frerichs, wissenschaftliche Mitar­
beiterin am Institut zur Erforschung sozialer 
Chancen (ISO), Köln 

nehmerinteressen", denen häufig das 
Menschenbild des homo oeconomicus 
unterliegt (der nichts anderes im Sinn 
hat, als seinen materiellen Nutzen zu op­
timieren), aber auch darüber, was "ob­
jektiv" im Interesse von (allen) Frauen 
(gleichermaßen) liegen soll ("Frauenin­
teressen"), galt es herauszufinden, was 
die beftagten Frauen wirklich bewegt. 
Um Interessenbrennpunkte für einzelne 
oder Gruppen von Frauen identifizieren 
zu können,. galt es, sich nach der subjek­
tiven Bedeurung für die Frauen zu rich­
ten und das Augenmerk auf solche Inte­
ressen zu lenken, denen die Interviewten 
selbst ein besonderes Gewicht verliehen, 
woran sie besonderes Leiden, Empö­
rung, Kritik festmachten, wozu sie spon­
tan Veränderungswünsche äußerten oder 
von Aktivitäten berichteten, um solche 
Veränderungen zu erreichen bzw. auch, 
um einen status quo zu verteidigen Wld 
Veränderungen abzuwehren (z.B. für die 
Beibehalrung einer Gleitzeitregelung im 
Angestelltenbereich; gegen verschärfte 
Akkordsätze im gewerblichen Bereich). 
Interessenbrennpunkte gründen im be­
trieblichen und außerbetrieblichen Le­
benszusammenhang und - konkreter - in 
den jeweiligen Arbeitssiruationen. Hier 
zeigten sich deutliche Unterschiede zwi­
schen den befragten Arbeiterinnen und 
Angestellten - von der relativ größeren 
Arbeitsplatzsicherheit, über relativ hö­
heren Verdienst, variablere Arbeitszeit, 
mehr Autonomiespielraum in der Arbeit 
bis hin zum Starusvorteil (white collar­
Effekt) der weiblichen Angestellten ge­
genüber den Arbeiterinnen. Auch die an­
dere Hälfte des Lebenszusammenhangs 

von Petra Frerichs* 

weist deutliche Unterschiede auf (z.B. 
hier mehr Hausarbeit, höhere Kinder­
zahl und größere Gebundenheit durch 
Kleinkinder als dort), und entsprechend 
verschieden sind die Interessenbrenn­
punkte gewichtet: Von der Rangfolge 
der Dringlichkeit betrachtet, ko~-

" '·":1.,,, 
dienen beispielsweise die ausg~ 
Arbeitszeitinteressen und das In~ 
an Ästhetik und Komfort im Arbeits­
raum bei den Angestellten mit dem 
Lohn- und Arbeitsplatzsicherheitsin­
teresse sowie dem Interesse an einer an­
ständigen Behandlung bei den Arbei­
terinnen. Die Unterschiede liegen vor al­
lem auf der Ebene eines anderen Bedeu­
rungsgehalts von Interessengegenstän­
den für beide Gruppen von Frauen. 

Solche Interessendifferenzierungen lie­
ßen sich noch weiter aufschlüsseln; so 
zeigten sich auch innerhalb der Gruppen 
noch Unterschiede je nach Alter und Ge­
nerationszugehörigkeit, Nationalität, 
Konstellation des Lebenszusammen­
hangs, persönlich-familiärer Situation, 
sozialer Herkunft, bildungs- und berufs­
biographischen Verlaufsmustem etc. 
Wichtig daran ist, daß in der Perspekbve 
betrieblich-gewerkschaftlicher Interes­
senvertretung zunächst einmal Interes-
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sendifferenzierung überhaupt erkannt 
und anerkannt wird, daß diese Differen­
zierungen entlang der Linien "Klasse 
und Geschlecht" (oder konkreter: ver­
schiedener Arbeitskräftegruppen und 
deren geschlechtsspezifisch strukturier­
ter Lebenszusammenhänge) verlaufen 
und daß eine aus einem erweiterten In­
teressenbegriff und -verständnis sich er­
gebende Vielfalt nicht mit Chaos ver­
wechselt werden darf, sondern sich in 
Kenntnis und Anerkenntnis der Unter­
schiede erst gruppenspezifische Zusam­
menhänge, Interessenbündelungen und 
möglicherweise neue Konstellationen 
für betrieblich-gewerkschaftliche Politik 
ergeben. 

So weisen die Ergebnisse unserer Unter­
suchung neben den Unterschieden auch 
Gemeinsamkeiten zwischen den befrag­
ten Arbeiterinnen und Angestellten auf, 
von denen hier die Bedeutung "sym­
bolischer Interessen" hervorgehoben 
werden soll.2 Damit sind solche Interes­
sen gemeint, die sich nicht unmittelbar 
auf materielle Belange beziehen, wohl 
aber verschränkt mit materiellen Interes­
sen in bestimmten sozialen Situationen 
manifest werden; es sind dies Interessen 
an sozialer Anerkennung, Gerechtigkeit, 
Würde, Respektiert- und Emstgenom­
menwerden, Sinn, Selbstbestimmung. 
Diesen auf der psychosozialen ( emo­
tionalen, motivationalen, affektiven) 
Ebene angesiedelten Interessen kommt 
nicht etwa eine Ersatzfunktion für "ei­
gentliche" Interessen ("objektiv"-öko­
nomistischer Provenienz) zu, sondern 
ganz im Gegenteil eine, die Hand­
lungsimpulse auszulösen verspricht; 
symbolische Interessen können zur 
Triebkraft des Handelns werden: von ei­
gener Interessenvertretung besonders in 
Situationen ihrer Nichtwahrung oder 
Verletzung. In dieser "Verkehrung" als 
Unrechtsempfinden, versagte Anerken­
nung, verletzte Würde, Mißachtungser­
fahrungen, Gefühle von Sinnlosigkeit, 
Fremdbestimmung, Unfreiheit waren 
symOOlische Interessen in den Intensiv­
interviews Medium der Selbstartikulati­
on von Mißständen im Lebenszusam­
menhang der befragten Frauen. So un­
terschiedlich die je individuelle Verar­
beitung solcher Erfahrungen ausfiel und 
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so verschieden sich die jeweiligen Be­
zugspunkte bei Arbeiterinnen, Ange­
stellten, Jüngeren, Älteren, Frauen aus­
ländischer oder deutscher Nationalität 
sich darstellten - entscheidend war im­
mer die spezifische Koppelung von ma­
teriellen (betrieblichen und außerbe­
trieblichen) und symbolischen Interes­
sen: So sind Lohnunterschiede für Ar­
beiterinnen zwar nach wie vor von zen­
traler Bedeutung; aber eben nicht nur in 
materieller Hinsicht, sondern über sie 
vermitteln sich auch Gerechtigkeitsstan­
dards und Gleichheitsansprüche. Ihre 
materiellen Interessen an einem mög­
lichst unversehrten Körper (ein "Ge­
sundheitsinteresse" war nach den vor­
liegenden Befunden kaum entwickelt) 
sowie einer sinnvollen Arbeit ("mit 
Denkanforderungen") stehen in engster 
Verbindung mit den symbolischen an 
Wahrung der persönlichen Würde, An­
erkennung, Sinn und Autonomie. Für 
die befragten weiblichen Angestellten 
ist die Gestaltung der Arbeitszeit des­
halb so wichtig, weil ihr eine Scharnier­
funktion im Lebenszusammenhang der 
Frauen zukommt und hier lebensweltli­
che und arbeitsinhaltliche Interessen zu­
sammentreffen und konfligieren kön­
nen: sie wollen sowohl ihre berufliche 
Arbeit bewältigen als auch ihren vitalen 
Interessen an Vereinbarkeit von Berufs­
und Hausarbeit sowie an Freizeit nach­
gehen. Wie sie diese Balance immer 
wieder herstellen, darüber möchten die 
Frauen möglichst selbst bestimmen. Zur 
Wahrung dieses (symbolischen) Auto­
nomieinteresses scheuen sie auch keine 
Auseinandersetzung mit Vorgesetzten, 
mit denen einige regelrechte Kämpfe 
um die Zeit ausfechten. Beim für weibli­
che Angestellte so zentralen materiellen 
Interesse an weniger Leistungsdruck 
(die markanteste Veränderung ihrer Ar­
beit in letzter Zeit war für die meisten 
Befragten Leistungsintensivierung) 
kann sogar das symbolische Interesse an 
sozialer Anerkennung die Einsicht blok­
kieren, daß Entintensivierung letztlich 
nur über Neueinstellungen - verbunden 
mit einem "sozialen autogenen Trai­
ning" als kollektiver Lernprozeß für al­
ternative Anerkennungsquellen - zu rea­
lisieren ist. 
In den symbolischen Interessen3 kommt 
Verschiedenes zum Ausdruck - es sind 
Wertmaßstäbe, es sind Elemente einer 
"moralischen Ökonomie" (E. P. Thom­
pson), es sind soziokulturelle Muster, 
die gemäß der Logik sozialer Relativität 
immer in einem spezifischen Bezugs-

rahmen zu denken sind. Sie werden si­
tuationsgebunden manifest, haben nicht 
dauerhaft und per se Geltung, sondern 
bedürfen dazu eines spezifischen Span­
nungsverhältnisses zwischen Sein und 
Sollen, das sich für die einzelnen je kon­
kret immer wieder neu bildet und gene­
rell abhängt vom einmal erreichten ma­
teriellen und kulturellen Lebensniveau. 

Vor allem aber werden in der Verschrän­
kung von materiellen und symbolischen 
Interessen ( wie überhaupt im Zuschnitt 
eines um den gesamten Lebenszusam­
menhang erweiterten Interessenbegriffs) 
Handlungs- und Leidenspotentiale zuta­
ge gefördert, und zwar von Frauen, de­
nen lange genug eine Handlungsbereit­
schaft für ihre eigenen Interessen bzw. 
für kollektive Interessenvertretung abge­
sprochen wurde. Nach unseren Ergeb­
nissen existieren zahlreiche Formen in­
formeller, jenseits von Ämtern und Gre­
mien prnk.tizierter Formen von Interes­
senvertretung, die im Angestelltenbe­
reich von der individuellen Selbstvertre­
tung über kollektive Formen derselben, 
von verhaltenem Widerstand ("Rau­
nen", stures Festhalten am Gewohnten 
etc.) bis zu kollektiven Vorstößen (auch 
in Form von "Petitionen") an die 
Adresse der Vorgesetzten ohne oder mit 
Hinzuziehung des Betriebsrats reichen. 
Während die befragten weiblichen An­
gestellten sich in der Stufenfolge ihrer 
Interessenvertretung zunächst an direkte 
Vorgesetzte wenden (Modus der Selbst­
vertretung) und den Betriebsrat als 
"letzte Instanz" betrachten und als In­
formationsbörse nutzen, sind die befrag­
ten Arbeiterinnen aufgrund geringeren 
Selbstbewußtseins und starker Anbin­
dung an den Arbeitsplatz eher auf Dele­
gation ihrer Interessen an den Betriebs­
rat angewiesen. Informelle Interessen­
vertretung existiert hier hauptsächlich in 
Form individueller und kollektiver Be­
schwerden oder vereinzelter demonstra­
tiver Widerstandsaktionen (Arbeiterin­
nen müssen anscheinend zu drastische­
ren Protestformen greifen als Angestell­
te, um sich Gehör zu verschaffen.). 
Im Medium des Informellen und Inoffi­
ziellen jedenfalls waren Ansätze für eine 
bessere Interessenvertretung von Frauen 
aufzufinden, und zugleich wurden auf 
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dieser Folie die Schwächen des traditio­
nellen Politikmodells deutlich. Die Bar­
rieren, die das alte auf Macht und Kon­
kurrenz basierende Politikmodell für 
Frauen aufbaut und sie strukturell aus­
schließt, zeigen sich zum einen an der 
Ausgrenzung lebensweltlicher Themen­
bereiche - wie etwa Familie, Erziehung, 
alles sogenannte Private, zum anderen 
an der künstlichen Trennung von Gefühl 
und Sache, Politik und Alltagserfahrung; 
gefragt ist ein versachlichter Stil, Sich­
Artikulieren-Können, Affektneutralität -
alles Mechanismen, die Frauen den Zu­
gang erschweren. Neue Politikformen 
haben dagegen den Sinn, solche Barri­
eren zu überwinden; sie sind logische 
Konsequenz aus einem Interessenbe­
griff, der um die Dimensionen Le­
benszusammenhang, Differenzierung 
und symbolische Interessen erweitert 
wird. Sie haben die Funktion, den impli­
ziten Gerechtigkeitsansprüchen, Aner­
kennungsbedürfnissen etc. zum Aus­
druck zu verhelfen, um sich über ihre In­
teressen klar werden zu können. Sym­
bolische Interessen sollten zur Grundla­
ge neuer Politikformen in der betrieb­
lich-gewerkschaftlichen Interessenver­
tretung gemacht werden ( was einen 
nicht unbeträchtlichen Demokratisie­
rungsschub für die eigenen Organisati­
onsstrukturen, die Demokratisierung 
von Entscheidungsprozessen mit sich 
bringen könnte). 
Neue Politikformen sind durch drei Prin­
zipien gekennzeichnet: 

(1) Das Prinzip der Intimität 

Intime Versammlungsformen, d.h. klei­
ne Versammlungen von überschaubarer 
Größe (eine Arbeitsgruppe, eine Abtei­
lung), wo sich die Personen untereinan­
der kennen und wo Sachen besprochen 
werden, die im eigenen Erfahrungshori­
zont liegen, motivieren ungleich stärker 
als Großversammlungen, sich zu äußern, 
z.B. aufgestauten Ärger mit Kollegln­
nen, Vorgesetzten, Interessenvertrete­
rinnen an- und auszusprechen und selbst 
Themen, Probleme etc. zu benennen. 
Solche intimen Versammlungen am Ar-

beitsplatz, in der Abteilung werden (v.a. 
im Angestelltenbereich) unterhalb der 
Schwelle des Offiziellen häufiger prakti­
ziert, sei es als Sich-Zusammensetzen in 
(verlängerten) Pausen, als "Meckerstun­
den" oder "Schreibtischvoll versamm­
lungen"; sie lassen ein weiteres Prinzip 
neuer Politikformen, das mit Intimität 
eng verbunden ist, erkennen: 

(2) Das Prinzip der Informali­
sierung 

Intime Versammlungen sind in aller Re­
gel auch informeller Natur, d.h. hier dik­
tiert keine Tagesordnung den Ablauf 
und die Inhalte des zu Thematisieren­
den, sondern Ausgangspunkt und Ziel ist 
die freie, selbsttätige Artikulation der 
Beteiligten und ihre wirkliche Beteili­
gung an Entscheidungsprozessen. Infor­
malisierung bezieht sich auch auf Akti­
vitäten und Betätigungsmöglichkeiten 
jenseits von Funktionen, Ämtern, Gre­
mien, auf die Öffnung z.B. von gewerk­
schaftlichen Betriebsgruppen, betriebs­
nahen Schulungen für Nicht-Mitglieder. 
Der Charakter des Informellen kommt 
insbesondere Frauen, die häufig auf­
grund ihrer doppelten Einbindung in Er­
werbs- und Hausarbeit unter Zeitzwän­
gen handeln müssen, auch deshalb ent­
gegen, weil sie sich nicht auf Dauer etwa 
durch ein Amt festlegen können und 
wollen und ihnen so gleichwohl Beteili­
gungsmöglichkeiten offenstehen. 

(3) Das Prinzip der Diskursivität 

Dieses Prinzip fordert von Interessen­
vertreterinnen Demokratiefähigkeit und 
kommunikative Kompetenz, denn hier 
kommt es darauf an, daß die Vertretenen 
prinzipiell gleichberechtigt als Subjekte 
und Expertinnen ihrer Situation aner­
kannt, respektiert und beteiligt werden, 
so daß ihre Meinung und Erfahrung kon­
stitutiv in Vertretungsstrategien einge­
hen kann. Diskursivität bedeutet ein dia­
logisches Verfahren zwischen Interes­
senvertreterlnnen und Vertretenen, wo­
durch mit viel "Arbeit an der Person" 
(ein Angestellten-Betriebsrat) jeweilige 
Lösungen gemeinsam entwickelt wer­
den, statt autoritativ-stellvertretend vor­
gegeben zu werden. 
Wirkung und Nutzen neuer Politikfor­
men zeigen sich darin, wie sie sich auf 
unterschiedliche, differenzierte Le­
benszusammenhänge und Interessen 
(von und unter Frauen, aber auch von 
und unter Männern) einlassen, wie sie 

dem Impliziten (von Kritik, Empörung, 
Leiden etc.) durch Explizitmachen von 
Erfahrung eine Stimme geben, und wie 
sie symbolische Interessen organisieren, 
die infolge allgemein gestiegenen Bil­
dungsniveaus und gewandelter Ansprü­
che an Arbeit und Politik für die einzel­
nen immer wichtiger werden. Neue Poli­
tikformen stärken die Interessenvertre­
tung von Frauen; sie dürften aber auch 
für andere "Gruppen" attraktiv und 
sinnvoll sein, wie sie die Thematisie­
rung unterschiedlicher Erfahrungen, 
Sichtweisen und Interessen überhaupt 
erst ermöglichen. 

Frerichs/Morschhäuser/Steinrücke, 1989: Frau­
eninteressen im Betrieb, Opladen; Frerichs/ 
Steinrücke, 1989a: Die symbolischen Interessen 
von Frauen, in: Argument 174, 209-223; Frerichs/ 
Steinrücke, 1989b: Fraueninteressen und neue 
Politikformen im Betrieb, Köln. 

2 Weitere Gemeinsamkeiten waren: die generelle 
Zuständigkeit d€r Frauen für Hausarbeit und Fa­
milie, wobei es in beiden Gruppen wenige Pio­
nierinnen gab, die ihre Ehemänner zur Übernah­
me von anteilig gleich vieler Hausarbeit "umerzo. 
gen" hatten; veränderte Ansprüche an Arbeit wie 
Interessenvertretung bei jüngeren Frauen in 
Richtung auf Beteiligung und Selbstverwirkli­
chung, was wesentlich auf den höheren Bil­
dungsstand der jüngeren Generation zurückzu­
führen ist. 

3 Symbolische Interessen (Bourdieu) sil]d_-~'.5:0l­
che nicht geschlechtsspezifisch, sorH:llliffl:gletten 
wahrscheinlich für all diejenigen, .,~~)Wmig 
Chancen auf soziale Anerkennung habeili-. An­
ders gesagt: Je weiter unten in dei ·sozialen 
Hierarschie, desto virulenter symbolische Inter­
essen. S. hierzu näher: Frerichs/Steinrücke 
1989a. 
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Die Freiheit ist keine Utopie, weil sie ein ursprüngliches Streben ist, weil die 
ganze Menschheitsgeschichte Kampf und Arbeit ist für die Errichtung sozialer 
Institutionen, die ein Höchstmaß an Freiheit garantieren. Gramsci, 1918 

Das deutsche 
Gramsci- Projekt 
Die deutsche Ausgabe von Gram­
scis Hauptwerk wird in 10 Bänden 
den integralen Text der Quaderni del 
carcere bieten. Grundlage ist die von 
Valentino Gerratana veranstaltete 
kritische italienische Ausgabe, die 
mit einem umfangreichen wissen­
schaftlichen Apparat ausgestattet \St 
und weltweit als vorbildlich gilt. Der 
Argument- Verlag kann sich bei sei­
nem Unternehmen auf die Zusam­
menarbeit mit dem Istituto Gramsci 
(Rom) und der International 
Gramsci Society stützen. Die wis­
senschaftliche Leitung des Gesamt­
projekts liegt in den Händen des 
Leipziger Romanisten Prof KlaNs 
Bochmann und des Berliner Philo­
sophen Prof Wolfgang Fritz. Haug. 

Antonio Gramsci 
Gefängnishefte 

Die Gefängnishefte erscheinen auf 
der Grundlage der von V. Gerratana 
im Auftrag des Gramsci-Instituts 
besorgten Edition. Herausgeber ist 
das Deutsche Gramsci-Projektunter 
der Leitung von Prof. Klaus Bach­
mann (Univ. Leipzig) und Prof. W.F. 
Haug (FU Berlin). Die Kritische 
Gesamtausgabe umfaßt 10 Bände 
(inkl. Registerband) mit insges. ca. 
3.500 Seiten. Jeder Band in Linson 
mit zweifarbigem Schutzumschlag 
und Lesehändchen.Preis: DM 46,­
(bei Subskription DM 37,-). Die 
Subskription ist bis zum 30.6.1992 
möglich. 

Warum Gramscis Gefängnishefte lesen? 
»Es hat lange gedauert, bis begonnen werden konnte, Antonio Gramscis 
Arbeitshefte aus dem faschistischen Gefängnis auf deutsch zugänglich zu 
machen. Es bedurfte der Durchbrechung der ,Mauer<, um den Weg frei zu 
machen für eine ost-westdeutsche Kooperation von Wissenschaftlern und 
Übersetzern, die das aufwendige Unternehmen aus eigenem Antrieb tra­
gen: als ein wahrhaft ,zivilgesellschaftliches< Projekt. Die Konstellation ist 
nicht zufällig: Wie Rosa Luxemburg oder, unter den radikal anderen Bedin­
gungen Perus, Jose-Carlos Mari:itegui, den man den >lateinamerikanischen 
Gramsci< genannt hat, tritt auch Gramscis Aktualität in diesem historischen 
Moment neu ins Bewußtsein. Der unter Stalin beschrittene Weg des staats­
monopoliscischen Sozialismus hat sich als Sackgasse herausgestellt. Sie führ­
te nicht zu sozialistischen Verhältnissen und versagte schließlich an der 
Schwelle zur hochtechnologischen Produktionsweise selbst als ,Entwick­
lungsdespotie, (Bahro) und als System der Machtpolitik.( ... ) 

Die deutsche Gesamt-Ausgabe der Gefa"ngnishefte( ... ) mußte ohne ande­
re finanzielle Unterstützung als die des Argument-Verlags, dem der Dank 
dafür gebührt, auf den Weg gebracht werden. Hier wird nun der ganze Ku­
chen aufgetischt, nicht nur die Rosinen. Auf Anhieb scheint das Gesamte 
schwerer genießbar als das mundgerecht Aufbereitete. In ihrer zunächst 
chronologischen, dann zunehmend thematisch bestimmten Abfolge führen 
zweitausendeinundsechzig Textstücke die Genealogie eines neuen Denkens 
vor. Dies mutet zu, sich geduldig darauf einzulassen, wie Gramsci sich auf 
das Gedankenmaterial seiner Zeit eingelassen hat, den mosaikartig ausein­
andergelegten Produktionsakt seiner Einsichten zu verfolgen, denWeg 
durchs Material mitzugehen, das Ungesicherte, die Mehrdeutigkeiten aus­
zuhalten.( ... ) 

Die Produktionsweise seines Denkens ist zuletzt durch den Zusammen­
bruch des Marxismus-Leninismus in ihrer Unausweichlichkeit sichtbar ge­
worden, weil sie die Daseinsbedingung eines lebendigen Marxismus vor­
führt. Daß jede Zeit ihr eigenes Material produziert, die neue Notwendig­
keit, in der Auseinandersetzung den Weg durch eine neue Wirklichkeit zu 
suchen, ist Gramscis praktische Botschaft, die nicht veralten kann. Es wird 
kein leichter Weg sein, aber vielleichter, als im Weglosen oder in der Sackgas­
se steckenzubleiben.« 
(Aus dem Vorwort von Wolfgang Fritz Haug zum ersten Band der 
Gefängnishefte.) 

Pressestimmen 
,. Es ist ein Wagnis für einen Klein­
verlag, gegen den Zeitgeist anzu­
schwimmen und zum 100. Geburts­
tag des italienischen Philosophen 
und marxistischen Theoretikers 
dessen Werk der Öffentlichkeit zu­
gänglich machen zu wollen.• 
Der Tagesspiegel 

..... hat der Herausgeber, das deut­
sche Gramsci-Projekt ... in sehr kur­
zer Zeit Bemerkenswertes geleis­
tet ... « 
Leipziger Volkszeitung 

»Endlich!« 
Deutsches Allgemeines 
Sonntagsblatt 

;,o ••• ein neuer Blick.auf soziale Herr­
schaft ... « 

die tageszeitung 

» ••. mit äußerster inhaltlicher und 
übersetzerischer Akribie ... « 
Utopie kreativ 

Bereits enc:hiem:n: 

Baoo 1 (L Heft), 
Hg. von Klaus Bochmann. 
Inhalt: W.F. Haug: Vorwort; 
K. Bochmann: Editorische 
Vorbemerkung; 
Valentino Gerratana: Einleitung 
und Technische Erläuterungen. 
Chronologie des Lebens von 
Antonio Gramsci. 
Erstes Heft. Kritischer Apparat 
zum 1. Heft 
288 Seiten 

Band 2 (2, und 3. Heft), 
Hg. von W.F. Haug. 
Inhalt, 2, Heft (1929-1933), 
Vermischtes!; 
3. Heft (1930): » Vermischtes«. 
Kritischer Apparat 
zum 2. und 3. Heft. 360 Seiten 

Die folgenden Bände erscheinen in 
ca. halbjährlichem Abstand. 
Band 10, der Registerband, enthält 
u.a. Namensregister, Sachregister, 
mehrsprachiges Glossar, Konkor­
danz. 

Argument 
Rentzelstraße 1 2000 Hamburg 13 

Der Erdgipfel 
von Michael Rüter* 

Wenige Tage vor dem größten Spekta­
kel, das die UNO jemals in ihrer Ge­
schichte organisiert hat, sitzen mehr als 
10000 Diplomaten und ca, 15000 -
20000 Besucher des Gegengipfels auf 
ihren gepackten Koffern, Denn späte­
stens ab L Juni wollen sich diese "Kon­
greßtouristen" in Rio de Janeiro zum 
Erdgipfel, genauer: zur United Nations 
Conference for Environment and De­
velopment (UNCED) treffen. Die Initia­
toren der schon vor ihrem Beginn fast 
fehlgeschlagenen Konferenz wollten 
durch Abkommen verhindern, daß die 
Entwicklungsländer denselben Fehler 
wie die Industrienationen begehen, in­
dem sie ihren Wohlstand auf Kosten der 
Umwelt mehren. Die Philosophie ist ein­
fach: Es gibt nur eine Welt, deshalb 
kommt zR Schadstoffminderung - egal 
in welchem Land sie vorgenommen wird 
- langfristig allen Menschen zugute. Die 
Strategie: Die Reichen investieren bei 
den Annen und jeder hat etwas davon. 
Durch die Verbindung der beiden großen 
Themenstränge "Umwelt" und "Ent­
wicklung" in der globalen Dimension 
wird mit dieser Konferenz ersbnals der 
Versuch unternommen, die bislang sepa­
rierten und wenig erfolgversprechenden 
nationalen Politikansätze zu überwin­
den. Durch die Zustimmung zu dieser 
Konferenz wurde allgemein akzeptiert, 
daß zur Lösung von Umweltproblemen 
auch Konzepte zur Lösung der weltwei­
ten sozialen Frage notwendig sind. 
Tatsächlich konzentrieren sich die Fach­
leute aber auf die Chancen in der Post­
UNCED-Phase, denn der Wahlkämpfer 
George Bush hat mit der Verweige­
rungspolitik seiner Regierung fast alle 
konkreten Abkommen in unverbindliche 
Willenserklärungen umformulieren las­
sen, Trotzdem stehen schon jetzt zwei 
Gewinner fest: Die UNO - Druckerei, die 
24 Millionen Seiten Papier bedruckt hat, 
die die Experten der 160 Delegationen 
aus der gesamten Welt für den Riogipfel 
erstellt haben, und die Regionalregie­
rung von Rio de Janeiro, die extra 15 
Mio US - Dollar investiert hat, damit die 
Teilnehmerinnen möglichst un-

Michael Rüter, f:'ierne. Vizepräsident der soziali­
stischen Jugendinternationale IUSY 

kompliziert von Airport zu Airport und 
zum Konferenzgelände kommen kön­
nen. Selbstverständlich werden die 
vieltausend Polittouristen in den Konfe­
renzpausen genügend konsumieren kön­
nen, damit sich diese Investitionen rech­
nen lassen. Man kann dabei den Ein­
druck gewinnen, daß manche die UN­
CED als etwas ähnliches wie die Olym­
pischen Spiele o.ä. ansehen. 
An dem Beispiel der Regionalregierung 
Rios (geführt von dem brasilianischen 
"Willy Brandt" Leonel Brizola) läßt 
sich wahrscheinlich der Grundkonflikt 
dieser gesamten Konferenz am anschau­
lichsten verdeutlichen, Denn fast alle -
auch die vielen aus der Gesellschaft ver­
drängten Einwohner - setzen große 
Hoffnungen in diesen Erdgipfel. Die 
Motivationen sind allerdings sehr unter­
schiedlicher Natur, Die einen hoffen dar­
auf, während der Konferenz eine zusätz­
liche Einnahmequelle zu erschließen -
sei es, um den vierten oder fünften Mer­
cedes Benz- zu kaufen, oder sei es, um 
das Essen für die nächste Mahlzeit kau­
fen zu können. Daneben existieren diver­
se Ökogroppen in Brasilien, die die 
Hoffnung hegen, der Ökogipfel möge 
z,R für die Einwohnerinnen Arnazoni­
ens die Lebensgrundrechte garantieren 
oder dafür sorgen, daß die Farbe der 
Flüsse in Sao Paulo - einem der größten 
industriellen Standorte der Welt - nicht 
mehr so oft wechselt (bisher wechseln 
die Farben stündlich zwischen braun, 
gelb, grün oder blau, je nachdem, wel­
cher Multi gerade was einleitet). 

Nach Ost - West 
jetzt Nord · Süd? 

Als 1989 die UN Vollversammlung be­
schlossen hatte, eine Konferenz zu orga­
nisieren, bei der die Synthese von Um­
welt und Entwicklung diskutiert und 
entscheidende Lösungen beschlossen 
werden sollten, waren die Stimmen aus 
Nord und Süd, von Rechts und Links 
vollständig positiv. So sollte diese Kon­
ferenz doch nach der 20 Jahre zurück­
liegenden UN-Umweltkonferenz von 
Stockhohn, deren einziges heute noch zu 

messendes Ergebnis die Einrichtung von 
Umweltministerien war, und dem zum 
Stillstand gekommenen Nord-Süd-Dia­
log neue Annäherungen und notwendige 
Ergebnisse liefern, denn "das Treibhaus, 
so scheint es, ist eben ein Glashaus, in 
dem keiner mehr ganz so leichtfertig ei­
nen Stein wirft". 1 

Nach dem sogenannten Ende des Ost­
West Konfliktes hegen viele die Hoff­
nung, daß die finanziellen Ressourcen, 
die bislang in diesem Konflikt geflossen 
sind, zur Verbesserung der Lebensver­
hältnisse des Südens und zur Sicherung 
des Planeten Erde verwandt werden, 
Allerdings birgt die neue Situation auch 
Risiken und Nachteile für die ehemals 
Länder der Dritten Welt in sich,2 "Ratlos 
hebt der Delegierte aus Tansania in der 
Lounge seine Hand und zeigt auf den 
verehrten Kollegen aus Moskau, Der 
habe gerade 24 Milliarden Dollar Hilfe 
bekommen - und sie müssen um jede 
Million feilschen."3 Seit der Neukon­
sbuktion Osteuropas lassen sich für die 
Entwicklungsländer zwei Tendenzen 
feststellen. Erstens können sie nicht 
mehr die Rivalitäten der Großmächte 
USA und UdSSR für sich ausnu!ze'1;'wäs 
sowohl finanziellen als auch Presti~' 
tust bedeutet. Und zweitens hat die inter­
nationale Industrie die in jeder Hinsicht 
besser entwickelten Märkte Osteuropas 
(mit besser ausgebildeten Arbeitskräfte 
und auch stärker ausgeprägten, mit den 
Industrienationen vergleichbareren 
Konsumwünschen) ins Visier genom­
men. 
Neben der Beratung von unterschiedli­
chen Einzelfragen sollte es bei der UN­
CED auch um die immer größer werden­
de und kaum noch zu überschauende 
Vielfalt internationaler Institutionen und 
Regelungen gehen, welche zwar alle un­
terschiedliche Aufgaben im Rahmen der 
Nord-Süd-Politik wahrnehmen sollen, 
aber Lw. nur Handlungsstrategien fol­
gen, die den führenden Industrienationen 
ins Konzept passen, und daher demokra­
tisiert ( clh. unter die Verantwortung ei­
ner demokratisch organisierten UNO ge­
stellt werden) müßten, Gegenwärtig gilt 
allerdings: Je demokratischer die Ein­
richtungen / Konferenz / Abkommen or­
ganisiert sind, desto weniger Einfluß­
möglichkeiten bzw. Gestaltungsspiel­
räume werden ihnen zugestanden. 

Internationale Institutionen 

Zur Verdeutlichung sollen im folgenden 
die Einrichtungen (ohne EG-Institu-
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tionen) benannt und kurz erläutert wer­
den, die im Rahmen des weiteren 
UNCED-Prozesses eine Funktion haben 
bzw. diesen Prozess behindern könnten. 

-GATI 

Dieses "Allgemeine Zoll- und Han­
delsabkommen" wird zur Zeit parallel 
zur UNCED in Uruguay ("Uruguay­
Runde") verhandelt. Das GA TI gehört 
zu den Sonderorganisationen der UN. 
Ihm gehören 101 Mitgliedsstaaten an, 
von denen 71 sogenannte Entwick­
lungsländer sind. Ziele sind die Erhö­
hung des Lebensstandards, Sicherung 
der Vollbeschäftigung und Erhöhung der 
Realeinkommen aller Wirtschaftssub­
jekte in den Mitgliedsländern sowie die 
Erweiterung des Welthandels, Erhöhung 
der effektiven Nachfrage auf weltweiter 
Basis und volle Erschließung der natürli­
chen Ressourcen der Weltwirtschaft zur 
Erhöhung der Produktion und Güterver­
sorgung. Als Mittel für diese Ziele soll 
der kollektive Zollabbau, gesichert durch 
Zollbindung auf der Grundlage der be­
dingten Meistbegünstigung, durch Ver­
meidung von Diskriminierung und den 
Abbau mengenmäßiger Beschränkungen 
dienen. Bei der Perspektive der UNCED, 
ein gerechtes Wirtschaften ohne die Zer­
störung der natürlichen Ressourcen zu 
erreichen, d.h. eine neue Weltwirt­
schaftsordnung zu konstruieren, spielt 
GA TI eine wesentliche, aber auch eine 
diesem Ziel anzugleichende Rolle. 

-GEF 

Global Env,ronment Facility: Das neu­
ste Instrument der Industrienationen 
wurde im November 1990 gegründet und 
könnte als eine Art Konkurrenz zum 
UNCED-Prozeß angesehen werden. In 
der Treuhand der Weltbank und der Zu­
sammenarbeit mit dem UN-Umwelt­
und Entwicklungsprogramm (UNDP 
bzw. UNEP) konzentriert es sich auf vier 
Bereiche: Erderwännung (Klimakata­
strophe), Vergiftung der internationalen 
Gewässer, Erhaltung der Biodiversität, 
Dezimierung des Ozonlochs. Der größte 
Teil der Finanzen wurde bisher von der 
EG (insbesondere Frankreich und BRD) 
bereitgestellt. Zur Zeit haben 24 Natio­
nen - darunter neun Entwicklungsländer 
- Geld in die Kernfinanzierung (800 Mil­
lion $) überwiesen. Die USA haben bis­
her noch nichts in die Kernfinanzierung 
eingeleitet. Hinzu kommen 300 Mio $ 
Co-Finanzen und weitere 200 Mio $ auf-
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grund des Montrealer Protokolls 
(betr.:Treibhauseffekt). 
Zur Zeit werden für verschiedene Pro­
jekte 450 Mio ausgegeben, u.a. zur Min­
derung von Treibhausgasen in China und 
für Maßnahmen zur Erhaltung der Biodi­
versität in polnischen Wäldern. 'The 
aim, therefore, is to give developing 
countries a financial incentive to pay at­
tention to extemalities-costs that are bor­
ne by the world as a whole".4 Die ganze 
Sache hat nur einen großen Fehler: Die 
Kontrolle über die Umweltfazilität ist 
weder demokratisch, da durch die Mehr­
heit der G 7 in der Weltbank (s.u.) nur 
die ökologischen Interessen der Indu­
striestaaten ihren Niederschlag finden 
dürften, noch hat die Weltbank in der 
Vergangenheit erkennen lassen, an so­
zialen oder ökologische Maximen son­
derlich orientiert zu sein. 

-G7 

Diese Gruppe der sogenannten sieben 
führenden Industrienationen bildet den 
Kern der OECD, der Organisation der 
"ökonomisch entwickelten Länder". 
Die G 7 werden Ende Juni 1992 in Mün­
chen tagen, um dort die "Ergebnisse" 
der UNCED und die Umbrüche in Osteu­
ropa zu reflektieren und die daraus 
resultierenden Lasten zu verteilen. Mit­
glieder dieses exklusiven Clubs, der 
"Möchtegern"-Weltregierung, sind die 
USA, Japan, Kanada, GB, Frankreich, 
Italien und Deutschland, die in allen 
multilateralen Einrichtungen die Mehr­
heit haben. Ihre Interessen könnten in­
nerhalb des UNCED-Prozesses von GEF 
wahrgenommen werden ( aus diesen 
Gründen müßte innerhalb unseres Poli­
tikansatzes die Delegitimierung von G 7 
in unsere Forderungen aufgenommen 
werden). 

-G77 

In der Gruppe der 77 sind mittlerweile 
128 Entwicklungsländer organisiert. Sie 
stimmen ihre Interessen vor den UN­
CT AD Konferenzen und dem Rio Gipfel 
ab. Zielsetzung dieses Organs sollte eine 
globale entwicklungspolitisch orientier­
te Organisation - quasi ein Gegenge­
wicht zur OECD - sein. Vor dem Zu­
sammenbruch der "realen Sozialismus" 
konnte keine tiefgreifende Strategie ge­
genüber den Industrienationen beraten 
werden, da die Interessenlagen zu unter­
schiedlich und teilweise gegensätzlich 
waren. Angesicht der UNCED zeichnet 

sich eine bessere Koordination sowie 
eine gemeinsame Interessenvertretungs­
politik in den unterschiedlichen Foren 
ab, die zur Vorbereitung der UNCED 
eingerichtet worden sind. 

-IWF 

Zur Zeit gehören dem Internationalen 
Währungsfonds 155 Mitgliedsstaaten an. 
Der IWF hat u.a. die Aufgaben, ein aus­
gewogenes Wachstum des Welthandels 
zu erleichtern, die internationale wäh­
rungspolitische Zusammenarbeit zu för­
dern und zum Ausgleich und Abbau von 
Zah I u n g s b i I an zu n g I e i chg e wich ten 
beizutragen. Wichtig ist, daß die Mit­
gliedschaft im IWF Voraussetzung für 
die Mitgliedschaft in der Weltbank ist. 
Die Stimmrechtsverteilung wird nach ei­
nem Quotensystem geregelt, bei dem ne­
ben ökonomischen Kriterien prestige­
politische Erwägungen eine große Rolle 
spielen. Die Mehrheit der Stimmrechte 
liegt bei den G 7 Staaten. 

-UNCTAD 

Der ständigen UN-Konferenz für Welt­
handel und Entwicklung gehören alle 
Mitglieder der UN sowie ihrer Sonderor­
ganisationen (z.B. IWF, UNDP usw.) an. 
Sie wurde auf Drängen der Entwick­
lungsländer eingerichtet. Neben den 
vierjährigen Vollkonferenzen kann der 
von ihr eingerichtete Rat für Handel und 
Entwicklung jährlich zweimal über aktu­
elle Probleme - und zwar mit einfacher 
Mehrheit - entscheiden. Die demokrati­
sche Entscheidungsmöglichkeit scheint 
auch der Grund dafür zu sein, daß die 
Bedeutung von UNCTAD kontinuierlich 
gesunken ist. UNCT AD VIII tagt z.Zt. in 
Cartagena (Kolumbien). Wichtigste 
Aufgabe bildet die Festlegung der Auf­
gabenprioritäten und des substantiellen 
Arbeitsprogramms (u.a. wirtschaftliche 
Zusammenarbeit unter den Entwick­
lungsländern sowie weltwirtschaftliche 
Konsequenzen makroökonomischer In­
terdependenzen) für die kommenden 
vier Jahre. 

- Weltbank (IBRD) 

Nach der Kapitalerhöhung auf 171,4 
Mrd US $ der International Bank for 
Reconstruction and Development 
(!BRD) sind 152 Länder Mitglied. Die 
IBRD ist eine Sonderorganisation der 
UN, allerdings anders als die UNCTAD 
rechtlich weitgehend unabhängig und 
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kann von UN Gremien keine Weisungen 
erhalten. Die Stimmverteilung ist ähn­
lich wie beim IWF nach ökonomischen 
Kriterien (Bruttosozialprodukt, Außen­
wirtschaft, Währungsreserven) geregelt. 
Analog zum IWF haben die G ?-Staaten 
dementsprechend auch hier die Ent­
scheidungsmehrheit. Last but not least: 
Mithilfe der von ihr betreuten GEF kann 

schützen; in Konventionen zum Schutz 
des Klimas, des Regenwaldes und der 
Biodiversität sollen konkrete und schnel­
le Lösungen zur Verhinderung der dro­
henden Klimakatastrophe und Zerstö­
rung der Lebensgrundlagen beschlossen 
werden. Neben der Beratung von Kon­
ventionen soll auch diskutiert werden, 
mit welchen Instrumentarien ( v .a. neue 

ihrer Wachstumsperspektiven. "Auf der 
Basis von Fallstudien für Brasilien, Indo­
nesien und Kamerun kommt die Studie 
zu der Schlußfolgerung, daß sich die 
wirtschaftlichen Aktivitäten in den Re­
genwaldgebieten im Durchschnitt auf 
fünf bis zehn Prozent des Volkseinkom­
mens der betroffenen Länder summie­
ren. "6 Aus der Sicht dieser von Greenpe-

Umwelt-Transfer unter Weltbank-Dach 
Entwicklungsausschuß lehnt neuen Fonds ab / Konferenz in Malaysia hat Bedenken 

die Weltbank auch die globalen Um­
weltinteressen der führenden Industrie­
nationen wahrnehmen. Damit wären die 
Entscheidungen über die Zukunft des 
gemeinsamen Planeten vor den Interes­
sen des Südens vollständig "geschützt". 
Aus dieser Zusammenstellung läßt sich 
ablesen, daß - abgesehen von der UN­
CT AD - die Entwicklungsländer ohne 
den UNCED-Prozeß innerhalb der beste­
henden multilateralen Kooperation kein 
Forum finden würden, um über ihre Zu­
kunft und die des Planeten Erde mitzu­
diskutieren. Darüberhinaus wird die 
Dringlichkeit deutlich, die UN und ihre 
Einrichtungen zu demokratisieren, d.h. 
einen fairen Austauschprozeß zu schaf­
fen, bei dem die Entwicklungsländer -
dantit auch die Mehrheit der Erdbevöl­
kerung - eine Chance haben, über die 
Zukunft mitzuentscheiden. 

Themen und Probleme des 
Erdgipfels 

Aus Sicht der Entwicklungsländer sollte 
das Konferenzthema besser "Umwelt 
oder Entwicklung" statt "Umwelt und 
Entwicklung" heißen, haben sie doch 
den Eindruck, daß sie auf Entwicklungs­
chancen verzichten sollen, nachdem der 
Norden Schindluder mit der Erde getrie­
ben hat und den dabei erwirtschafteten 
Reichtum nun durch weltweite Auftei­
lung der Schäden sichern möchte. Es 
wird sich zeigen, inwieweit das Ta­
gungsprogramm, das zwischenzeitlich in 
diversen Expertenkommissionen vorbe­
reitet worden ist, dieser Problematik ge­
recht werden kann: 
So sollen in einer Erdcharta die gemein­

-'~-- sarnen Rechte und Pflichten jeder Nation 
proklamiert werden, den Planet Erde zu 

UN-Institutionen, Finanz- und Techno­
logietransfer) diese Ideen umgesetzt 
werden können. Darüberhinaus gab es 
die Überlegung, auf der UNCED ein 
Weltentwicklungsprogramm - Agenda 
21 - für das nächste Jahrhundert zu be­
schließen. 

Klima und Regenwald 

Bei der Erdcharta wird es mit dem Ziel, 
die Klimakatastrophe und den Treibhau­
seffekt einzudännnen, insbesondere dar­
um gehen, daß es nur eine gemeinsame 
Erde gibt, .zu dem sowohl der Süden als 
auch der Norden die gleichen Rechte und 
Zugangsmöglichkeiten haben sollen. 
Das Problem: Gegenwärtig verbraucht 
ein Viertel der Menschheit, nämlich die 
Erste Welt, 80 Prozent der Weltenergie. 
Nach Berechnungen der Weltbank ver­
braucht z.B. China 600 kg Öl pro Jahr 
und Einwohner, im Vergleich dazu die 
USA 3050 kg. Noch verbrauchen Indien 
und China zusammen nur zwei Prozent 
der todbringenden FCKW's. Ein Ver­
zicht auf Industrialisierung, Wachstum 
und Konsum würde die Armut in der 
Dritten Welt verewigen, so nun die Posi­
tion der G 77. "Umweltschutz behindert 
nach Meinung der indischen Politiker 
die Entwicklung, verhindere diese wo­
möglich sogar.'" 
Am Beispiel des UNCED-Themas Re­
genwald kann die Lage erläutert werden: 
Für den Süden geht es aus nachvollzieh­
baren Gründen darum, einen Wachs­
tumsprozeß - auch auf Kosten des Re­
genwaldes (in erster Linie durch Nut­
zung der Böden) zu organisieren. In ih­
ren Augen ist die Forderung des Nor­
dens, den Regenwald - koste es was es 
wolle - zu erhalten, die "Zerstörung" 

ace in Auftrag gegebenen Studie des 
Kieler Institutes für Weltwirtschaft müß­
te eine Strategie zum Schutz des Regen­
waldes darauf abzielen, überall dort auf 
die ökonomische Nutzung des Regen­
waldes zu verzichten, wo Alternativen 
für die wirtschaftliche Entwicklung be­
stehen. 
Jedoch müßte für diese internationale 
ökologische Dienstleistung des S~s 
eine Kompensation der Einko...s­
verluste eingerichtet werden. Djeses 
muß nicht zwangsläufig bedeuten, daß 
der Norden weitere Finanzzuweisungen 
leistet, sondern durch die Ausgabe inter­
national handelbarer Emissionszertifika­
ten ein Anreiz zur Erhaltung des Regen­
waldes geboten würde. Die Vorschläge 
des nicht gerade fortschrittlichen Kieler 
Wirtschaftsinstitutes berücksichtigen 
nur Möglichkeiten, die bei der Beibehal­
tung des bisherigen Entwicklungsmo­
dells ( wirtschaftliche Entwicklung durch 
Wachstum) umgesetzt werden können. 
Dabei müßte der Schwerpunkt nicht nur 
bei diesem Teilpunkt auf die Bildung 
neuer Entwicklungsmodelle gelegt wer­
den, bei denen die Rolle des internatio­
nalen sozialen und ökologischen Wachs­
tums definiert wird. 
Neben den Finanzzuweisungen ist in die­
sem Kontext gerade der Technologie­
transfer ein Schlüsselthema zur Lösung 
der von der UNCED angesprochenen 
Probleme. Ohne einen kostenneutralen 
Technologietransfer von Nord in Rich­
tung Süd werden die gleichzeitige Be­
wahrung der Umwelt und die. Linderung 
der sozialen Notlagen unmoglich. Zur 
Veränderung der Weltwirtschaftsord­
nung in einem umweltgerechten Smn 
wird die Übergabe und Nutzung tech­
nologischen Know,hows an den Süden 
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benötigt. Nur Technologien, die umwelt­
gerecht im Sinne einer "nachhaltigen 
Entwicklung" (sustainable develop­
ment) arbeiten, d.h. zur Reduzierung des 
Energie- und Rohstoffverbrauchs und 
der Abfälle beitragen, sollen exportiert 
werden. Darüberhinaus müssen die indu­
strialisierten Staaten die Forschung und 
Entwicklung angepaßter Technologien 
io den Entwicklungsländern unter­
stützen. 

Artenvielfalt 

Neben dem Schutz des Regenwaldes und 
der Klimaschutzkonvention hat in den 
letzten Monaten der Schutz der Arten­
vielfalt (Biodiversität) die Berichter­
stattung über den Erdgipfel beherrscht. 
Tatsächlich wird bei diesem Thema die 
Ernährungsfrage der Weltgemeioschaft 
entscheidend berührt. Jede Minute ver­
schwiodet unwiederbringlich eine Tier­
oder Pflanzenart. "Es heißt, daß es etwa 
80000 eßbare Pflanzen auf der Erde gibt: 
Doch nur 150 von ihnen sind io größeren 
Umfang gezüchtet worden, weniger als 
20 Arten stellen heute 90 Prozent aller 
Nahrungsmittel."' Die Rio-Konvention 
in diesem Bereich sieht v .a. zwei Aspek­
te vor. Eine ioternationale Genbank soll 
zur Erhaltung der Biodiversität beitra­
gen, wobei sich für den Süden die Frage 
der demokratischen Kontrolle einer sol­
chen Einrichtung stellt. Die zweite Über­
legung, daß jedes Land ein 2.ehntel sei­
ner Fläche für die Bewahrung der Biodi­
versität zur Verfügung stellen soll, 
scheiot für die Entwicklungsländer nicht 
umsetzbar zu sein, da der Druck auf frei 
zu bewirtschaftende Flächen so stark ist, 
daß z.Zt. jeder freie Quadratmeter be­
wirtschaftet wird. 
Die Kernfrage wird aber nicht in Rio, 
sondern bei der GA TI-Runde io Uru­
guay verhandelt. Denn auf Druck der 
USA' sollen die Entwicklungsländer das 
europäische und amerikanische Patent­
recht übernehmen. Konsequent durchge­
dacht würde der Plan des Nordens, Tier­
und Pflanzenarten unter Patentschutz zu 
stellen, verheerende Folgen für den Sü­
den haben. Er würde nicht nur zur gene­
tischen Verarmung führen, weil der Nor­
den wenig Interesse daran haben würde, 
nicht zu vermarktende Arten wie z.B. 
Maniok oder Hirse zu erhalten oder zu 
verbessern. Darüberhinaus wäre der Sü­
den von einigen wenigen multinationa­
len Konzernen (Bayer, Du Pont etc) ab­
hängig, die schon jetzt das internationale 
Agrargeschäft zu beherrschen. Eine ka-
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pitaliotensive Landwirtschaft würde zu­
gleich die Vernichtung der Kleiobauern 
und eioe Verarmung der Landbevölke­
rung nach sich ziehen. Diese Position des 
Nordens (vorrangig der USA und 
Deutschlands) hat zwar eigennützige In­
tentionen, kann aber zum eigenen Unter­
gang beitragen, iodem sich der Norden 
auf eine immer kleiner werdende Zahl 
von Sorten spezialisiert und die Voraus­
setzung für das Überleben der Mensch­
heit, die Pflege der Biodiversität, dem 
völlig verannten Süden zuschiebt. 

Mögliche Ergebnisse und Im­
pulse der UNCED 

600 Mrd $, so schätzt das Konferenzse­
kretariat, würde es kosten, wenn die 
Weltgemeinschaft die Empfehlungen 
der Agenda 21 io die Tat umsetzen wol­
le. Ein Fünftel davon, also 125 Mrd $, 
müßten die reichen Länder per Umwelt­
und Entwicklungshilfe den armen 
Staaten zuschießen. Zusätzlich etwa 50 
Mrd $ für die ökologische Sanierung 
Osteuropas plus l 5 Mrd $ für den Schutz 
der Artenvielfalt und Erdatmosphäre 
plus 7 50 Millionen $ für zusätzliche UN­
Aufgaben. Tatsächlich scheioen die In­
dustrienationen bereit zu sein, einige ( 6 -
10) Mrd $ für die Erhaltung ihrer Wachs­
tumsperspektiven auszugeben. Diese 
Mittel sollen dann von GEF verwaltet 
und ausgegeben werden. 
Neben den "konkreten" Finanzforde­
rungen des Südens kursieren immer noch 
die Vorschläge der Brandtschen Nord­
Süd Kommission, die freiwerdenden Rü­
stungsmittel und 0,7 Prozent des jeweili­
gen nationalen Bruttosozialproduktes für 
Entwicklungszusammenarbeit zu nut­
zen. Einige Ökonomen, vor allem aus 
der G 77, haben die Vorstellung entwik­
kelt, daß eine Umweltsteuer (Energieab­
gabe, Emmissionsausgleich etc) im Nor­
den erhoben wird, welche über eioe 
unabhängige Einrichtung der UNO für 
Umwelt- und Entwicklungsprozesse im 
Süden investiert werden soll. 
Dieser wahrscheinlich in Rio noch nicht 
durchsetzbare Vorschlag würde eine De­
mokratisierung der UNO vorraussetzen, 
d.h. eine UNO, in der der Süden die 
gerechte Möglichkeiten hat, Prozesse 
einzuleiten und mitzugestalten. In die­
sem Zusammenhang haben die Exper­
tenkommissionen vorgeschlagen, die 
verschiedenen UN-Eiorichtungen, die 
bisher mit Entwicklungsfragen (UN­
CT AD, UNDP etc.) befaßt sind, 
zusammenzufassen und einklagbare 

Umweltrichtlinien zu entwickeln, die 
von eioem Umweltrat (io Anlehnung an 
einen demokratischen Weltsicherheits­
rat) bewacht und umgesetzt werden sol­
len. Als handelnde Gliederung, zum Eio­
satz bei Katastrophen, sollen "Grünhel­
me" Hilfestellungen leisten können. 
Wenn Mensch den Berichterstattungen 
glauben schenken kann, werden kaum 
bis keioe der genannten Vorstellungen 
bei der UNCED io die Tat umgesetzt 
werden. Allerdings hat der durch diesen 
Prozeß begonnene Diskurs "über die 
Zukunft unseres Planeten" Perspekti­
ven aufgezeigt, die eine neue Alternative 
zwischen bzw. diesseits von Apokalypse 
und Ökodiktatur als realistischer erschei­
nen lassen. Durch die Verknüpfung aller 
entscheidenden Politikfelder ist eine De­
batte eröffnet worden, die auch wir 
mitgestalten müssen. Dieses unter­
streicht die Wichtigkeit der UNCED, 
denn neben der separierten experten­
orientierten Beratung und evtl. konzep­
tionellen Lösung diverser Einzelproble­
me wurde mit der Einrichtung dieser 
Konferenz eio neues Politikmodell ange­
dacht, das die Synthese von Umweltpro­
blemen mit der sozialen Frage zur Vor­
aussetzung hat und die Perspektive einer 
Demokratisierung im internationalen 
Maßstab eröffnet. 

Anmerkungen 

1 Die Zeit, Nr. 17/92, Christian Wernicke, Das 
Glashaus im Treibhaus 

2 An die Stelle der alten Dreiteilung der Welt, bei 
der die "Drit1e Welt" nur ein theoretisches Kon­
strukt war. ist eine ganz neue Dreiteilung getre­
ten. Die neue "erste Welt" ist die Welt der OECD 
- Staaten, die um einige Schwellenländer (Ost­
und Südostasien, Cono Sur) erweitert ist. Inner­
halb dieser "ersten Welt" wird die neue Weltord­
nung ausgehandelt und durch die ökonomische 
Rivalität der führenden Industrienationen - in er­
ster Linie die USA, Japan und der Bundesre­
publik - bestimmt. Die neue "zweite Welt" wird 
durch die unverzichtbaren und strategischen 
rohstoffbesitzenden Länder (Ölquellen etc.) ge­
bildet. Sie werden sich nach wie vor diverser 
Aufmerksamkeit erfreuen, und hier kann, wenn 
es aus Sicht der führenden Industrienationen 
notwendig ist, auch immer wieder der Ort für 
Verteilungskriege sein. Übrig bleibt der "arme 
Resr, der für die erste Welt weder politisch noch 
strategisch oder wirtschaftlich von Interesse ist. 

3 Die Zeit, Nr. 17/92, s.o. 
4 Financial Times, 14.02.92, Michael Prowse, Fin­

ancing a Green Guture in a Planet Without Bor­
ders 

5 Hannoversche Allgemeine, 20.02.92, G.Vensky, 
Angst vor der Verschwörung der Neokoloniali­
sten 

6 T. Amelung und M. Oiehl, "Deforestation in Tropi­
cal Rain Forests", Mahr Verlag, Tübingen 1992 

7 Die Zeit Nr. 17/92, G.Vensky, Diebstahl der Gene 
8 1980 entschied der Oberste Gerichtshof der 

USA zum ersten Mal in der Welt, daß ein gene­
tisch manipulierter Organismus patentiert wer­
den darf. Daraufhin wurde 1988 von dem Che­
miemulti Du Pont eine Maus patentiert. 
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Für einen integralen Konversionsbegriff 

und einen regionalen Ansatz zur Rüstungskonversion 

Zur Diskussion über Möglichkeiten alternativer Produktion in der Unterweserregion* 

von Christoph Butterwegge** 

Rüstungskonversion: Begriffs­
definition und Plädoyer für 

einen integralen Kon­
versionsbegriff 

Zwar ist "Rüstungskonversion" für gut 
infomrierte, JX)litisch interessierte Deut­
sche längst kein Fremdwort mehr, die 
Probleme damit fangen aber schon bei 
der Begrifflichkeit an. Das Wort "Kon­
version" ist lateinischer Herkunft und 
bedeutet "Umstellung, Wandel". Der 
Terminus entstammt der Theologie, ge­
nauer: der katholischen Dogmatik', und 
meint dort den Übertritt vom "fal­
schen" zum "richtigen" Glauben. 
Diese Etymologie des Konversionsbe­
griffs klingt nach, wenn damit eine 
grundlegende Abkehr von militärischer 
Sicherheit, Rüstung und Kriegsvorberei­
tung bezeichnet wird (weiter Konver­
sionsbegrift). Rüstungskonversion fängt 
gleichfalls in den Köpfen an, ist also 
kein rein (produktions)technischer Vor­
gang. Während des Kalten Krieges kon­
zentrierten sich Definitionen meist auf 
den Produktionsbereich (Rüstungskon­
version i.e.S.), weil kaum jemand an die 
Möglichkeit einer nennenswerten Trup­
penreduktion auf seilen der zahlenmäßig 
schwächeren NATO-Einheiten (Bundes­
wehr und Stationierungsstreitkräfte) 
dachte, solange sich in Zentraleuropa 
zwei Militärblöcke bis an die Zähne be­
waffnet gegenüberstanden. So hieß es 
unter dem Stichwort "Konversion" 
noch in einem Kleinen Lexikon "Rü­
stung, Abrüstung, Frieden", das zu Be­
ginn der 80er Jahre erschien: "Umstel­
lung von der Rüstungs- und Kriegswirt­
schaft auf die Herstellung ziviler Güter 
bzw. auf Friedensproduktion."2 

Der Blick verengte sich vielfach auf den 
rüstungsindustriellen Produktionsbe-

Diskussionsbeitrag zur internationalen UN-Kon­
ferenz "Konversion - Chance für Entwicklung 
und Umwelt", Dortmund, 24.-27. Februar 1992 

*" Dr. Christoph Butterwegge, Privatdozent an der 
Universität Bremen 
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reich und damit auf eine Konzeption, 
wie dieser zu "zivilisieren" bzw. 
entmilitarisieren sei. Ausgeblendet blieb 
der Komplex einer nicht nur die Solda­
ten und Zivilbeschäftigten der Bundes­
wehr und der Stationierungsstreitkräfte, 
sondern auch die Zulieferindustrie, den 
Einzelhandel und den Dienstleistungs­
sektor (vom Bäcker "an der Ecke" bis 
zum Bordellbesitzer) umfassenden 
Menschengruppe, die existentiell von 
Abrüstungsmaßnahmen betroffen ist. 
Klaus Schomacker faßt den Konversi­
onsvorgang weiter, nämlich als "Um­
stellung militärisch genutzter Anlagen 
(Kasernen/Standortverwaltungen) und 
Produktionsmittel der Rüstungsindustrie 
auf zivile Nutzung und zur Produktion 
ziviler Güter."3 Eine solche Definition, 
wie sie auch Peter Wilke vorschlägt, be­
zieht zwar die Problemdimension der 
Truppenreduktion mit ein, läßt aber den 
Umbau militärischen Geräts (Beispiel: 
Verwandlung von Kampfpanzern in Pla­
nierraupen, des real existierenden Pan­
zertyps "Leopard" in ein Löschfahr­
zeug) genauso unberücksichtigt wie die 
Unmutzung von Einrichtungen der Rü­
stungsforschung: "Mit dem Begriff 
Rüstungskonversion bezeichnet man 
den Vorgang einer Umstellung von mili­
tärisch genutzten Anlagen und Produkti­
onsmitteln auf zivile Nutzung und die 
Produktion ziviler Güter. •'4 

Werner Hänsel definiert Rüstungskon­
version als "Gesamtheit der Maßnah­
men zur gezielten Umstellung von bis­
her für militärische Zwecke genutzten 
personellen, materiellen und finanziel­
len Kapazitäten auf zivile Zweckbestim­
mung", womit er auf die unter­
schiedlichen Konversionsfonnen ab­
hebt.5 Demnach ließe sich Konversion 
noch kürzer und prägnanter als Umwid­
mung militärisch genutzter Ressourcen, 
Kapazitäten und Kompetenzen für zivile 
Zwecke fassen. Konversion darf jedoch 
nicht zum Allerweltswort werden, son­
dern muß Kriterien folgen, die 
sicherstellen, daß zum Beispiel die 
Funktionserweiterung des Militärs ( etwa 
auf den Einsatz bei Naturkatastrophen) 

nicht darunter subsumiert wird. Der 
Konversionsbegriff muß auf den Ersatz, 
also nicht die Ergänzung militärischer 
Aufgaben gemünzt, die Rekonversion 
möglichst von vornherein ausgeschlos­
sen sein. 
Zur Kennzeichnung einer Umstellung 
der Produktion militärischer Güter 
(Waffen, Munition, Kriegsgerät) auf die 
Produktion ziviler Güter bietet sich der 
Ausdruck "industrielle Rüstungskon­
version" an. Zu unterscheiden ist davon 
die Produktkonversion (Umnutzung mi­
litärischer Güter), die Forschungs- sowie 
die Personal- bzw. Streitkräfte- und die 
Standortkonversion, d.h. der Gebrauch 
vormals militärisch verwendeter Gebäu­
de und/oder Grundstücke (Liegenschaf­
ten) für zivile Zwecke. Gerhard Banse 
nennt darüber hinaus die soziale Kon­
version: "Das ist wohl die schwierigste 
der vor uns stehenden Aufgaben, gilt es 
doch, Denk- und Verhaltensweisen, die 
sich in Jahrhunderten, wenn nicht in 
Jahrtausenden herausgebildet haben, 
grundlegend zu verändern. Diese Denk­
und Verhaltensschemata sind dadurch 
geprägt, daß Konflikte, die aus dem Zu­
sammenleben von Menschen, Völkern 
und Nationen entstehen (können), mit 
Mitteln der Drohung und der Gewalt, in 
Sonderheit der militärischen Gewalt, ge­
löst wurden und noch werden. Zukünfti­
ge Denk- und Verhaltensweisen müssen 
aber von Vernunft, Humanität und So­
lidarität geprägt sein.'~ 
Im Zusammenhang mit der Truppenre­
duktion bei der Bundeswehr und Statio­
nierungsstreitkräften spricht man häufig 
auch von regionaler Konversion, um 
diese gegenüber betrieblicher Rüstungs­
konversion zu unterscheiden, übersieht 
dabei jedoch, daß ein geographischer 
Raum auch durch die Konzentration der 
Rüstungsproduktion gezwungen sein 
kann, Wege einer alternativen Regional­
entwicklung zu beschreiten.7 Regionale 
und rüstungsindustrielle Konversion bil­
den somit keinen Gegensatz, wie selbst 
Kenner der Materie unterstellen8, bedin­
gen vielmehr einander. Denn ohne die 
Umstellung militärischer auf zivile 
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Produktion bleibt eine Region rüstungs­
abhängig, gibt es keine umfassende re­
gionale Konversion, und vice versa: So­
lange eine Region durch ihre militäri­
sche Infrastruktur und übermäßige Trup­
penkonzentration gekennzeichnet bleibt, 
ist eine Umstellung auf der betrieblichen 
oder Unternehmensebene noch schwerer 
durchsetzbar und nur von begrenztem 
Wert. 
In der Bundesrepublik Deutschland er­
geben sich zwar aufgrund ihrer wirt­
schaftlichen Leistungsfähigkeit für die 
Rüstungskonversion relativ günstige 
Voraussetzungen, die Konversionsfor­
schung ist hierzulande aber bisher bloß 
embryonal entwickelt.' Viel zu lange 
herrschte ein Konversionsbegriff vor, 
der nicht nur auf den Produktionsbereich 
fixiert, sondern auch in sich wenig diffe­
renziert, abstrakt und seiner Zielsetzung 
nach unspezifisch war. Typisch dafür ist 
Gerda Zellentins Versuch einer Definiti­
on: "Rüstungskonversion bedeutet die 
Umstellung von Waffenproduktion auf 
allgemeine Warenproduktion."10 

Der Tenninus "Rüstungskonversion" 
darf zwar nicht überfrachtet, muß aber 
im Rahmen einer Diskussion über die 
zukünftige GesellschaftsentwickJung 
präzisiert und politisch entsprechend zu­
gespitzt werden. Reichte es nach den 
beiden Weltkriegen aus, zu de­
mobilisieren und den Produktionsappa­
rat einer Kriegswirtschaft auf zivile Gü­
terproduktion umzustellen, muß man 
heute für einen ökologisch vertretbaren 
und sozialverträglichen Konversions­
prozeß sorgen. Die erzeugten Güter dür­
fen keinen militärischen Charakter ha­
ben, aber auch nicht die Umwelt bela­
sten und materielle Opfer für breite Ge­
sellschaftsschichten mit sich bringen -
genausowenig wie der Produktionspro­
zeß, aus dem sie hervorgehen. Zivil zu 
sein ist ein notwendiges, aber kein hin­
reichendes Kriterium für wirkliche Kon­
version! 
Ein integraler Konversionsbegriff muß 
über Rüstungskonversion hinausreichen, 
aber auch Forderungen nach einer sozi­
al-ökologischen Umgestaltung der pri­
vatwirtschaftlich organisierten und pro­
fitorientierten Produktionsweise Rech­
nung tragen. Für einen solchermaßen er­
weiterten Konversionsbegriff spricht, 
daß es längst nicht mehr bloß noch um 
die Sicherung des Friedens, sondern um 
die Erhaltung der menschlichen Lebens­
grundlagen überhaupt, der Natur und der 
Umwelt geht. Dringend geboten ist die 
Entmilitarisierung/Zivilisierung aller Le-

bensbereiche, eine völlige Neuorientie­
rung auf vielen Gebieten, nicht nur in 
Schlüsselbereichen der Industrie, und 
die Partizipation der Betroffenen (Mit­
bestimmung auf betrieblicher, Unter­
nehmens- und gesamtwirtschaftlicher 
Ebene). Konversion geht zwangsläufig 
mit einer Kritik der politischen Ökologie 
und der bürgerlich-parlamentarischen 
Demokratie, die um plebiszitäre Ele­
mente (Volksabstimmungen, Bürgerbe­
teiligung, Runde Tische) ergänzt werden 
muß, einher, erfordert soziale Emanzi­
pation genauso wie demokratische 
Transformation. 11 

Frieden ist mehr als ein paar Waffen we­
niger, Rüstungskonversion keine bloße 
Begleiterscheinung der Abrüstung. 
Ohne einen Durchbruch auf dem Gebiet 
der Rüstungskonversion wird sich der 
Erfolg konventioneller Abrüstungsmaß. 
nahmen in Grenzen halten, weil die 
Angst vor Arbeitsplatzverlusten nicht 
nur rüstungs- bzw. militärabhängig Be­
schäftigte und ihre Familienangehörigen 
befällt, sondern auch das öffentliche Kli­
ma beeinflußt und die Politik - zusam­
men mit bornierten Wirtschaftsinteres­
sen, die Abrüstung und Rüstungskonver­
sion entgegenstehen - lähmt." Da Ar­
beitsplatzsicherung zielgerichtet erfol­
gen muß und nicht um jeden Preis statt­
finden darf, sollten weitere Kriterien 
(soziale · und Umweltverträglichkeit, 
gesellschaftliche Sinnhaftigkeit, Irrever­
sibilität des Konversionsproz.esses) zur 
Beurteilung der Rüstungskonversion 
hinzutreten. Anzuwenden ist die Banse­
Formel, wonach "das, was angestrebt 
wird, wissenschaftlich möglich, tech­
nisch-technologisch realisierbar, ökono­
misch machbar, sozial wünschenswert 
und akzeptabel, human und ökologisch 
vertretbar sowie eindeutig verifizier­
bar" sein muß. 13 

Daraus resultiert die Notwendigkeit, 
Rüstungskonversion in den Zusammen­
hang tiefgreifender Gesellschaftsver­
änderungen zu stellen und als Gestal­
tungsprinzip für eine friedliche Weltge­
sellschaft anzuerkennen. "Rüstungs­
konversion umfaßt ( ... ) den gesellschaft­
lichen Reproduktionsprozeß in seiner 
Gesamtheit."" Sie kann nicht auf Teil­
bereiche und einzelne Segmente der 
Volkswirtschaft beschränkt bleiben, 
sondern muß sämtliche Handlungsebe­
nen mit einbeziehen, hat eine ökonomi­
sche, eine ökologische, eine politische, 
eine soziale, eine psychologische und 
eine kulturelle Dimension. Peter Wilke 
weist darauf hin, daß Konversion als 

Sonderfall eines gezielten wirt­
schaftlichen Strukturwandels an die 
Grundfesten moderner Industriegesell­
schaften rtihrt: "Es ist eine umfassende 
Restrukturierung des gesellschaftlichen 
Systems notwendig, und genau dies 
macht alle Konversionsforderungen und 
-Überlegungen so schwierig. "ts 

Der erweiterte Konversionsbegriff steht 
im Widerspruch zu dem Irrglauben, die 
Marktwirtschaft werde mit den ökono­
mischen und sozialen Folgen des Abrü­
stungsprozesses mühelos fertig, ohne 
daß staatliche Eingriffe, Steuerungs­
maßnahmen und Subventionen nötig 
seien. Gegen solche Interventionen 
macht Klaus Schrader, wiss. Mitarbeiter 
des Instituts für Weltwirtschaft in Kiel, 
vor allem geltend, daß Diversifikation 
(Ausweitung der Produktpalette) bzw. 
die Kompensation militärischer durch 
zivile Aufträge eine gängige Praxis der 
Industrie sei: "Letztlich hängt es von 
der Fähigkeit jedes einzelnen Rüstungs­
unternehmens ab, den Annehmlichkei­
ten eines Staatslieferanten zu entsagen 
und sich statt dessen dem rauheren Kli­
ma des Wettbewerbs bei zivilen~­
ten zu stellen. "16 Die Staatsq,,.:fö1!!>ll 
durch Abrüstung gesenkt, die a~r!e 
"Friedensdividende" für eine :Reform 
der Unternehmensbesteuerung veiwäridt 
und an die privaten Großaktionäre aus­
geschüttet werden. 
Auf derselben Linie lag ein Gutachten 
des Münchener Ifo-lnstituts für die Bun­
desregierung. Zwar wurde nicht ausge­
schlossen, daß Konversion im Kernbe­
reich der Wehrtechnik mißlingt und Be­
triebe stillgelegt werden müssen, auf in­
dustrie- bzw. wirtschaftsstruk­
turpolitische Hilfsmaßnahmen meint die 
Studie gleichwohl verzichten zu können: 
"Da weder auf gesamtwirtschaftlicher 
noch auf sektoraler Ebene Friktionen zu 
erwarten sind, die den marktwirtschaftli­
chen Anpassungsmechanismus überfor­
dern könnten, besteht kein Bedarf an 
speziellen staatlichen Hilfen für die 
Wehrgüter produzierenden Unterneh­
men. "17 

Das Beispiel Bremen: Rüstungs­
konversion als struk­

turpolitisches Problem und 
Entwicklungsperspektive für 

die Unterweserregion 

Rüstungskonversion ist angesichts der 
bestehenden Macht- und parlamentari-
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sehen Mehrheitsverllältnisse in der Bun­
desrepublik Deutschland weder auf 
einzelbetrieblicher bzw. Unternehmens­
noch auf zentralstaatlicher Ebene reali­
sierbar. Vielmehr bietet sich ein regio­
naler und/oder kommunaler Handlungs­
ralunen als Vermittlungsebene und Kri­
stallisationskem für Konversionsstrate­
gien an 18, besonders dann, wenn er - wie 
im Fall der Freien Hansestadt Bremen -
weitgehend mit den Landesgrenzen zu­
sammenfällt. 
Bremen ist das kleinste Bundesland mit 
der größten Rüstungsabhängigkeit. Auf­
grund seiner traditionellen Konzentrati­
on militärischer Produktion im Bereich 
des Schiffbaus, der Elektronik sowie der 
Luft- und Raumfahrt spricht man von ei­
ner "Waffenschmiede des Nordens". 
Der Bremer Ausschuß für Wirtschafts­
forschung (BA W), ein Institut des Lan­
des, hat im April 1991 eine Bestandsauf­
nahme vorgelegt, wonach knapp 25.000 
Arbeitsplätze direkt bzw. indirekt davon 
betroffen sind1'1, was um so mehr ins Ge­
wicht fällt, als die ganze Region äußerst 
strukturschwach ist 
Seit dem Frühsommer 1989 besteht die 
Brcmische Stiftung für Rüstungskonver­
sion und Friedensforschung. 20 Gegrün­
det von Gewerkschaftern, Betriebsräten 
und Wissenschaftlern der Universität 
Bremen, sucht sie den Konversionsge­
danken zu verbreiten, politische Ent­
scheidungsträger damit zu befassen und 
entsprechende Projekte zu fördern. Ihr 
regionalpolitischer bzw. regionalwirt­
schaftlicher Ansatz verbindet sich mit 
einer Institutionalisienmgsstrategie, die 
vornehmlich darauf basiert, daß Bremen 
aufgrund seiner politischen Kultur gün­
stige Rahmenbedingungen für eine Ver­
stetigung durch "Verstaatlichung" vor­
mals privater Initiativen zur Rüstungs­
konversion bietet. 
Auf dem Kongreß "Chancen für Rü­
stungskonversion" im November 1989 
wurde eine Erklärung verabschiedet, 
worin drei Hauptforderungen enthalten 
waren, die seither - weiter konkretisiert 
und besser ausformuliert - im Mittel­
punkt der Stiftungsarbeit stehen: die 
Einrichtung eines Konversionsbeirates, 
die Schaffung eines regionalen Konver­
sionsfonds und die Institutionalisierung 
der Konversions- bzw. Friedensfor­
schung auf Landesebene.21 

1) Der Bremer Senat soll einen Konver­
sionsbeirat berufen, der sich aus Ver­
treter(inne )n von Rüstungsunternehmen, 
Unternehmerverbänden, Kammern, Ge­
werkschaften, Betriebsräten (Arbeits-
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kreise "Alternative Fertigung") und der 
Friedensbewegung sowie 
Wissenschaftler(inne)n unterschiedli-
cher Fachrichtungen zusammensetzt. 
Das Gremium würde den Senat beraten 
und hätte einen Konversionsplan für 
Bremen zu entwickeln, der als struktur­
politisches Förderprogramm ausgelegt 
und in das "Wirtschaftsstrukturpoliti­
sche Aktionsprogramm für Bremen und 
Bremerhaven bis 1995" (W AP) inte­
griert sein sollte. Der "Bremer Konver­
sionsbeirat" müßte regelmäßig über sei­
ne Arbeit Bericht erstatten, das Lan­
desparlament (Bürgerschaft) über die 
Ergebnisse debattieren und mögliche 
Konsequenzen für Gesetzgebung und 
Verwaltung im Zwei-Städte-Staat zie­
hen. 
2) Rüstungskonversion muß durch fi­
nanzielle Anreize für betroffene Finnen, 
insbesondere kleinere und Zuliefer­
betriebe, gefördert werden. Die Einrich­
tung des "Bremischen Konversions­
fonds" hätte Signalwirkung und würde 
nicht nur Diversifikationsmaßnahmen 
im Werftenverbund (Meerestechnik, 
schiffbaufremde Fertigung) vorantrei­
ben, sondern Rüstungskonversion mit­
tels gezielter Zuschüsse für Forschungs­
projekte und Investitionshilfen zur Ent­
wicklung/Erprobung geeigneter Herstel­
lungsverfahren bzw. Produkte er­
leichtern. Gedacht ist an ein Programm, 
das die Umstellung militärischer auf zi­
vile, gesellschaftlich nützliche und um­
weltverträgliche Produktion und die 
Vennarktung der neuen Güter fördert, 
soweit die Unternehmen nicht selbst 
dazu in der Lage sind. Kurzfristig sollen 
ca. 10 Prozent der W AP-Mittel (knapp 
30 Millionen DM jährlich) in diesem 
Sinne umgewidmet werde~. 
3) Zur Schaffung einer wissenschaftli­
chen Infrastruktur für den Umstellungs­
prozeß in der Unterweserregion und zur 
Unterstützung des Konversionsbeirates 
(Aufbau entsprechender Forschungs­
und Planungskapazitäten) böte sich die 
Gtündung eines interdisziplinären Insti­
tuts für regionale Rüstungskonversion 
und Friedenspolitik an, das den Konver­
sionsvorgang kritisch zu begleiten und 
weitere Maßnahmen vorzubereiten hät­
te. 
Die Bremische Bürgerschaft beschäftig­
te sich mehrfach mit Fragen der Rü­
stungs- und Standortekonversion. Am 
14. Dezember 1990 forderte das 
Landesparlament die Regierung auf, 
"einen Konversionsfonds einzurichten, 
der unter Einbeziehung beantragter EG-

und Bundesprogramme die wirtschafts­
politischen Maßnalunen des Senats auf 
diesem Gebiet bündelt und weiterent­
wickelt. Dabei ist eine Konzentration 
auf kleine und mittlere Unternehmen 
vorzunehmen."" Am 6. Juni 1991 kon­
kretisierte die Bürgerschaft ihren Vor­
schlag und forderte die Schaffung eines 
Konversionsbeirates. Ihm sollen neben 
dem Senat (Landesregierung) Vertreter 
von Unternehmen und ihren Verbänden, 
von Arbeitnehmerverbänden, Betriebs­
räte sowie Vertreter aus Forschung und 
Wissenschaft angehören. "Der Konver­
sionsbeirat hat die Aufgabe, auf der 
Grundlage des vom Senat vorgelegten 
Berichts Vorschläge für die programma­
tische Ausgestaltung des Konversions­
fonds zu unterbreiten."23 

Nunmehr wird es darum gehen, Fonds 
und Beirat (im Sinne eines integralen 
Konversionsbegriffs) als demokratisch­
partizipatives Modell trotz ausbleiben­
der Mittel des Bundes für eine sozial­
ökologische Strukturpolitik auf regiona­
ler Ebene nutzbar zu machen. Rüstungs­
konversion ist kein Selbstläufer, sondern 
bleibt der Richtung und Reichweite nach 
umstritten. Nach Bildung einer sog. Am­
pel-Koalition zeichnen sich innerhalb 
und mit der nicht mehr von der SPD al­
lein, sondern auch den GRÜNEN und 
der FDP gestellten Landesregierung 
mögliche Konflikte im Hinblick auf die 
Weiterführung/ Ausgestaltung des "Bre­
mer Modells" (Burkhardt J. Ruck) zur 
Rüstungskonversion ab.24 
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von Katrin Fuchs* 
l 983 verkündete US-Präsident Reagan 
seine Vision von der Unverwundbarkeit 
der USA. Unter dem Namen "Strategie 
Defense Initiative" (SDI) wollten die 
USA einen Abwehrschild gegen feindli­
che Atomraketen aufbauen. Hübsche Vi­
deo-Clips sollten der Öffentlichkeit sug­
gerieren, die Sache würde perfekt funk­
tionieren. Doch die Welt der Com­
putersimulation ist noch lange nicht mit 
dem wirklichen Leben identisch. Die un­
abhängige Wissenschaftlergemeinschaft 
hatte keine Schwierigkeiten, den Nach­
weis über die Unrealisierbarkeit von SDI 
zu führen. 
Das kühne Projekt wurde in der Folge­
zeit inuner weiter "heruntergekochf'. 
Was übrigblieb war eine Punktzielver­
teidigung. Statt flächendeckender Ver­
teidigung sollte der Schutz strategisch 
wichtiger Einrichtungen erreicht wer­
den. Die Entwicklung exotischer Laser­
und Teilchenstrahlenwaffen wurde zu­
rückgestuft zugunsten der Förderung 
vornehmlich "konventioneller" W af­
fentechnologien. 
Im übrigen wurde SDI in den vergange­
nen Jahren mehr und mehr zur Pando­
rabüchse für neue Waffentechnologien. 
An der Entwicklung von Informations-, 
Aufklärungs- und Fübrungssystemen 
wird ebenso gearbeitet wie an neuen 
Werkstoffen oder Transporttechnolo­
gien. Immerhin sind seit 1983 nahezu 30 
Milliarden Dollar in das Forschungs­
und Entwicklungsprogramm geflossen. 
Am 29.1.1991 - mitten im Golfkrieg- ent­
deckte nun US-Präsident Bush eine neue 
Mission für das SDI-Projekt. "Global 
Protection Against Limited Strikes" 
(GPALS) hieß die neue Zauberformel. 
Nach dem Ende der Ost-West-Konfron­
tation gelte es, neuen Bedrohungen zu 
wehren, so die Begründung: unbotmäßi­
gen nuklearen Emporkömmlingen, ver­
sehentlich abgefeuerten Raketen oder 
nuklearterroristischen Anschlägen. Die 

• Katrin Fuchs, MdB, Abrüstungspolitische Spreche· 
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rin der SPD-Bundestagsfraktion, Mitherausge­
berin der spw 

DerTraum 
von der Unverwundbarkeit oder 
die Hybris 
einer exklusiven Weltmacht 
SDI-Manager sekundierten umgehend: 
Ab 1996 könne mit der Beschaffung er­
ster Komponenten begonnen werden. 
Vertreter der beim Pentagon angesiedel­
ten SDI-Organisation (SDIO) haben 
kürzlich im Unterausschuß Abrüstung 
und Rüstungskontrolle des Deutschen 
Bundestages die Überlegungen der US­
Regierung zu GP ALS zur Kenntnis ge­
bracht. Der folgende Bericht stützt sich 
auf diese Vorträge und die sich daraus 
entwickelnde Diskussion. 1 

1. Was ist GPALS? 

a) Geplant ist ein Abwehrsystem gegen 
eine begrenzte Anzahl weitreichender 
ballistischer Raketen." 
Dazu werden benötigt: 

ca 50 Ortungssatelliten ("Brilliant 
Eyes''), die möglichst schnell Infor­
mationen über die Bedrohung liefern 
und damit das Abschießen in größe­
ren Entfernungen ermöglichen; 
hunderte von Satelliten, die ständig 
die Erde umkreisen und die insge­
samt mit etwa tausend Kleinraketen 
("Brilliant Pebbles") bestückt sind. 
Mit diesen Raketen sollen ballistische 
Flugkörper mit einer Reichweite von 
mehr als 600 km abgefangen und zer­
stört werden können. 
In den USA selber kommen bodenge­
stützte Raketen, sog. Ground Based 
Interceptors (GB!), hinzu, die Mittel­
streckenraketen mit einer Reichweite 
bis zu 2000 km abfangen sollen. Man 
benötigt nach Auskunft der GPALS­
Vertreter allein zum Schutz der USA 
500 bis 700 dieser Raketen (frühere 
Angaben gingen von tausend Inter­
ceptoren aus), die von 6 oder 7 Basen 
(vier an den äußeren Rändern des US­
Kemlandes, eine auf Hawaii, eine in 
Alaska) aus gestartet werden müß­
ten. 3 

Die Stationierung dieser Elemente könn­
te gegen Ende dieses Jahrzehnts begin­
nen. 
b) Zugleich ist eine Verteidigung gegen 

Kurzstreckenraketen vorgesehen, die 
sog. "Defense Against Theatre Tactical 
Ballistic Missiles". 

Dabei will man auf die - freilich ver­
besserte - PATRIOT (PAC III) zu­
ruckgreifen, die aber nur einen klei­
nen Bereich abdecken kann. 
Daher ist zusätzlich ein System na­
mens THAAD (Theatre High Altitu­
de Air Defence Interceptor) in der 
Entwicklung, das einen Radius von 
200 km abdecken und Flugkörper in 
Höhen bis zu 100 km abfangen soll. 
Damit würden sich nach Meinung der 
SDIO-Experten viele der Probleme, 
die sich beim Abfangen in niedrigen 
Höhen ergeben, wie Schäden durch 
herabfallende Trümmer oder 
Gefechtskopfreste (s. PATRIOT im 
Golfkrieg) lösen lassen. Bewußt (?) 
übersehen wurde, daß sich beim Ab­
schuß von Raketen in größeren Hö­
hen die Trümmer doch wohl auf eine 
größere Fläche verteilen und entspre­
chende Schäden verursachen würden. 
Ein wünschenswerter Aspekt dieses 
Systems liege darin, so die SDIO­
Vertreter weiter, daß es sehr leicht, 
klein und gut transportierbar sei. 
Auch an anderen Systemen, wie dem 
amerikanisch-israelischen Projekt 
"Arrow" oder einer Rakete mit dem 
Namen "Corps Surface-to-Air-Mis­
sile" wird gearbeitet.4 

Die geplanten Systeme sollen ausnahms­
los nicht mit nuklearem oder anderem 
Sprengstoff bestückt werden. Präzise 
Lenksysteme sollen sie in die Lage ver­
setzen, anfliegende Raketen durch direk­
ten Aufprall mit ihrer kinetischen Ener­
gie zu zerstören - so die Erwartung. 

2. Was soll GPALS schützen? 

a) Die Systeme "Brillant Eyes" und 
"Brilliant Pebbles" sind auf eine welt­
weite Einsatzmöglichkeit zur Be­
kämpfung ballistischer Flugkörper aus­
gelegt, "wo auch immer sie abgeschos­
sen würden, und gegen welche Ziele sie 
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auch immer gerichtet seien".5 

b) Diese beiden Komponenten im All sol­
len in Verbindung mit den bodengestütz­
ten Abfangraketen (GB!s) zugleich den 
"umfassenden Schutz" des US-amerika­
nischen Territoriums sicherstellen. Dabei 
ist an einen "wirksamen Schutz... auch 
für die Bevölkerung" gedacht.' 
c) Abgewehrt werden kann aber nur eine 
begrenzte Kapazität von anfliegenden 
Raketen (daher "Limited Strikes"); man 
spricht davon, daß bis zu zweihundert 
gleichzeitig abgefeuerte Raketen attak­
kiert und zerstört werden könnten. 
Wie die SDIO-Repäsentanten ausführten, 
richte sich das System daher "nicht ge­
gen einen Erstschlag Rußlands". Viel­
mehr würde die GUS zur Zusammenar­
beit aufgefordert, um sich gemeinsam ge­
gen begrenzte Angtiffe von Drittländern 
oder gegen unbeabsichtigte Abschüsse 
von Flugkörpern abzusichern. 
d) Das Programm Theater Missile Defen­
se, das immer höhere Priorität erlangt, 
soll ''regionalen Bedrohungen gegen US­
Streitkräfte, Freunde und Verbündete" 
begegnen helfen. Es wird. als fester Be­
standteil einer neuen Strategie verstan­
den, die auf "mobile, schnell und welt­
weit einsetzbare Streitkräfte" setzt. 7 

Die THAAD-Raketen seien dabei von be­
sonderer Bedeutung für die Seestreitkräf­
te, da sie "besonders für den Selbstschutz 
dislozierter maritimer Einheiten hervor­
ragend geeignet"' seien. So Dr. Martin 
von der SDIO. 
Diskussionen in der NATO über eine 
mögliche Beteiligung an GP ALS sind of­
fensichtlich im Gange. 9 

3. ''Totaler Schuuschirm" -
eine Illusion 

Auch die neuerlichen Verheißungen hal­
ten einer kritischen Prüfung nicht stand: 
Ein "globaler" und "'totaler" Schutz­
schirm ist technisch nicht machbar. Eine 
begrenzte Anzahl von Raketen kurzer 
oder mittlerer Reichweite abzuschießen, 
kann in Zukunft möglich werden. Aber 
dennoch gibt es Möglichkeiten, den Ab­
wehrschirm zu unterlaufen: 

Gegen Marschflugkörper kann 
GP ALS nichts ausrichten. "Die Ab­
wehr von Flugzeugen oder Marsch­
flugkörpern sei bei keinem der Syste­
me von Hause aus als Nebenrolle vor­
gesehen. "10 

Raketen, deren Flugbahn unterhalb ei­
ner Höhe von 100 km verläuft, sind 
mit den Brilliant Pebbles nicht zu er­
reichen, weil die Infrarot-Sensoren 

durch die in niedrigen Höhen er­
zeugte Luftreibungswänne geblen­
det werden. 
Nach wie vor ist es ein Hauptpro­
blem jeglicher Raketenabwehr, zwi­
schen echten Sprengköpfen und At­
trappen zu unterscheiden. 11 Um dem 
zu entgehen, müssten die abzu­
fangenden Raketen in ihrer Startpha­
se zerstört werden können. Dies 
bleibt technisch kompliziert und ist 
wiederum durch Gegenmaßnahmen 
zu unterlaufen (Verkürzung der 
Startphase). 
In Auswertung der Golfkriegserfah­
rungen hat der amerikanische Wis­
senschaftler T. Postol (Massachu­
setts Institute of Technology) jüngst 
die Anfälligkeiten der PATRIOT 
oder vergleichbarer Systeme gegen­
über Gegenmaßnahmen diskutiert. 
Ein "Gegner", dem es nicht um prä­
zise Ausschaltung strategischer Ein­
richtungen, sondern um möglichst 
massive Zerstörung geht, kann sich 
einiges einfallen lassen: Er könnte 
z.B. Raketen mit Mehrfachspreng­
köpfen oder mit einer Vielzahl von 
Mini-Bomben (bomblets), mögli­
cherweise mit chemischen Spreng­
stoffen gefüllt, bestücken. Damit 
würde eine große Vielzahl von Zie­
len geschaffen, denen mit begrenzter 
Raketenabwehrfähigkeit nicht be­
gegnet werden könnte. 12 

Schließlich wäre es für "Nuklearter­
roristen" einfacher, statt mit Rake­
ten anzugreifen, "Bombenkoffer" 
in Feindesland zu schmuggeln. 

4. GPALS ist kein Mittel gegen 
die Weiterverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen 

GPALS soll gegen zwei Gefahren hel­
fen: gegen "nicht autorisierte" oder 
versehentliche Angtiffe und gegen die 
sich ausbreitenden Massenvernich­
tungswaffen in der "Dritten Welt". 
Die Gefahr eines sog. unautorisierten 
Raketeneinsatzes wird unter Fachleuten 
als sehr gering eingeschätzt. Bruce Blair 
von der Brookings Institution hat dazu 
auf einem Hearing des House Govem­
ment Operations Committee des US­
Kongresses am 1.10. 91 ausgefühtt, daß 
bislang niemand ein plausibles Szenario 
hätte vortragen können, das zu einem 
solchen "Fehlstart" führen könnte." 
Auch der ehemalige Generalstabschef 
der USA, William Crowe, hält die 

Wahrscheinlichkeit versehentlicher oder 
unautorisierter Raketenabschüsse für 
"sehr, sehr gering,"14 In diesem Zu­
sammenhang ist immer von Atomwaffen 
der GUS die Rede, z.B. von Raketen, die 
von U-Booten aus gestartet werden 
könnten. Gegen diese Risiken gäbe es 
technische Lösungen, die auf kooperati­
vem Wege ohne weiteres eingeführt 
werden könnten: sog. Permissive Action 
Links (PALs). Dieser Mechanismus 
sieht vor, daß Waffen nur unter V erwen­
dung eines Codes freigegeben werden 
können, der erst mit dem Startbefehl 
übermittelt wird. Bei landgestützten Ra­
keten ist dieses Verfahren seit langem 
üblich. Im übrigen existiert die Technik, 
Raketen nach Fehlstatts mit Hilfe einer 
Fernlenkung zu zerstören. Bei Welt­
raumraketen wurde sie bereits erprobt. 
Mit diesem Mechanismus der "Selbst­
zerstörung" sollten dringend alle Rake­
ten versehen werden. Um Raketenab­
schüsse "aus Versehen" zu vermeiden, 
bedarf es keiner aufwendigen Rake­
tenabwehr. 
Die SDI/GPALS-Protagonisten bezie­
hen sich in ihren Begründungen.:<l,11/11,r 

mehr und mehr auf die Gefahr~-·: ·.••·•· · -feration von Massenvemich '"'' .,· ·,-,i-,, -

fen. Sie stützen sich dabei auf Eirisiihät­
zungen der Geheimdienste, wonadi'bis 
zum Jahre 2000 vierundzwanzig Ent­
wicklungsländer über ballistische Rake­
ten größerer Reichweite verfügen. Eini­
ge von ihnen werden - so die CIA - in der 
Lage sein, diese mit atomaren, biologi­
schen oder chemischen Sprengköpfen 
auszustatten. 
Bei nüchterner Betrachtung ergibt sich 
ein differenziertes Bild. In der letzten 
Zeit ist es zumindest gelungen, die ato­
maren Ambitionen einiger Staaten zu zü­
geln: Südafrika, Argentinien, Brasilien, 
Südkorea und Taiwan. Nordkorea ist in­
zwischen zu Kontrollen seiner "zivilen" 
Nuklearanlagen bereit. Iraks Kapazitä­
ten sind dezimiert und das Land unter­
steht strenger internationaler Kontrolle. 
Es bleiben Israel, Pakistan, Indien, China 
und ggf. Iran. Was den Iran anbetrifft, 
sind Begehrlichkeiten nach einer "isla­
mischen" Bombe nicht auszuschliessen. 
Israel ist enger Verbündeter der USA; 
Indien und Pakistan streiten vor allem 
um die regionale Vormacht. Daß diese 
Länder, wie auch China und der Iran, die 
USA mit Atomwaffen angreifen könn­
ten, ist höchst unwahrscheinlich. 
Mit Ausnahme von China sind diese 
Staaten übrigens auch auf absehbare Zeit 
gar nicht in der Lage, mit ihren Raketen 
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das Territorium der USA oder auch 
Westeuropas zu erreichen. Das Kontroll­
regime zur Verhinderung der Weiter­
gabe von Trägertechnologien wird die 
Möglichkeit, daß sich sog. Schwellen­
länder in den Besitz von Langstrecken­
raketen bringen, weiter hinausschieben. 
Man bedenke dabei, daß die "Super­
mächte" USA und UdSSR nach dem 
Zweiten Weltkrieg an die deutschen V-
2-Erfahrungen anknüpfen konnten, un­
geheure Ressourcen mobilisierten und 
dennoch über zehn Jahre brauchten, um 
Interkontinentalraketen herstellen zu 
können. 15 

Die Gefahr der Weiterverbreitung von 
modernen Zerstörungsmitteln soll an 
dieser Stelle nicht im geringsten baga­
tellisiert werden. Man kann sich aber des 
Eindrucks nicht erwehren, daß mit 
worst-case-Szenarien gearbeitet wird, 
um das SDI/GPALS-Projekt zu rechtfer­
tigen. 
Außerdem gilt nach wie vor: Die Prolife­
ration ist geknüpft an die Lieferung von 
Waffen, Technologien und wissen­
schaftlich-technischem Know-how aus 
den entwickelten Industrieländern. Es 
war und bleibt absurd, Staaten in kon­
fliktträchtigen Regionen mit Angriffs­
waffen vollzustopfen, gegen die nun eine 
globale Raketenabwehr helfen soll. 
Die Annahme, daß sich immer mehr 
Mächte mit "atomarer Potenz" heraus­
bilden werden, könnte zu einer sich 
selbst erfüllenden Prophezeiung führen. 
Denn das Festhalten an der Atombombe, 
dem "exklusivsten aller Großmachtattri­
bute"16; die Intensivierung rüstungstech­
nologischer Modernisierung und der 
Versuch des Nordens, sich "unangreif­
bar" zu machen, führen unweigerlich zu 
vermehrten Rüstungsanstrengungen der 
"Habenichtse". Proliferation hat auch 
zu tun mit dem Macht- und Wohlstands­
gefalle zwischen Nord und Süd und dem 
Versuch der Unterprivilegierten, es zu 
überwinden. Noch versprechen sich 
Machthaber des "Südens" von militäri­
scher Stärke auch eine entscheidene 
Mehrung ihres internationalen Einflus­
ses. Sie kopieren dabei nur, was ihnen 
die "modernen Industrienationen" vor­
gemacht haben. Die von den USA jetzt 
ins Spiel gebrachte "Reaktion" muß sie 
wiederum darin bestätigen: GPALS ist 
eine tüstungstechnologische, eine über­
legenheitsorientierte, eine konfrontative 
Antwort. Politisch-kooperative Lösun­
gen werden damit nur blockiert. 
Es kann auf Dauer nicht gutgehen, daß 
die reichen Industrienationen der großen 
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Mehrheit der Menschheit vorenthalten, 
was sie für sich selber selbstverständlich 
beanspruchen. Folgt man dieser zwin­
genden Logik, kann es für die Massen­
vernichtungsmittel nur eins geben: Sie 
müssen weltweit erheblich reduziert und 
schließlich abgeschafft werden. 
Eine konsequente Non-Profilerationspo­
litik wird sich zugleich um die Stärkung 
bestehender Rüstungskontrollregime be­
mühen, und diese mit größtmöglicher, 
auch technologischer Zusammenarbeit 
mit den Ländern der ehemaligen Dritten 
Welt verbinden. 

5. Raketenabwehr als Mittel der 
Offensive 

Die Raketenabwehr erscheint nur im 
Lichte der Propaganda als reine Defen­
sivmaßnahme. Daß sie für eine Ver­
teidigung des Territoriums der NATO­
Staaten entbehrlich ist, läßt sich un­
schwer nachweisen. Das wissen auch die 
Chefplaner. Welchen Zweck könnte sie 
sonst erfüllen? Man denkt an den 
"Schutz" der eigenen Soldaten bei welt­
weiten Einsätzen. Bezüglich der Ab­
wehrsysteme gegen taktische Raketen 
führte Dr. Martin (SDIO) aus: 
"Die künftige Planung zielt darauf ab, 
die Fähigkeit zu entwickeln, solche Sy­
steme mit den "Schnellen Eingreifver­
bänden" auch schnell verlegen zu kön­
nen. Sie wären dann zum Beispiel Be­
standteil der Waffensysteme eines 
Expeditionskorps in Europa oder anders­
wo in der Welt. " 17 

Das Ziel, "Verwundbarkeit zu reduzie­
ren", meint eben nicht nur den Schutz 
des eigenen Landes. Es geht erklär­
termaßen auch um den Schutz der eige­
nen Truppen bei militärischen Operatio­
nen weltweit. Luftverteidigung und Ra­
ketenabwehr sind damit zugleich wichti­
ge Mittel, um die Kriegführungsfähig­
keit von Expeditionskorps, sprich Inter­
ventionstruppen, zu effektivieren. 
Schwert und Schild müssen zusammen­
gedacht werden. 
Auch die durch GP ALS eröffuete Mög­
lichkeit, die satelittengestützten Aufklä­
rungssysteme anderer Staaten auszu­
schalten bzw. zu beeinträchtigen, ist ein 
Moment, das kriegerische Handlungen 
begünstigen kann. Dabei ist besonders 
zu betücksichtigen, daß mit den OPALS­
Raketen auch in geostationärer Umlauf­
bahn (36.000 km Höhe) befindliche Auf­
klärungssatelliten in wenigen Stunden 
erreicht werden könnten. 

6. Vergeudung von Ressourcen 

Die Gesamtkosten für GP ALS 
(Entwicklung, Produktion, Stationie­
rung) werden von den SDIO-Repräsen­
tanten allein für die USA mit ca. 46 Mrd. 
Dollar für einen Zeitraum von 14 Jahren 
angegeben: 25 Milliarden Dollar für die 
bodengestützte Verteidigung, 11 Mrd. 
Dollar für die weltraumgestützten 
Systeme und 10 Mrd. Dollar für die 
taktische Raketenabwehr (TBM). 18 

John Pike, Direktor des Weltraum­
projekts der Federation of American 
Scientists, hat bei dem erwähnten Aus­
schuß-Hearing des US-Kongresses im 
vergangenen Jahr eine andere Schätzung 
aufgemacht. Die normalen Kosten­
steigerungen vorausgesetzt, würde der 
zu erwartende Preis 100 Mrd. Dollar 
wahrscheinlich übersteigen. Hinzu kom­
men noch eine Reihe von Unwägbarkei­
ten. Noch gibt es für einige Kompo­
nenten nicht einmal Prototypen. In­
zwischen liegen auch Schätzungen US­
amerikanischer Behörden vor. die näher 
an der Realität zu sein scheinen. Der US­
amerikanische Rechnungshof geht von 
einem Betrag von 90 Milliarden Dollar 
für die Finanzjahre 1991-2005 (in Prei­
sen von 1991) aus. Darin enthalten sind 
allerdings, neben den Ausgaben für 
GP ALS, Aufwendungen für die Fortfüh­
rung der eher "exotischen" Teile des 
SDI-Forschungsprojekts. Das Con­
gressional Budget Office hat errechnet, 
daß man durch den Verzicht auf welt­
raumgestützte Raketen ca. 34 Mrd. 
Dollar einsparen könnte. Dies ist, ver­
glichen mit den Angaben der SDIO 
(s.o.), ein Verdreifachung der Ausgaben­
summe.19 
Inwieweit es angesichts der sich zu­
spitzenden ökonomisch-sozialen Pro­
bleme in den USA verantwortlich ist, 
Summen dieser Größenordnung für 
militärische Zwecke auszugeben, mögen 
die US-Amerikaner selbst beurteilen. 
Solche Aufwendungen allerdings auch 
noch der GUS, die wirtschaftlich danie­
derliegt, andienen zu wollen, ist reich­
lich bizarr. Soll damit dem fast totgetü­
steten Patienten der Gnadenstoß versetzt 
werden? Wenn es um Kooperation mit 
den "neuen Freunden" geht, wäre da 
nicht die Neuauflage eines Marshall-Pla­
nes für Osteuropa und die GUS ange­
sagt? Wenn es um effektive Mittel der 
vorsorglichen Krisenverhütung geht, 
wäre da nicht die Aufstockung der 
Entwicklungshilfe auf der Tagesord­
nung? Die Mittel für GPALS könnten 
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hier sehr nutzbringend eingesetzt wer­
den. 

7. Verfehlte Forschungs- und 
Industriepolitik 

OPALS ist fester Bestandteil einer (Rü­
stungs-) Industriepolitik, die die vorhan­
denen wirtschaftlichen Strukturen und 
die enge Verzahnung von militärischer 
und ziviler Technologieentwicklung 
fortschreiben will. Damit wird den 
mächtigsten Pressure-groups zugearbei­
tet, ob damit der volkswirtschaftliche 
Nutzen gemehrt wird, erscheint mehr als 
fraglich. Das SOi-Projekt, das mit der 
Verheißung technologischer Durchbrü­
che lanciert wurde und das die USA­
Vormachtstellung im High-tech-Sektor 
ausbauen sollte, hat diese Resultate nicht 
erbracht. Im Gegenteil: Die an militäri­
schen Zielen ausgerichtete Technologie­
förderung hat sich als kontraproduktiv 
erwiesen. Die USA haben vor allem ge­
genüber Japan in diesem Zeitraum noch 
eher an Boden verloren. Generell gehen 
Experten davon aus, daß ein zunehmen­
der Teil der für Waffenentwicklung 
benötigten Technologien im zivilen Sek­
tor entsteht - und nicht umgekehrt.w 
Gerade in den USA jedoch wird ein we­
sentlicher Teil staatlicher Forschungs­
förderung über das Departrnent of De­
fense abgewickelt. Eine Verengung und 
Verzerrung der erkenntnisleitenden Fra­
gestellungen ist unvermeidbar. Die mili­
tärischen Geheimhaltungszwänge tun 
ein übriges, um die produktiven Aus­
tauschbeziehungen zwischen den Wis­
senschaftlern einzuschränken. 
SDI/GP ALS steht für eine Forschungs­
und Industriepolitik, die Ressourcen 
fehlleitet und vergeudet 

8. Deutsche Beteiligung am SDI-
Projekt? 

Wegen der horrenden Kosten ist seitens 
der USA auch bei diesem Projekt an La­
stenteilung gedacht. Im Missile Defense 
Act des Senats wird ein "Report On 
Conceptual And Burden Sharing Issues 
Associated With Deploying Space-based 
Interceptors (lncluding Brilliant Peb­
bles) For Tue Purpose of Providing Glo­
bal Defenses Against Ballistic Missile 
Attacks" verlangt, der von der Regie­
rung vorgelegt werden soll. 
Tatsächlich wird auch hierzulande wie­

, ,, , der über eine Beteiligung nachgedacht." 
:;

1
; ·-·-Auch technologie- und industriepoliti­

sche Argumente werden wieder bemüht. 

. +iiJ,:. 

Die Politiker, die sich daran beteiligen, 
müssen aus dem Fluß Lethe getrunken 
haben. Antiker Mythologie zufolge führ­
te ein solcher Trank zum Verlust der 
Erinnerung. 
1985/86 wurde in der öffentlichen De­
batte vorgetragen, eine Nicht-Beteili­
gung an SDI würde die Bundesrepublik 
ins zweite oder dritte Glied der Industrie­
nationen abrutschen lassen. Wirtschafts­
minister Bangemann unterzeichnete in 
Washington ein Memorandum of Under­
standing, das die Beteiligung deutscher 
Firmen und Forscher sicherstellen sollte. 
Das Resultat blieb äußerst mager. 
Nennenswerte· Konsequenzen für die 
Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft sind nicht bekannt 
Der oben erwähnte industriepolitische 
Negativeffekt gilt gerade für die Länder, 
die sich an den Kosten von GP ALS be­
teiligen sollen, aber an dem technologi­
schen Output ( den ein solch überdimen­
sioniertes Programm natürlich auch hat) 
wahrscheinlich nicht gleichberechtigt 
teilhaben werden. Es gibt Hinweise dar­
auf, daß die USA an der Weitergabe neu­
er technologischer Erkenntnisse kein In­
teresse haben. 

9. Hegemoniale Politik statt 
kooperativer Sicherheit 

Der durch die New York Times publik 
gemachte Entwurf eines neuen Strate­
gie-Papiers des Pentagon hat enthüllt, 
welche Denkungsart in dieser Trutzburg 
noch vorherrscht. Das Papier mag zu­
rückgezogen und öffentlich verworfen 
werden - es ist dennoch kein zufalliger 
Ausrutscher. "Second to None" ist das 
Credo der US-amerikanischen Gesell­
schaft. 
Einige Grundelemente dieser Philoso­
phie sind: 
1. Stabilität scheint nur denkbar, wenn es 
eine klare hierarchische Ordnung gibt, in 
der die Guten und Tapferen das Sagen 
haben. Dieses Modell "hegemonialer 
Stabilität" hat sich in der Vergangenheit 
als untauglich erwiesen, um wirklich 
dauerhaften Frieden zu sichern. Auch 
weltgeschichtlich hatte die Existenz ei­
nes einzigen Hegemons nie allzulange 
Bestand. 
2. Macht gründet sich wesentlich auf mi­
litärische Macht. Daher muß die US-Do­
minanz auf diesem Sektor gewahrt blei­
ben, um für den Verfolg nationaler Inter­
essen ein wirkungsvolles Druckmittel zu 
haben. Diese V orstellUng mag in der Zeit 
des Kalten Krieges ihre innere Logik ge-

habt haben. Doch das Schicksal der 
UdSSR hat gezeigt, daß überdimensio­
nierte Rüstung erheblich zur Untergra­
bung wirtschaftlicher Leistungskraft bei­
tragen kann. Auch die US-Ökonomie 
wurde durch das Wettrüsten zunehmend 
überstrapaziert. 
3. Machtpolitische Anwandlungen der 
sog. Schwellenländer erscheinen als 
eklatante Störung des gewohnten Gan­
ges der Internationalen Beziehungen. 
Die industrialisierten Demokratien wer­
den "erpressbar". Diese einseitige Op­
tik stellt die Verhältnisse zwischen Nord 
und Süd auf den Kopf. Als ob nicht die 
entwickelten Industrienationen maßgeb­
lich die terms of Irade und inzwischen -
über Weltbank und IWF - entscheidend 
die Wirtschaftspolitik vieler Staaten des 
Südens bestimmten.22 

4. Das Modell der marktwirtschaftlich­
industriellen Zivilisation hat sich als ulti­
ma ratio der Geschichte erwiesen und 
gerade den Sieg über den Totalitarismus 
davongetragen. Auch diese Sichtweise 
ist auf einem Auge blind. Sie ignoriert 
die vielfältigen Krisenerscheinungen 
dieser wirtschaftlich durchaus effizien­
ten Zivilisation. Sie erhofft sich voniäi,r 
invisible hand des Marktes die I;f!il~~g 
der Umwelt- und Entwicklung~­
me. Diese Annahme ist durch keine Er­
fahrung gedeckt. Im Gegenteil. Sie 
droht, die Menschheit an den Rand des 
Abgrundes zu führen. Als "Lösung" er­
scheint dann mehr und mehr die notfalls 
gewaltsame Befestigung der Privilegien 
einer kleinen Minderheit auf dem Glo­
bus. Dieser konfrontative Ansatz spitzt 
die Probleme noch mehr zu, als daß er 
sie einer Lösung zuführt. 
Auch das GPALS-Projekt verkörpert 
diese Denkweise. Sie entspricht nicht 
den wirklichen Verhältnissen gegen 
Ende des 20. Jahrhunderts. Sie paßte 
eher in die Konfrontationslogik des Kal­
ten Krieges, nicht in die heutige Zeit. 

10. Was getan werden muß 

Erstens gilt es, den Vertrag über die 
Nichtweiterverbreitung von Atomwaf­
fen über 1995 hinaus zu verlängern und 
zu stärken. Die Einlösung seines Artikels 
VI, in dem sich das Kartell der Atom­
waffenbesitzer zu konsequenter Al>­
rüstung verpflichtet, gehört ebenso dazu 
wie der Ausbau der internationalen Kon­
trollmechanismen. 
Die Atommächte könnten ein wichtiges 
Zeichen setzen, indem sie rasch einen 
völligen Atomteststopp vereinbarten 
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(Comprehensive Test Ban Treaty). Da­
mit würde endlich dem qualitativen 
Wettrüsten auf diesem Gebiet Einhalt 
geboten. 
Zweitens ist das Nichtweiterverbrei­
tungsregime im Bereich der Trägertech­
nologien auszubauen. Bedeutend mehr 
Länder müssen für die Unterstützung des 
sog. Missile Technology Controll-Regi­
mes (MfCR) gewonnen werden. Über 
einen Teststopp für militärische Raketen 
muß diskutiert werden. Auch hier geht es 
darum, die rüstungstechnologisc)le Ent­
wicklung "einzufrieren". Zugleich sind 
für den zivilen Bereich Raumfahrtpro­
gramme zu entwickeln, an denen mög­
lichst viele Staaten der Welt kooperativ 
beteiligt werden sollten. 
Drittens ist die Konvention zum welt­
weiten Verbot chentischer Waffen rasch 
zum Abschluß zu bringen. Zugleich sind 
alle Möglichkeiten zur besseren Kontrol­
le des Verbots biologischer Waffen aus­
zuschöpfen und vertraglich abzusichern. 
Viertens steht gerade nach den Erfahrun­
gen der beiden Golflcriege die drastische 
Einschränkung der Rüstungsexporte 
weltweit an. Um der Gefahr der Entste­
hung und unkontrollierten Ausweitung 
regionaler Konflikte zu begegnen, muß 
hier eine Kehrtwende stattfinden. Das 
Konzept, auch in Krisengebiete modern­
stes, hocheffizientes Kriegsgerät zu lie­
fern und auf verschiedene Seiten unter 
dem Vorwand "regionaler Stabilität" zu 
verteilen, ist restlos gescheitert. Den­
noch wird es immer noch praktiziert: die 
Rüstungsexporte in die Golfregion sind 
auch nach dem Golflcrieg in großem Stil 
weitergegangen! Allein die USA lie­
ferten 1991 konventionelle Waffen im 
Wert von 3Mrd. Dollar in den Nahen 
Osten. 
Fünftens muß der ABM-Vertrag strikt 
eingehalten werden. Zu seiner Stärkung 
sollten striktere Begrenzungen für Waf­
fen auf der Grundlage neuer physikali­
scher Prinzipien und das internationale 
Verbot von Waffen im Weltraum einge­
arbeitet werden. 
Sechstens müssen in einem völkerrecht­
lich anerkannten Vertrag Anti-Satelli­
tenwaffen (ASAT) verboten werden, wie 
dies auch der russische Präsident Jelzin 
jüngst gefordert hat. Das bisher beste­
hende Agreement zwischen den USA 
und der ehemaligen UdSSR, solche Waf­
fen nicht zu stationieren, reicht nicht aus. 
Siebtens führt kein Weg daran vorbei, 
daß international Mittel mobilisiert wer­
den· müssen, um die Umstellung der 
ü~dimensionierten Rüstungsindustrien 

auf zivil nützliche Produktion zu erleich­
tern. Diese Konversion steht gegen­
wättig vor allem in den GUS-Staaten auf 
der Tagesordnung. Aber die "Abwick­
lung" des nuklearen Komplexes betrifft 
Ost und West. 
Es sollte daher international ein Fonds 
geschaffen werden, der die nötigen Kon­
versionsprogramme finanziell abstützen 
hilft. Es ist allemal sinnvoller, die Um­
stellung der überdimensionierten Rü­
stungsindustrien ntit öffentlichen Mit­
teln zu fördern, als neue Rüstungsprojek­
te aus "wirtschaftspolitischen" Griinden 
(Sicherung der Arbeitsplätze, Erhaltung 
der U ntemehmen ... ) aufzulegen. 
Achtens geht es um die Entwicklung ko­
operativer Formen des Technologiet­
ransfers von Nord nach Süd. Daß dabei 
auf die Sicherung der zivilen Nutzung 
geachtet werden muß (z.B. durch End­
verbleibsklauseln etc.), liegt auf der 
Hand. 
Neuntens sind regionale Konflikte zu 
entschärfen, indem ihre Ursachen wir­
kungsvoll bekämpft werden. Dies gilt 
besonders für die brisantesten Krisenw­
nen: Osteuropa, die ehemalige UdSSR, 
den Nahen und Mittleren Osten und Sü­
dasien. Zur Stabilisierung der neuen De­
mokratien in Osteuropa und der Gemein­
schaft Unabhängiger Staaten müssen gut 
durchdachte, gezielte, jedenfalls um­
fangreiche Hilfsprogramme aufgelegt 
werden. 
Gegenwärtig müssen alle erdenklichen 
wirtschaftlichen und diplomatischen 
Mittel eingesetzt werden, um einen 
wirklichen Friedensprozeß im Nahen 
Osten zustande zu bringen. Mehr Waffen 
verträgt dieses Pulverfaß nicht - auch 
keine sog. Abwehrwaffen. 
Gerade im Indien-Pakistan-Stteit droht 
die Gefahr, daß sich religiös aufgeladene 
Auseinandersetzungen zu zwischen­
staatlichen Konfrontationen ausweiten. 
Basis eines gefährlichen Fanatismus ist 
dort wie anderswo die Verelendung wei­
ter Teile der Bevölkerung. Statt also die 
Dinge treiben zu lassen, müssen sich die 
reichen Industrienationen endlich zu ei­
ner massiven wirtschaftlichen Unterstüt­
zung aufraffen. 
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Interdependenzen von Wirtschaft und Politik. Mi­
litärische, wirtschaftliche und technologische 
Aspekte einer Raketenabwehr für Europa. Be­
richt über eine Konferenz von Heribert Schaller. 
Kiel 1992) 
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• 
von Uta Biermann/Dirk Meyer* 

'Erst dadurch, daß der staatliche Rassis­
us die Ausländer zu rechtlich schwa­

hen, unerwünschten Opfern zurichte~ 
räsentiert er sie den Gewalttätern als 

L.~" orauchbare Zielscheibe. "1 

Wer sich die Mühe macht, den rationalen 
Kern der Asyldebatte zu erkennen, den 
wird die Suche bald sehr weit weg vom 
Art. 16 GG führen. Schon ein zeitge­
schichtliches Gedächtnis dürfte zu deja­
vu Erlebnissen führen, ist doch die CDU/ 
CSU seit mindestens 10 Jahren uner­
müdlich, wenn es gilt, der bundesrepu­
blikanischen Bevölkerung zu erklären: 
"Daß das Boot voll ist!" Allerdings, die 
praktischen Folgen dieser Parolen haben 
sich radikal geändert. Nicht mehr nur 
Vorurteile und Diskriminierungen, 
sprich alltäglicher Rassismus, bestim­
men das Verhältnis der Deutschen zu 
ihren nicht-deutschen Mitbürgerinnen, 
sondern blanke Angst auf seilen der 
Nicht-Deutschen, die sich aus täglichen 
Anschlägen, Morddrohungen und Mor­
den speist'. In den Wochen und Monaten 
vor Weihnachten ging berechtigterweise 
das Wort von der Pogromstimmung um. 
Im ersten Jahr der deutschen Vereini­
gung setzte ein nationaler Denkprozeß 
darüber ein, wie denn den "Strömen" 
von "Wirtschaftsasylanten" effektive 
Dämme entgegengehalten werden könn­
ten. Im Grundsatz waren sich CDU/ 
CSU/F.D.P. und SPD einig. Nur so 
konnte der Kompromiß beim Kanzlerge­
spräch zustande kommen. Heute rühmt 
sich die SPD, eine Lösung "unterhalb 
des Artikels 16" durchgesetzt zu haben. 
Sie scheint stolz auf ihre Idee zu sein, 
Sammellager (!) im vereinigten 
Deutschland entstehen zu lassen. Kaum 
ein ernstzunehmendes Wort über die Op­
fer der Anschläge, kaum ein Wort über 
die Ursachen von weltweiter Migrations­
bewegung, stattdessen Verkehrung der 
Opferrolle und hektische Diskussionen 
um Besitzstandswahrung. Eine dringend 
notwendige Opposition scheint es bis 

Uta Biermann, Chemiestudentin Universität Bie­
lefeld; Dirk Meyer, Geschichtsstudent Universi­
tät Bielefeld 

Offene Gesellschaft mit 
geschlossenen Grenzen? 

heute nicht zu geben (sieht man einmal 
von den diversen Plakataktionen der Pro­
minenten ab), der öffentliche Raum ist 
den Scharfmachern überlassen und sie 
sind dabei, die Tiefe dieses Raumes zu 
erkunden. 

Die Kampagne von der "Über-
schwemmung" 

Das Problem der gegenwättigen Debatte 
ist die offenkundige Kluft zwischen dem 
objektiv Notwendigen im Sinne einer 
aktiven Einwanderungspolitik auf der ei­
nen Seite und die Verbreitung von Ras­
sismus durch weite Teile der politischen 
Klasse auf der anderen Seite. 

Die BRD verdankt ihre ökonomische 
Prosperität der Zuwanderung von ca. 17 
Millionen Menschen (Vertriebene, Aus­
und Übersiedlerinnen, Ausländerinnen). 
Einwanderung war ökonomisch immer 
ein problemlösender Faktor, niemals 
problemverschärfend. Die Korrelationen 
zwischen Wirtschaftswachstum und 
Wanderungsbewegung sind eindeutig.' 
Und so wird es auch in Zukunft sein. Seit 
Mitte der 80er Jahre wird die Demogra­
phie-Forschung nicht müde zu betonen, 
daß die BRD zu vergreisen droht, da­
durch an Innovationspotential verlieren 
wird und kaum noch in der Lage sein 
dürfte, den Standard der Soziallei­
stungen aufrechtzuerhalten. Kompen­
siert werden können diese Aussichten le­
diglich durch massive Einwanderung. 
Dabei ist zu beachten, daß die ca. 3 ,5 
Millionen "Volksdeutschen" in Osteu­
ropa lediglich ein Sechstel des notwendi­
gen Zuwanderungsbedarfs der nächsten 

40 Jahre befriedigen können. 
Das heißt: Auch vom Standpunkt der 
Besitzstandswahrung aus bettachtet neh­
men uns die Einwanderlnnen nichts weg, 
sondern sie tragen dazu bei, unseren 
Standard zu halten. Das Boot ist nicht 
voll, im Gegenteil, wir brauchen sogar 
noch Ruderinnen! 
Diese Fakten sind der CDU/CSU natür­
lich auch bewußt und sie hat danach ge­
handelt. Die teils aktive Werbepolitik 
um Aus-und Übersiedlerinnen, teils pas­
sive Hinnahme der Einwanderung an.te-
1989, hatte zum Ziel, den demographi­
schen Bedarf "kulturell homogen" zu 
kompensieren. Übersiedlerinnen aus der 
DDR waren qua Verfassung bundes­
deutsche Staatsbürger, die Aussiedlerin­
nen qua Bundesvertriebenengesetz deut­
sche Staatsangehörige. Sontit konnte di9 
Ideologie aufrecht_erhalten w~:.:: 
Deutschland sei kem Emwande.1\! 
land. \N~W; ; · 
Als dann nach der deutschen V ere~' 
gung die schon bestehenden - und selbst 
verschuldeten - sozialen Engpässe noch 
krasser wurden, hat die CDU/CSU per 
Dekret durch das Generalsekretariat auf 
der Klaviatur des real-existierenden 
Fremdenhasses gespielt und die unheil­
volle Asyldebatte losgetteten. Die SPD 
ist darauf hereingefallen. Sie hatte der 
Kampagne nichts entgegenzusetzen und 
ihre interne Spaltung nicht nur in der 
Frage des Asylrechts, sondern auch der 
Ausländerinnenpolitik insgesamt offen­
bart. Nun hechelt sie der CDU kopflos 
hinterher. 

Gründe für den Massenerfolg 

Ob die Schreibtischtäter Rühe, 
Schäuble, Huber und Co ntit über 2000 
Anschlägen gerechnet haben, bleibt zu 
bezweifeln. Zuntindest haben sie diese 
nach Hoyerswerda billigend in Kauf ge­
nommen. 
Wie aber ist der Massenerfolg der Debat­
te zu erklären? 
1) Seit Beginn der 80er Jahre warnt die 
Soziologie vor der Zunahme rechtsextte­
ntistischer Orientierungen bei Jugend­
lichen.' Eine Ideologie der Ungleichheit 
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sowie Gewaltakzeptanz, bzw. -bereit­
schaft stellen die wesentlichen Elemente 
dieser Orientierungsmuster dar. Sie spei­
sen sich aus der Alltagserfahrung von 
Jugendlichen. Die Lebenswirklichkeit 
wird als widersprüchlich erfahren: Zwar 
lebt man in einer Konsumgesellschaft, 
kann aber immer später daran partizipie­
ren, oder, im Falle von Arbeitslosigkeit, 
gar nicht. 
Zwar wirkt die Auflösung traditioneller 
Milieus (proletarischer oder konfessio­
neller oder familiärer) befreiend auf der 
einen Seite, es fehlt aber an,identitätsbil­
denden Substituten auf der anderen.5 

Zwar wird die Lebensrealität als ökolo­
gisch extrem bedroht erfahren, es fehlt 
aber an Möglichkeiten, dies konkret zu 
ändern. Übrig bleibt Ohnmacht als All­
tagserfahrung. Gewißheiten lassen sich 
zunehmend nur noch in leistungs­
unabhängigen Kategorien wie Ge­
schlecht, Nation, Hautfarbe oder Fuß­
ballklub finden. Gewalt wiederum ver­
mittelt Sicherheit und Solidaritätserfah­
rung. 

Wenn dann vormals als rechtsextrem ta­
buisierte Themen auch noch von den 
bürgerlichen Parteien normalisiert wer­
den, dann wird Gewalt legitimiert, dann 
wird der Anschlag auf ein Wohnheim 
zur Exekution der Mehrheitsmeinung. 
2) Ausländerfeindlichkeit, bzw. Rassis­
mus ist in der BRD kein Phänomen der 
Randgesellschaft. Die Spielarten sind 
versteckt, überschneiden sich und sind 
bisweilen schwer zu erkennen. 
Zum einen ist zu konstatieren, daß es 
einen staatlich-amtlichen Rassismus 
gibt.' Hierzu zählt die völkische Defini­
tion der deutschen Staatsangehörigkeit. 
Durch das Abstimmungsprinzip bleibt 
deutsch, wer als Deutsche/r geboren 

-:·-wüiile, bleibt nicht-deutsch, wer als Aus­
. · Iänderln geboren wurde. Die strikte 

.... .fu:-,Stammvolk·· und fremde 
J. : =ntiert. Grundlegende 

Bürgerinnenrechte werden aufgrund der 
Abstammung über Generationen hinweg 
verweigert. Das neue Ausländergesetz 
von 1990 spiegelt den staatlich sanktio­
nierten Rassismus am deutlichsten wi­
der. Im wesentlichen geht es hierbei um 
ausländerpolizeiliche Regelungen. Das 
dahinter verborgene Bild, betrachtet 
"den Ausländer" als Eindringling, als 
Parasiten und potentiellen Kriminellen. 
Erwünscht ist seine materielle Verwer­
tung, sonst nichts. 
Gestützt und vorbereitet wird diese 
Ausprägung des Rassismus durch poli­
tisch-ideologische Positionen innerhalb 
von CDU/CSU, dem rechten Rand der 
SPD und den offen faschistischen Partei­
en. Die "durchrasste Gesellschaft" des 
Edmund Stoiber ist nur ein Beispiel. 
Zu erwähnen sei schließlich noch der 
Alltagsrassismus, bzw. der Rassismus 
der öffentlichen Meinung, der sich an 
Stammtischen, in Ausländerwitzen, An­
pöbeleien etc. manifestiert und am Arm­
kissen in den Fenstern von Hoyerswerda 
visualisiert ist. Hier wircl der gewalttäti­
ge, der aktive Rassist in seiner Handlung 
legitimiert oder lautstark angefeuert. 
3) Ein dritter Erklärungsgrund ist das 
Fehlen einer überzeugenden Opposition 
gegen Ausländerhaß und alltäglichen 
Rassismus. Gerade im Falle der SPD 
grenzt es schon fast an Zynismus, Aus­
länderfeindlichkeit in Duisburg öf­
fentlichkeitswirksam wegzufeiem und 
gleichzeitig die Einführung von Sam­
mellagern für Flüchtlinge als Erfolg dar­
zustellen. Indirekt bestätigt sie damit die 
Formel: Viele Ausländer gleich viel Ras­
sismus, wenig Ausländer gleich wenig 
Rassismus. Statt die real existierenden 
sozialen Probleme des unteren Drittels 
unserer Gesellschaft als soziale Frage 
mit christlich-demokratisch-liberalen 
Verursachern zu benennen, statt Umver­
teilung der Steuermittel zugunsten der 
Länder und Kommunen einzufordern, 
statt eine Diskussion über die Ursachen 
von Migration und ihrer selbstverständ­
lich zu leistenden Kosten zu beginnen, 
läßt die SPD es zu, ihr klassisches Poli­
tikfeld national umzudeuten. 
Zusammengefaßt: Eine hochgradig 
individualisierte und verunsicherte 
Gesellschaft, das Fortbestehen einer 
Vielzahl rassistischer Traditionslinien in 
der bundesdeutschen Gesellschaft und 
das Fehlen einer überzeugenden Oppo­
sition liefern den Nährboden für po­
gromartige Zustände. Wird an den Ur­
sachen in allernächster Zukunft nichts 
geändert, so werden die Monate Septem-

ber bis Dezember 1991 lediglich den 
Anfang noch viel ungemütlicher Zeiten 
bilden. 

Multikulturelle Gesellschaft 
oder die Ambivalenten Gegen­

entwürfe der Linken 

Das Schlagwort von der multikulturellen 
Gesellschaft erscheint immer öfter am 
Firmament der Gegenstrategien. Viel ist 
dabei die Rede vom Recht auf kulturelle 
Identitäten, die friedlich nebeneinander 
ausgelebt werden sollten. Damit aber be­
gibt sich auch die Linke auf politisches 
Glatteis. Der Schrirt vom Recht auf Iden­
tität zur Pflicht auf Identität - wie es die 
Ultrarechte tut - ist nicht sehr weit. Zu 
fragen wäre nämlich als erstes, was kul­
turelle Identitäten eigentlich sind. Auf 
Seiten der Rechten liegt die Vermutung 
nahe, daß es sich hierbei lediglich um ein 
begriffliches Substitut zur Rasse handelt. 
Man geht davon aus, daß jedes Volk ein 
homogenes Kollektiv darstellt und eine 
Vermischung zu Identitätsverlusten 
führt. Wenn kulturelle Identitäten be­
schworen werden, liegt der Verdacht 
nahe, daß es um eine Zementierung der 
Unterscheidung in eigene und fremde 
Kulturen geht. Damit aber transformiert 
man lediglich den bestehenden staatlich­
amtlichen Rassismus in die schier unan­
greifbare kulturelle Sphäre.7 

Solcherlei Argumentationen sind aus der 
Debatte um die Emanzipation bereits 
hinlänglich bekannt. Auch hier wurde 
und wird der Versuch gemacht, mit bio­
logistischen und/oder kulturellen Argu­
mentationsmustern die Einzigartigkeit 
des "Wesens Frau" herauszustellen. 
Am Ende steht dann die Unveränderlich­
keit des gegenwärtigen Geschlech­
terverhältnisses. Denn, wenn "Frauen so 
sind, wie sie sind", wie kann dann am 
Status quo noch etwas verändert wer­
den? Wenn "Türken so sind, wie sie 
sind", wie können sie dann überhaupt 
als gleichberechtigte Mitglieder einer 
Gesellschaft integriert werden? 
Wer allerdings unter multikultureller 
Gesellschaft die Auflösung des völkisch­
definierten Selbstverständnisses der bun­
desdeutschen Gesellschaft versteht, also 
die BRD als politischen, sozialen und 
ökonomischen Lebens-und Wirtschafts­
raum begreift, der nimmt den "kulturel­
len Identitäten" ihren instrumentalisier­
baren Charakter. Dann heißt das Prinzip: 
Gleichheit wo notwendig, Verschieden­
heit wo möglich. Gleichheit ist dann 
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mindestens die Änderung des deutschen 
Staatsangehörigkeitsrechts, also die Um­
wandlung des Abstammungs- in das Ter­
ritorialprinzip, Gleichheit ist dann die 
Gruppeneinbürgerung der seit 5 Jahren 
hier lebenden Ausländer (allerdings un­
ter Einführung der Mehrstaatlichkeit). 
Kurz: Gleichheit bedeutet dann, die 
Menschenrechte zu Bürgerrechten zu 
machen. 
Verschiedenheit wiederum bedeutet 
dann die vollständige Akzeptanz bürger­
licher Realität: die Lebensform, die Aus­
übung der Religion etc. richtet sich nach 
den Bedürfnissen der Individuen. Die 
multikulturelle Gesellschaft ist dann 
nicht mehr und nicht weniger als eine 
Zivilgesellschaft. 

Rettungsanker Einwanderungs-
gesetz? 

Das Problem der BRD sind nicht die 
Ausländerinnen, Flüchtlinge oder Aus­
siedlerinnen, sondern die hysterisch ge­
wordenen Deutschen. Trotzdem dürfen 
die Augen nicht vor der Tatsache ver­
schlossen werden, daß Migrationsbe­
wegungen weltweit zunehmen. Bis 1989 
ist gerade die BRD aufgrund der Mauer 
und einer extrem verschätften Asyl­
(rechtsprechungs )praxis vor Migrations­
bewegungen verschont geblieben. Die 
Einführung der Sichtvennerkpflicht und 
die rigide Auslegung des Anspruchs auf 
politisches Asyl haben dazu geführt, 
Flüchtlinge entweder gar nicht in die 
BRD kommen zu lassen, sie also schon 
vor Ort abzuhalten, oder sie aber über 
Jahre in dem menschenunwürdigen Zu­
stand des de-facto-Flüchtlings m belas­
sen. Doch alle Verschärfungen haben ei­
nes nicht vermocht: die Zahl der Flücht­
linge in der BRD zu reduzieren. 
Nach dem Zusammenbruch des real exi­
stierenden Sozialismus ist eine neue Si­
tuation in Europa entstanden. Die Ar­
mutsgrenze liegt nunmehr nicht aus­
schließlich im Mittelmeer, sie liegt nun 
an der Oder/Neiße-Grenze. Das riskante 
sozio-ökonomische Gefälle zwischen 
West- und Osteuropa sowie das Aufle­
ben ethnischer Konflikte kann dazu füh­
ren, daß sich Polinnen, Ungarinnen, 
Tschechinnen, Rumäninnen, Russinnen, 
Ukrainerinnen etc. das holen, was ihnen 
jahrzehntelang vorgeführt wurde: ein 
besserer Lebensstandard oder schlicht 
die Zuflucht vor Bürgerkrieg. 
In Voraussicht dieser Szenarien - Bari als 

: ·-···Beispiel - und der Notwendigkeit zu de­
. mographischer Kompensation, wird in 

der BRD aus allen politischen Lagern 
der Ruf nach einem Einwandenmgsge­
setz laut. Meist stützt man sich ar­
gumentativ mit der Hoffnung ab, eine 
feste Quote an Zuwanderinnen erhöhe 
die Akzeptanz von Ausländerinnen in 
der deutschen Bevölkerung. 
Dies ist ein fataler Irrtum. Wie bei der 
christlich-demokratischen Argumentati­
on um Streichung des Artikels 16 GG 
wird der Bevölkerung vorgegaukelt, ord­
nungsstaatliche Maßnahmen könnten die 
Zuwanderung verhindem.8 Weder wird 
die Änderung des GG irgendjemanden 
davon abhalten, Zuflucht in der BRD zu 
suchen, noch wird ein Ein­
wanderungsgesetz jemals in der Lage 
sein, die Zuwanderung den Interessen 
der BRD entsprechend - und darum geht 
es im Kern - zu regulieren. Das Stich­
wort hierfür lautet: Illegalität. Wer nicht 
in die jährliche Quote fällt, der wird sein 
Glück illegal in der BRD suchen. Der 
Staatsapparat wird dazu gezwungen 
sein, die Illegalen mittels Polizei und 
strengerer Überwachung ausfindig zu 
machen sowie die Grenzen noch herme­
tischer abzuriegeln. Dies ist schon heute 
Realität in allen Ländern mit Einwan­
derungsgesetzen. 

Desweiteren ist die Frage zu stellen, wer 
über die Kontingente zu entscheiden hat: 
Sind es die Interessen der bun­
desdeutschen Industrie, des Arbeits­
marktes oder der Rentenkassen? ist es 
das Parlament, also die Regierungsmehr­
heit? Wer berücksichtigt die Interessen 
der Migrantinnen? Kann man Humanität 
quotieren? 
Wie man das Einwanderungsgesetz auch 
dreht und wendet, es bleibt an den eige­
nen Erlordemissen orientiert, es sug­
geriert Lösungen, wo sie nicht zu finden 
sind und es schleicht sich an der Erkennt­
nis vorbei, daß Migration ein globales 
Problem darstellt und seine Ursachen in 
einer ungerechten Weltwirtschafrsord­
nung hat. Deshalb ist der Forderung nach 
einem Einwanderungsgesetz die Forde­
rung nach offenen Grenzen entgegenzu­
stellen. 
Muß denn der Migrationsdruck auf die 
reichen Länder des Nordens erst so stark 
werden, daß diese ihre Mitverantwor­
tung an den Zuständen in den Herkunfts­
ländern endlich anerkennen und zu sa­
nieren bereit sind? 

Bisher konnte Westeuropa sich dem 
Druck entziehen, befinden sich doch die 
größten Flüchtlingslager im Bereich der 
"Dritten Welt". Spätestens seit Bari ist 
aber deutlich geworden, daß die "Dritte 
Welt" massiv an Westeuropas Pforten 
gerückt ist. Das Verursacherprinzip muß 
endlich in der Diskussion um Migration 
und Migrationsdruck eine ernsthafte 
Rolle spielen. Auch in der Frage von 
Zuwanderung muß allen klar werden, 
daß die Zeiten nationaler Wurstelei und 
"Weiter so" Parolen vorbei sind, daß es 
hier um globale Problemlagen geht, die 
nur durch eine Änderung der gegenwär­
tigen Weltwirtschaftsordnung, von der 
wir am meisten profitieren, gelöst wer­
den können. 
Unterhalb dieser strategischen Forde­
rung nach offenen Grenzen steht die 
Ausdehnung von Freizügigkeit, von 
Bleiberecht, von Mehrfachbürgerschaft 
etc. 
Diese Wahrheiten mögen für die bundes­
deutsche Bevölkerung unbequem sein. 
Viele allerdings ahnen schon, was auf sie 
zukommt: das Beispiel der deutschen 
Vereinigung spricht für sich selbst. Das 
"Weiter so!" ist am Ende angekollll11:eD; 
Der SPD kommt die Rolle zu, dies)!zu 
thematisieren, soziale Lösungsvorschlä­
ge zu unterbreiten, die CDU/CSU zu 
zwingen, dazu Stellung zu nehmen. Der 
national-chauvinistische Kurs der Regie­
rung muß unweigerlich in die Sackgasse 
führen. Zur Zeit trottet die SPD auf 
christlich-demokratischem Wege hinter­
her. 

Anmerkungen: 
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2 Vgl. hierzu auch die Chronik der Gewalttaten 
gegen Ausländer, in: konkret 11 und 12/91 

3 Vgl. hierzu: Lutz Hoffmann, Die unaufhaltsame 
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Rechtsextremistische Orientierungen bei Ju­
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8 Vgl. hierzu: Franz Scheurer, Brauchen Flüchtlin­
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Replik 
zu dem Teil "Einwandernngsgesetz" 
in dem Artikel von Biermann/Meyer 

von Birgit Zoerner* 
In ihrem Artikel gehen Biennan und 
Meyer unter der Zwischenüberschrift 
"Rettungsanker Einwanderungsgesetz" 
auf eine Frage ein, die innerhalb der Lin­
ken äußerst kontrovers diskutiert wird. 
Biermann und Meyer kommen zu dem 
Schluß, daß weder ein Einwanderungs­
gesetz noch folglich Kontingente einen 
Fortschritt in dem politischen Umgang 
mit den Migrationsbewegungen in der 
Bundesrepublik darstellen. Dieser Posi­
tion möchte ich in dieser Replik wi­
dersprechen. 

Zehn verschlafene Jahre 

Die letzten 10 Jahr sind verschlafene 
und vertane Jahre für die Ausländerin­
nen und die Einwanderungspolitik. 
Schon seit geraumer Zeit -und nicht erst 
seit Bari - fordert der mit Ausländerin­
nenfragen befaßte Teil der politischen 
Linken ein Einwanderungsgesetz, das 
den Status der BRD als faktisches Ein­
wanderungsland politisch anerkennt und 
sozialpolitisch regelt. Sie konnte sich 
aber mit dieser Position kaum Gehör 
verschaffen. 
Erst die jüngere Vergangenheit - mit ih­
ren gravierenden Veränderungen im 
Ost-West Gefüge und den zunehmenden 
Wanderungsbewegungen in die Bundes­
republik - hat diese Diskussion wieder in 
die breitere Öffentlichkeit zurückge­
führt. Bestimmt wird sie zur Zeit von 
rechts und wird von dort über das Schü­
ren von Ängsten vor einem Wohlstands­
verlust und vor dem vermeintlichem 
Verlust gesellschaftlicher und nationaler 
Identität fast ausschließlich politisch in­
strumentalisiert. In einem wahren Durch­
einander von Asyl- und Einwanderungs­
diskussion gelingt es der politischen Rech-
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ten fast überall in Europa, dumpfe Ängste 
zu mobilisieren und das Schauerbild schier 
chaotischer und beängstigender Zustände 
zu beschwören. 

"Linke" und ''rechte" 
Argumentationen verwischen 

sich 

Wenn auch aus anderen Motivationen 
und Weltsichten entstanden, vermischen 
sich an dieser Stelle Argumentationen 
von links und von rechts, die vor allem 
die Unregulierbarkeit der Zuwanderung 
betonen, zu einer explosiven Ladung. 
Ein Teil der politischen Linken argu­
mentiert gegen Einwanderungsgesetz 
und/oder Kontingente, weil er das Pro­
blem der Wanderungen ohnehin für 
nicht lösbar oder regelbar hält, weil dies 
nur durch die Änderung der ungerechten 
Weltwirtschaftsordnung (WWQ) mög­
lich sei. Dieser Teil der Linken kann un­
geregelten Migrationen sogar etwas Po­
sitives abgewinnen, weil sich dadurch 
der Druck, dieses Problem endlich glo­
bal anzugehen, in den betroffenen Län­
dern (in diesem Fall in der Bundesrepu­
blik) angeblich erhöhe. Große Teile der 
politischen Rechten halten die Migrati­
on ebenfalls für unregulierbar - aber po­
litisch unerwünscht - und treten ihrer­
seits für die Schließung der Grenzen, ri­
gorose Abschiebepolitik und eine Ver­
schärfung des Asylrechts ein. Durch die 
Betonung der Unregulierbarkeit - unge­
achtet der jeweiligen politischen Moti­
vation - werden die dumpfen Bedro­
hungsängste und die Fremdenfeindlich­
keit in der BRD weiter befördert und 
nicht etwa Spielräume für eine fort­
schrittliche Politik erweitert. 

Konkrete politische Etappen 
bestimmen 

Eine Sichtweise, die die Zielperspektive 
der Veränderung der ungerechten WWO 
avisiert, ist· ·zt.mächsc·sicherlich· sympa­
tisch, leistet aber m.E eine eklatante 

Fehleinschätzung bei der Beschreibung 
der notwendigen politischen Schritte 
dorthin. Wir erleben zur Zeit, wie aus 
dem politischen Druck, der durch die 
Migration entsteht, vor allem die "Per­
spektive" eines Landes bzw. Kontinen­
tes mit geschlossenen Grenzen an Kon­
turen und Anhängerinnen gewinnt. Ich 
kann bei den Verteilungskämpfen, die 
derzeit in unserem Land und überall in 
Europa stattfinden, überhaupt keinen 
einzigen Anknüpfungspunkt für einen 
Diskurs über die Notwendigkeit zur ver­
stärkten Öffnung der Grenzen finden, 
der über eine einigermaßen große Popu­
larität verfügen würde. Das Gegenteil ist 
der Fall. Diskursfähigkeit wäre aber die 
mindeste Voraussetzung, um den Kampf 
um die Köpfe für die Veränderung der 
WWO aufnehmen zu können. Aber auch 
in einem solchen Hegemonialkampf 
stellt sich die Frage nach den konkreten 
politischen Etappen und Reformschrit­
ten, um die in unserer Gesellschaft ge­
rungen werden muß. Um politik- oder 
sogar mehrheitsfähig zu werden, bedarf es 
mehr als einer abstrakten End­
zielbestimmung. 
Ich spüre häufig in Diskussionen bei den 
Vertreterinnen der ungeregelten Ein­
wanderung ihr persönliches Unbehagen, 
sich als Bewohnerin eines reichen Lan­
des im reichen Westen als Richterin 
über die Frage aufzuspielen, wer kom­
men und wer nicht kommen darf. So 
sehr ich Verständnis für dieses Unbeha­
gen habe, sowenig macht es uns im oben 
genannten Sinne politikfähig. Warum 
eine Position, die die Unfähigkeit der 
Politik angesichts der schwierigen und 
komplexen Lage betont, ein allumfas­
sendes Projekt der Weltveränderung als 
politische Zielmarke in den Mittelpunkt 
rückt, das danach schreit, politisch regu­
liert und entwickelt zu werden, entzieht 
sich meinem Auffassungsvermögen. 
M.E. entpuppt sich der vermeintliche 
Rettungsanker "Nicht-Einwanderungs­
gesetz" und "keine Kontingente" gera­
de auf dem Prüfstein einer progressiven 
Politik als völlig untauglich. 
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• Asyldebatte und Einwande­
rungsdebatte voneinander 

trennen 

Ich halte es in der aktuellen Migrations­
diskussion für vordringlich, zwei Debat­
ten voneinander zu trennen, deren 
gleichzeitige Behandlung nur in dem 
Verwirrspiel der Rechten zur Mobilisie­
rung diffuser Ängste einen Sinn macht: 
der Asyldebatte auf der einen Seite und 
der Einwanderungsdebatte auf der ande­
ren Seite. Wir werden in beiden Debat­
ten nur Fortschritte erzielen, wenn uns 
dies gelingt und diese Fragen nicht in ei­
nen Topf geworfen werden. Nur durch 
eine Trennung kann auch der Druck von 
der Asyldebatte genommen werden. Nur 
so wird es möglich sein, die Debatte für 
die Verschärfung des Asylrechts abzu­
wehren und das Ziel "Kombination von 
Einwanderungsgesetz und Beibehaltung 
des Asylrechts" realistisch anzupeilen. 
Wer gegen das Einwanderungsgesetz 
eintritt, erhöht damit auch den Druck auf 
das Asylrecht. In dem ganzen Umfeld 
von Asyl - und Migrationsdebatte haben 
wir es mit regelrechten Horrorszenarien 
zu tun, bei denen das Gewicht der Argu­
mentation - rechts wie links - vor allem 
dadurch an Gewicht gewinnt, das man 
noch eine vermeintliche Grausamkeit 
oben drauf setzt. Eine politische Argu­
mentation bleibt dabei auf der Strecke, 
was von der rechten Seite durchaus ge­
wünscht ist. Ich halte es deshalb für vor­
dringlich, die rationale Auseinanderset­
zung wieder in den Mittelpunkt zu rük­
ken. 

Für ein Einwanderungsgesetz 
mit Kontingenten 

Ich möchte im folgenden skizzieren, 
warum ich für ein Einwanderungsgesetz 
mit Kontingenten eintrete: 
1. Mit einem Einwanderungsgesetz 
würden verschiedenste Diskussionen 
wieder führbar und polarisierbar. Die 
Frage, warum Menschen flüchten und 
wie die Situation in ihren Heimatländern 
ist, würde bei der Begründung der jährli­
chen Kontingente im Mittelpunkt der 
Debatte stehen müssen und nicht irgend­
welche diffusen Vorurteile. Wie stark 
dieser Teil in der Öffentlichkeit Beach­
tung findet, wird nicht zuletzt von der 
politischen Linken abhängen. Diese öf­
fentliche Debatte müßte von uns dazu 
genutzt werden, eine neue Offensive in 
Richtung Notwendigkeit der Verän-

derung der WWO und der Lösung ver­
schiedenster Probleme im globalen 
Maßstab voranzutreiben. Insofern ist die 
Frage, wer die Kontingente festlegt, 
nicht statisch zu beantworten. Sie wird 
maßgeblich von den politischen Kon­
stellationen abhängen. 
2. Ohne ein Einwanderungsgesetz ver­
dammen wir jedes Jahr 100.000e von 
Menschen dazu, in unserem Land als 
Menschen zweiter Klasse zu leben. Die 
Frage, warum sie kommen, wer sie sind, 
spielt in der Debatte überhaupt keine 
Rolle. Im Gegenteil, wie wir zur Zeit er­
leben werden sie lediglich von Teilen 
der politischen Rechten zu einer Bedro­
hung stilisiert. Die Linke - in sich über 
mögliche Lösungen zerstritten und poli­
tisch handlungsunfähig - schafft es gera­
de einmal, das Recht der Menschen, in 
die BRD zu kommen, humanitär (bzw. 
polemisch ausgedrückt: moralisch) zu 
begründen. 
3. Bei Existenz eines Einwanderungsge­
setzes müssen für das festgelegte Kon­
tingent die sozialpolitischen Vorausset­
zungen für die Einwanderung geschaf­
fen werden. Dies betrifft die Schaffung 
von Arbeitsplätzen wie den Bau von 
Wohnungen und die zur Verfügungstel­
lung von Integrationsprogrammen. 
Auch um diese Maßnahmen wird im po­
litischen Bereich gerungen werden müs­
sen. Erst durch ein Einwanderungsge­
setz wird diese Frage zum Gegenstand 
regulativer Wirtschafts- und Gesellschafts­
politik. Hier fängt die Reformpolitik erst 
an. Wenn über die Qualität der Program­
me, über Geld etc. gerungen wird, wird 
die Debatte wieder führbar und politisch 
polarisierbar. Nur im Kampf um die ver­
schiedenen Lösungsmuster stecken Po­
tentiale, um in unserem Land das Kräfte­
verhältnis nach links zu verschieben, und 
Anknüpfungspunkte, um die Veränderung 
der WWO voranzutreiben. Erst unter so 
veränderten Verhältnissen könnte man 
überhaupt einen Hoffnungsschinuner he­
gen, daß ein größer werdender Problem­
druck links geregelt und nicht rechts in­
strumentalisiert wird. 
4. Dadurch daß für die Einwanderinnen 
die entsprechenden Voraussetzungen 
geschaffen werden müssen, entzieht 
man der diffusen Angstmache von 
rechts den Boden und schafft darüber 
hinaus für die Einwanderinnen ein le­
benswerteres Leben, sowohl was die 
materielle als auch die ideelle Seite be­
trifft. Hier spielt sicherlich eine wichtige 
Rolle, daß weitergehende Aktivitäten im 
Kampf gegen Rassismus und Veränderung 

der WWO nur in Zusammenarbeit mit die­
sen Menschen denkbar ist. Darüber hinaus 
finde ich die Tatsache, daß die Einwande­
rinnen hier nicht auf ein ihnen so feindlich 
gesonnenes Klima stoßen, von erheblicher 
Bedeutung. 
5. Last but not least haben sich die Ge­
werkschaften für ein Einwanderungsge­
setz mit Kontingenten ausgesprochen, 
da sie - wie auch wir - wissen , was pas­
siert, wenn ungeregelt Arbeitskräfte zu­
wandern. Nicht zuletzt ist der BDI, als 
ein Repräsentant eines anderen Teils der 
weiter oben beschriebenen politischen 
Rechten für eine ungeregelte Einwande­
rung, um einen Keil in die Gewerk­
schaftsbewegung zu treiben, da durch 
die ungeregelte Zuwanderung die Ein­
griffspotentiale und die Macht der Ge­
werkschaften verringert würden. Nun 
kann man sich auf den Standpunkt stel­
len, daß dieses Problem ein Klecks ist 
im Verhältnis zu den globalen Proble­
men. Und daß sich die Leute, die ihre 
Arbeit hier verlieren, deswegen nicht so 
anstellen sollen. Wir sollten das Kind 
nicht mit dem Bade ausschütten. Es ist 
recht eigentümlich, daß ausgerechnet 
die Linke, die die Reguli ·"""''' ,.,, '' 
Politik und der Entwicklung als_ 
Jen Bestandteil diverser pro . .. , 
scher Eckpunkte, wenn nicht sogar äis 
die Philosophie ihres gesamten politi­
schen Denkens versteht, angesichts der 
Migrationsbewegungen nach marktähn­
lichen Lösungen ruft. 
Wenn wir auf dieser Erde etwas verän­
dern wollen, brauchen wir dazu einen 
starken linken Block, dazu gehören auch 
starke Gewerkschaften. 
Daß durch ein Einwanderungsgesetz mit 
Kontingenten nicht die allumfassend ge­
regelte Idylle in Europa entsteht, dürfte 
klar sein. Probleme, wie Illegalität, wird 
es natürlich geben; alleine diese Tatsa­
che reicht m.E. nicht aus, sich selbst als 
handlungsunfähig und dieses Land an­
gesichts der Weltlage für faktisch unre­
gierbar zu erklären. Wenn wir uns auf­
grund des Problemdrucks achselzuckend 
zurücklehnen und alles, einschließlich 
der Menschen, auf uns zukommen las­
sen, wird es uns weiterhin recht gut ge­
hen. Doch zu dem Kampf, den wir 
kämpfen wollten, um die Probleme zu 
lösen, sind wir erst gar nicht erschienen: 
Punkte und Sieg für den Gegner. 
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Öffnung der SPD im Osten 
- Vergangenheitsaufarbeitung in Deutschland -

ein Widerspruch? 

von Andreas Wöllersdorf' 
Carl Chung hat mit seinem Beitrag zur 
Situation der SPD im Osten 1 und zu dem 
damit untrennbar verknüpften Problem 
der Aufarbeitung von DDR-Geschichte 
eine wichtige Debatte eröffnet, die viel­
leicht dazu beitragen kann, daß die spw 
mehr wird als ein Westorgan. 
Ich gehöre nicht zu denjenigen, die der 
Auffassung sind, daß Wessis zu dieser 
Debatte nichts beitragen sollen, weil sie 
die DDR und die Ossis ohnehin nicht 
verstehen könnten. Aber die unter­
schiedlichen politischen Sozialisationen 
und Identitäten müssen offen themati­
siert werden, weil sie die aktuellen 
Sichtweisen prägen. Denn auch uns Lin­
ken geht es in unseren Zusammenhän­
gen so wie allen anderen im vereinten 
Deutschland: Wie Fremdlinge bewegen 
wir uns im eigenen Land. Ernsthafte lin­
ke Foren - dazu rechne ich nicht die di­
versen Jammer-Sessions von PDS und 
ehemaligen DKP-Erneuerern -, auf de­
nen der Streit ausgetragen werden könn­
te, gibt es in der Regel nicht. Allenfalls 
Ansätze finden sich in der Zeitschrift 
"Argument"; der sozialdemokratischen 
Linken sch!'int mir die Tatsache der 
Vereinigung immer noch nicht so recht 
ins Bewußtsein gekommen zu sein. 
Reden wir über die Identitäten: Carl 
Chung schreibt den Artikel aus Westber­
liner Sicht, ich repliziere als Wossi, der 
seit Herbst 1990 im Osten lebt und ar­
beitet. Seitdem prägt mich eine doppelte 
Unzugehörigkeit, was mich nicht be­
sonders stört, weil der Platz zwischen 
den Stühlen schon immer der produktiv­
ste war. 
Im Westen streite ich mich fortdauernd, 
weil die Erfahrung des Zusammen­
bruchs der osteuropäischen Systeme im­
mer noch nicht in ihrem ganzen Ausmaß 
wahrgenommen wird. Die West-Linke 
ist hinsic_htlich des vereinten Deutsch­
land schlichtweg politikunfähig. Dies 
äußert sich im dogmatischen Hinwegre­
den über reale Unterdtückungsverhält­
nisse,. in der absurden Konsumisrnus-

* · Andreas Wöllersdorf, Politologe, Erfurt 
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Kritik einer selbst goutierenden Linken 
oder in einem pragmatisch-unbeküm­
merten "Weiter so", das die Verände­
rungen nicht zur Kenntnis nehmen will. 
Amüsiert muß ich konstatieren, daß 
scheinbar marxistisch geschulte Genos­
sinnen gesellschaftlichen Verhältnissen 
nachtrauern, die sich als Hemmschuh 
der Entwicklung erwiesen haben. In 
letzter Konsequenz führen diese Haltun­
gen zu einer Schlußstrich-Mentalität und 
zu einer Praxis, die frühere Illusionen 
hinsichtlich der sozialistischen Substanz 
der DDR-Gesellschaft tradiert. Beden­
kenlos wird daher gegenüber der Ost­
SPD die Forderung erhoben, daß man 
mit den ehemaligen SED-Mitgliedern 
ins Geschäft kommen müsse. 
Tm Osten wende ich mich gegen das eli­
täre "closed shop-Denken" der frühe­
ren Opposition und eine Art von Ver­
gangenheitsaufarbeitung, die mit zu dem 
Eindruck beiträgt, die DDR-Bevölke­
rung habe nur aus inoffiziellen Mitarbei­
tern und Dopingsündern bestanden. Die 
frühere DDR-Opposition lebt immer 
noch in der DDR und nimmt nicht wahr, 
daß die Machtstrukturen heute durch 
den Bonner Konservatismus bestimmt 
werden. Weil nicht sein darf, was Mc­
Bohley & Co nicht zugestehen, kann es 
auch keine reformorientierten, ehrlichen 
SED-Mitglieder gegeben haben. 
Im Osten agiere ich daher mit dem Vor­
teil der Kenntnis westlicher, kapitalisti­
scher Machtstrukturen, aber auch mit ei­
ner gehörigen emotionalen Distanz, da 
ich die spezifischen Leidenserfahrungen 
nicht geteilt habe. Über das MfS zu le­
sen, ist etwas anderes, als die Herren vor 
der Haustür stehen zu haben. 

Der Geburtsfehler einer 
Pastorengründung 

Carl Chung erklärt die Schwierigkeiten 
der Ost-SPD zu einem großen Teil ihrer 
Herkunft aus der DDR-Opposition ge­
schuldet. In der Tat: Der Geburtsfehler 
einer "Pastorengründung" in Schwante 
hat zu einer sozialstruktifrellen Minder­
heitenposition geführt. Von der sozialen 

Verankerung einer Volkspartei kann 
nicht gesprochen werden. Bleibt die Ost­
SPD so, wie sie ist, ist mit ihr kein Staat 
zu machen, viel1eicht noch nicht einmal 
ein gut organisierter Wahlkampf. Aber 
Chung bleibt die Antwort auf die Frage 
nach Alternativen zur Schwanter Grün­
dung schuldig. 
Die DDR war eine Gesellschaft mit 
extrem hierarchisierten Kompetenzfln­
kompetenzstrukturen. Neben den kirch­
lichen Zusammenhängen konnten nur in 
den Staatsparteien organisatorische und 
strategische Qualifikationen erworben 
werden. D.h. im Klartext: Die Alternati­
ve zur Schwanter Gründung wäre die 
Konstituierung der Sozialdemokratie 
durch die Teile der SED gewesen, die 
auf eine demokratisch-sozialistische Er­
neuerung orientierten. Entsprechende 
Überlegungen gab es im Reformflügel 
der SED, und die SPD-West wäre, wenn 
ihr die Pastoren in Schwante nicht zu­
vorgekommen wären, diesen Weg ge­
gangen, weil er - so meine These - in der 
Konsequenz ihrer entspannungspoliti­
schen Konzeption lag. 

Sozialdemokratisierung der 
kommunistischen Parteien -

eine Alternative? 

Horst Ehmke hat 1986 in einem m.E. pa­
radigmatischen Aufsatz den Zusammen­
hang von "Frieden und Freiheit als Zie­
le der Entspannungspolitik" (so die Ar­
tikelüberschrift) untersucht. Angesichts 
der aktuellen Geschichtsvergessenheit in 
der Sozialdemokratie ist dieser Beitrag 
zur Re-Lektüre zu empfehlen. Ehrnke 
setzt sich hier kritisch mit Konzeptionen 
einer "Entspannungspolitik von unten" 
auseinander. Sein damaliger Vorwurf an 
die entsprechenden Teile der Friedens­
bewegung lautete: " Eine Politik der 
'Destabilisierung' der Ostblockstaaten 
'von unten' Jäuft - ebenso wie die gerade 
von Henm Hupka noch einmal propa­
gierte Politik einer 'Destabilisierung' 
der kommunistischen Regime 'von au­
ßen' - im Endergebnis auf eine Liquidie­
rung der Friedens- und Entspannungspo-
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litik hinaus. Fühlen sich Teile der west­
europäischen Friedensbewegung in 
Nachbarschaft zu solchen Kräften wirk­
lich wohl?( ... ) 
Worum es den Menschen in Osteuropa 
geht, zu deren Sprecher sich die Dis­
sidenten machen, ist die Respektierung 
der Menschenrechte ( ... ) 'Freiheit ist 
unteilbar', hieß es schon im Prager 
Frühling. Eine solche Forderung des 
'Alles oder Nichts' ist für die kommuni­
stischen Regime unerfüllbar. Sie käme 
deren Selbstaufgabe und der sowjeti­
schen Aufgabe des osteuropäischen Gla­
cis gleich. Wer immer im Westen den 
Menschen in Osteuropa die Beseitigung 
dieser Regime durch Druck von außen 
oder von unten verspricht, betreibt ledig­
lich Propaganda auf ihre Kosten. 
Heißt das, daß die Dissidenten moralisch 
im Unrecht wären? Sicher nicht. Es ist 
für die Sozialdemokraten wichtig, sich 
dessen bewußt zu sein, wenn sie aus dem 
sicheren Hort den Menschen in Osteuro­
pa zu Geduld und Realismus raten. Um­
gekehrt könnte aber eine noch so gut ge­
meinte Gesinnungsethik auch hier nur 
zu politischem Unheil führen. Zu ver­
antworten haben wir - auch gegenüber 
den Dissidenten in Osteuropa - nicht un­
sere gute Gesinnung oder unseren guten 
Willen, sondern die Ergebnisse unserer 
Politik. ( ... ) 
Die innere Dimension der Entspan­
nungspolitik kann weder 'Destabilisie­
rung' noch 'Stabilisierung' heißen. Sie 
heißt Reform".2 

Die Entspannungspolitik war eine etati­
stische Friedens- und Reformpolitik 
"von oben", die selbst ideologische 
Auseinandersetzungen als destabilisie­
rend ansah'. Solange die Politik in Mos­
kau so war, wie sie vor Gorbatschow 
war, gab es hierzu keine Alternative. Es 
besteht kein Grund, im nachhinein die 
Atomkriegsgefahr kleinzureden und am 
Primat der Friedenssicherung - wie Til­
man Fichter - zu rütteln4

• Die Entspan­
nungspolitik hat die Spielräume für De­
mokratie in Osteuropa erweitert~, aber 
die Ereignisse des osteuropäischen Um­
bruchs waren in ihrem Ablauf nicht Er­
gebnis dieser Konzeption. Denn der 
Umbruch war der "kurze Sommer und 
Herbst der Gesinnungsethiker" - weil 
Gorbatschow dies "von oben" zuließ. 
Die sozialdemokratische Entspannungs­
politik erkannte nicht diesen Wende­
punkt und zielte weiterhin darauf, daß 
demokratische Rechte "von oben" ge­
währt und nicht "von unten" erkämpft 
werden. Der Schlüssel hierfür war die 

schon von Ehmke anerkannte und später 
im SPD-SED-Ideologiepapier prokla­
mierte Reformfahigkeit der kommu­
nistischen Parteien. Zugespitzt formu­
liert: Demokratisierung hieß in dieser 
Konzeption Sozialdemokratisierung der 
kommunistischen Parteien. 
Diese Option einer Sozialdemokratie­
Konstituierung aus Teilen der SED, die 

durch die frühzeitige SDP-Gründung 
blockiert war, hätte sicherlich zu einem 
größeren Maß an effizienter politischer 
Arbeit und zu einer sozia!strukturell 
breiteren Basis geführt. Sie hätte gleich­
wohl zu tiefgreifenden Legimitationsde­
fiziten und -krisen geführt, wie sich am 
Beispiel der CDU und ihrem Blockpar­
tei-Arrangement zeigen läßt. 
Der "Schwanter Weg" war angesichts 
der unabsehbaren Folgeprobleme der 
"SED-Option" doch die bessere Alter­
native. Das Problem besteht m.E. weni­
ger in der Gründungskonstellation als 
vielmehr darin, daß in der weiteren Ent­
wicklung die sozialstrukturelle Minder­
heitensituation der Ost-SPD nicht aufge­
brochen, sondern eher zementiert wurde. 
Der Gang in die Grolle Koalition und 
insbesondere die Zusammenarbeit mit 
der stockreaktionären DSU hat fon-

schrittliche Kräfte - gerade aus dem Be­
reich der Intelligenz - abgeschreckt. Die 
Bundespartei hat sich schnell und oppor­
tunistisch den Dämonisierungen der 
DDR und der SED angepaßt und betreibt 
sie teilweise bis zum heutigen Tag eifrig 
mit. Sie hat damit nicht nur den 
neokonservativen Angriffen auf die Ent­
spannungspolitik selbst das Feld berei­
tet, die nach dieser erfolgreichen Dämo­
nisierung der SPD den Vorwurf einer 
Appeasement-Politik machen konnten. 
Sie hat auch und gerade Menschen, de­
nen es um eine Reform der SED ernst 
war und die vielleicht mit dazu beigetra­
gen haben, daß der Machtapparat nicht 
zugunsten einer blutigen, "chinesischen 
Lösung" eingesetzt werden konnte, in 

die politische Apathie oder in die Arme 
der PDS getrieben, statt sie für die SPD 
zu gewinnen. Die Auseinander­
setzungsfonnen mit der PDS - von den 
Sondereinsatzkommandos zum "Ar­
chivstudium" bis zur Ausgrenzung von 
Walter Janka aus der Enquete-Kommis­
sion des Bundestags - sprechen einer de­
mokratischen, pluralistischen politi­
schen Kultur Hohn. Es sind die Däubler­
Gmelins und Limbachs, die Gregor Gysi 
unterstützen, seinen Laden zusam­
menzuhalten. 
Es mag ein Glücksfall sein, daß die SPD 
nur in Brandenburg zur Regierungspar­
tei wurde. Ein flächendeckender Wahl­
sieg in den neuen Ländern hätte die feh­
lende soziale Verankerung und fehlende 
Kompetenz der Ost-S_PD, kurz~'!' das 
Fehlen einer demokrauschen pohttschen 
Klasse evident werden lassen. Es wäre 
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ein sozialdemokratischer "brainMtrain" 
Richtung Osten in einem kaum zu reM 
alisierenden Ausmaß nötig gewesen. 
Die Ost-SPD muß sich öffnen, und die­
ser Öffnungsprozeß hängt nicht nur, 
aber doch entscheidend davon ab, wie 
sie mit der DDR-Vergangenheit umgeht 

Biographien im Spannungsfeld 
von Anpassung und Widerstand 

Hinsichtlich der Vergangenheitsaufar­
beitung schwankt Chung zwischen zwei 
Ebenen, die zusammengedacht werden 
müßten. Einerseits stellt er mit Recht 
fest: "Das Problem der moralischen 
Schuld in einer Gesellschaft, die durch 
ein undemokratisches, repressives, autoM 
ritär-bürokratisches System geprägt wur­
de, läßt sich nicht einfach personalisie­
ren" und fordert "eine ernsthafte politi­
sche Analyse des zentraladministrativen 
Staatsozialismus,,.(und) seiner Wur­
zeln", Gegen dieses umfangreiche For­
schungs- und Arbeitsprogramm ist 
nichts einzuwenden. Nur kann ich mir 
den Hinweis nicht verkneifen, daß ein 
solches Programm, vor dessen Umfang 
ja auch wir selbst zurückschrecken, we­
der von der Ost-SPD noch von der 
Gesamtpartei zu realisieren sein wird. 
Wir sollten die Partei doch nicht gar so 
arg intellektuell überfordern, 
Auf der anderen Seite hält Chung an der 
Notwendigkeit einer individuellen Ent­
scheidung des Ortsvereins bei der Mit­
gliederaufnahrue fest Dies bedeutet 
aber notwendigerweise eine "Personali­
sierung" von Geschichte, die ich auch 
für notwendig halte, gerade weil eine 
Sichtweise überwunden werden muß, 
die die DDR auf die "politische Gesell­
schaft'' mit ihren Repressionsstrukturen 
reduziert, Da die Menschen Geschichte 
machen und die Gesellschaft Handeln 
nicht detenniniert, sondern ein Feld von 
Möglichkeiten strukturiert, geht es um 
die politische und moralische Beurtei­
lung gewählter individueller Handlungs­
optionen, Auf dieser Ebene helfen uns 
keine Hinweise auf das Organisa­
tionsstatut und keine schlechte Alltags­
lyrik von "Irrtum und Schuld" aus dem 
Berliner Programm, Chungs Kon­
struktion des "fehlbaren Menschen" -
hier der Verfassungsschützer/West unter 
sozialdemokratischer Verantwortung, da 
der ehemalige Stasi-Obrist/Ost - ist ein 
wechselseitiger Entschuldungskomplex, 
Gesetzt den Fall, der Genosse Chung er­
fährt, daß ein sozialdemokratischer 
Verfassungsschützer seine Redebeiträge 
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auf der Distriktversarnmlung sorgfältig 
und pflichtbewußt mitgeschrieben und 
an sein Amt weitergegeben hat Kommt 
Chung diesem Verfassungsschützer mit 
Johannes 8,7? Ich hoffe, die Jusos sind 
nicht gar so pastoraler Gesinnung, Je 
nach dem, wie es uns gerade politisch 
paßt, schwanken wir offensichtlich zwi­
schen moralischem Rigorismus und moM 
ralischer Entlastung, 
Geschichte und Geschichtsaufarbeitung 
muß auch personalisiert werden, weil 
sich die meisten Biographien einer LoM 
gik der Eindeutigkeit entziehen, Die 
DDR funktionierte, weil (fast) alle funk­
tionierten, "Für die DDR besteht das 
Fragwürdige in der Unmerklichkeit, mit 
der das persönliche Arrangement mit 
den gesellschaftlichen Normen, still­
schweigend oder durch Lippenbekennt­
nis begründet, übergehen konnte in eine 
Komplizenschaft'~, Die Biographien im 
Spannungsfeld von Widerstand, Oppor­
tunismus und Täterschaft können nicht 
an formalen Kriterien - sei es Parteimit­
gliedschaft, sei es Arbeitsplatz - bemes­
sen werden. Die SED war nicht nur die 
Partei eines Mielke und Honecker, son­
dern auch die eines Walter Janka, Jürgen 
Kuczynski oder einer Steffi Spira, und 
letztere haben vielleicht mehr verändert 
als mancher Fundamental-Oppositio­
neller, 
Und was machen wir mit demjenigen, 
der eine Zeitlang für das MfS gearbeitet, 
später aber damit gebrochen und sich für 
Reformen eingesetzt hat? Welcher Teil 
dieser Täter/Opfer - Biographie hat 
mehr Gewicht? Ich stimme Christoph 
Hein zu, "auch diesen Aspekt mit dem 
Namen Stasi und Stasi-Spitzel unter das 
übergreifende Thema Anpassung, An­
passungsdruck, Anpassungsbereitschaft 
oder Verweigerung zu stellen"7 

Moralischer Fundamentalismus 
oder Versöhnung 

Auf dem Feld der Vergangenheitsaufar­
beitung zeichnen sich zwei Pole ab: Ein 
Teil der früheren DDR-Opposition 
agiert mit einem moralischen Funda­
mentalismus, so daß man ihr - wie wei-

land Brecht der SED - getrost empfehlen 
kann, sich ein anderes Volk zu suchen. 
Dabei wird nicht nur geflissentlich un­
terschlagen, daß sie ihre Nischen-Fun­
damentalopposition den Spielräumen 
verdankt, die Entspannungspolitik, evan­
gelische Kirche und SED-Reformer erst 
geschaffen haben, Der moralische Fun­
damentalismus legitimiert den militan­
ten Antikommunismus des Konsenra­
tismus und sein Projekt des "Totalabris­
ses" der DDR Daß Bärbel Bohley ihre 
Attacken in jenem Organ vollführen 
kann, das hierzulande für die "Vergan­
genheitsaufarbeitung" durch Relativie­
rung der nazistischen Verbrechen zu­
ständig ist, ich meine die FAZ, illustriert 
diesen Zusammenhang, Auf der Basis 
von mal mehr, mal minder fragwürdigen 
Indizien und mit der Autorität des DDR­
Oppositionellen werden öffentliche Vor­
verurteilungen produziert, die die demo­
kratische Kultur schwer beschädigen, 
Wir sind wieder so weit, daß der BeM 
schuldigte seine Unschuld beweisen 
muß! 
Auf der anderen Seite wird ein "Projekt 
der Versöhnung" gefordert, vor allem, 
um sich den Gegenwartsaufgaben des 
demokratischen Neuaufbaus zu widmen. 
In der Tat hält eine bestimmte Art von 
Vergangenheitsbewältigung die Gesell­
schaft so unter Spannung, daß sie von 
Gegenwartsaufgaben und damit von der 
Politik der Bundesregierung und Treu­
hand ablenkt und diese objektiv entla­
stet Ein beachtlicher Teil der West-Lin­
ken unterstützt diese Position der AusM 
söhnung, Das ist insofern überraschend, 
als die fundamentalistische Gesinnung­
sethik einer Bohley der West-Linken in 
anderen Fällen durchaus eigen ist. 
Möglicherweise ist dieser Positions­
wechsel eine Form, um sich vor der Ver­
brechensgeschichte des "Realsozialis­
mus" zu immunisieren. Vergessen wird 
dabei, daß Günter Gaus seine Position 
ausdrücklich in Absetzung von dem 
moralischen Rigorismus der 68er M BeM 
wegung formuliert, das Anpassungs­
verhalten ausdrücklich als "Menschen­
recht der Schwachen" begreift und eben 
nicht denunziert, Und Egon Bahr fordert 
die Versöhnung in Analogie zur Integra­
tion von NSDAP-Mitgliedem nach 1945 
in der Alt-Bundesrepublik,' Mag sein, 
der Gaus' sehe Pessimismus erweist sich 
als ein realistisches Menschenbild, Aber 
wenn sich die WestMLinke dies zueigen 
macht, müßte sich auch ihr Bild von der 
Frühgeschichte der Alt-Bundesrepublik 
gravierend wandeln: "1968" - als Chif-
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fre der Faschismusaufarbeitung - wäre 
eine notwendige und unausweichliche 
Verspätung, 
Die Gefahr dieser Position liegt darin, 
daß sie möglicherweise Verdrängungs­
mechanismen befördert. 

Die Ost-SPD: Ein selbst-
gerechtes Völkchen ? 

Die m,E, offene Frage ist, ob und wie 
ein "Projekt der Aufklärung" und ein 
"Projekt der Aussöhnung" (ich weiß, 
das ist eine seltsame Kategorie in einer 
marxistischen Zeitschrift) verbunden 
werden kann. Formationstheoretische 
Betrachtungen helfen hier nicht weiter, 
Ausgangspunkt einer solchen Verbin­
dung könnte der Gedankengang Wolf­
gang Thierses sein, "daß auch die Ge­
schichte dieses realen Sozialismus eine 
Geschichte von !dealen gewesen ist, 
eine Verwirklichungsgeschichte von 
!dealen, ich habe hinzugucken: was ist 
mit denen passiert, was ist da schiefge­
gangen, wie war der individuelle 
AnteiLUnd da muß ich sehr genau hin­
gucken, Blinder Antikommunismus 
stört. Was wir leisten müssen in diesem 
deutsch-deutschen Prozeß: daß wir uns 
nicht nur Vomrteile an den Kopf werfen, 
sondern unsere Biographien erzählen''9. 
Und genau hier liegt ein zentrales Pro­
blem großer Teile der Ost-SPD: Die 
Ortsvereine sind in der Regel nicht der 
Raum, um "Biographien (zu) erzäh­
len", sondern Inquisitionstribunale, Ein 
bigottes, selbstgerechtes Völkchen, das 
zumeist aus Durchschnittsopportunisten 
besteht, die ihre Biographie auf Wider­
stand umprogrammiert haben, führt über 
jedes potentielle Neumitglied nach rein 
formalen Kriterien und mit Universal­
verdächtigungen Gericht Wage ja kei­
ner vom Traum einer besseren DDR 
oder vom Sozialismus zu reden. Verwei­
se auf das Berliner Programm werden 
niemandem nutzen, da es keiner kennt. 
Da werden DGB-Sekretäre abgelehnt, 
weil die Gewerkschaften als "AJtlast" -
verdächtig angesehen werden, da wer­
den Bewährungsfristen vorgeschlagen 
wie zu Zeiten des SED-Kandidatensta­
tus oder Studienfachwechsel als lotter­
hafter, in der sauberen Ost-SPD ungern 
gesehener Lebenslauf ausgekgt Das ist 
leider keine satirische Ubertreibung, 
sondern erlebte, bittere Realität, Man 
kann keinem Jugendlichen anraten, sich 
solch einem beschämenden V erfahren 
auszusetzen, Viele Ost-Ortsvereine be­
wegen sich in der Gesellschaft mit einer 

Mentalität, die für eine Partisanengrup­
pe in Feindesland angemessen ist. Es 
sind Sekten, die alles dafür tun, Sekten 
zu bleiben, 

Die Ost-SPD muß von oben 
reformiert werden 

Die einzig funktionsfähigen Teile der 
Ost-Sozialdemokratie sind die jeweili­
gen Parlamentsfraktionen. Sie müssen 
die Partei "an die Kandare" nehmen, 
weil nur so ein realitätstüchtiger und ef­
fizienter Politiktyp durchsetzbar ist, der 
sich bei allen Mängeln zumindest in den 
Fraktionen entwickelt Die Ost-SPD ist 
zu öffnen, aber nur mittels einer "ReM 
form von oben". Ich weiß, daß solche 
Überlegungen den in dieser Zeitschrift 
gemachten Vorschlägen einer ParteireM 
form widersprechen, Aber dort, wo von 
einer Parteiorganisation im eigentlichen 
Sinne noch nicht gesprochen werden 
kann, die jeweiligen Ebenen unabhängig 
und uninteressiert nebeneinanderher exiM 
stieren und dabei mental noch in der 
Vergangenheit leben, kann der "La­
den" basisdemokratisch nur weiter her­
untergewirtschaftet werden. 
Da große Teile der Ost-SPD über ein er­
schreckend niedriges Qualifikationsni­
veau verfügen und politisch daher kaum 
artikulationsfähig sind, kommt einer sy­
stematischen Funktionärsschulung ( von 
Rhetorik bis zum Parteiprogramm) eine 
wichtige Rolle zu, Die Ost-SPD hat ihre 
Identität in Auseinandersetzung mit den 
Strukturen der DDR entwickelt, ihre 
programmatische Identität in einem ka­
pitalistischen Deutschland noch nicht 
gefunden, 
Dieser Öffnungsprozeß wird sich jedoch 
- entgegen den Wunschvorstellungen 
Chungs - nicht in schnell steigenden 
Mitgliederzahlen ausdrücken, Das Par­
teimodell politischer Artikulation ist 
viel zu stark diskreditiert, als daß dies 
erwartet werden könnte. Was wir vor al­
lem brauchen, sind Foren und Projekte, 
die die SPD zu Schlüsselgruppen der 
Gesellschaft öffnen und zeitlich be­
grenztes Engagement ermöglichen, Zu 
denken ist beispielsweise an offene Re­
gionalkonferenzen zur Strukturpolitik, 
um ein gewerkschaftliches Standbein zu 

gewinnen oder an spezifische Angebote 
für die Intelligenz (Kulturforen etc,), 
Hier sind durchaus Parallelen zur o,g, 
Parteireformdebatte erkennbar, Die Ost­
SPD könnte in einem solchen Prozeß, 
auch Vertrauen zu den Menschen in ihM 
rer Gesellschaft gewinnen. 
Die Ost-SPD sollte sich keinen "mit­
telgroßen Kreisverband West-Berlins" 
zum Vorbild nehmen, dessen Basis wei­
ter abschmilzt, der M von wegen 
Volkspartei - schon längst nicht mehr 
die Gesellschaft repräsentiert und von 
ähnlichen Abschottungsmechanismen 
geprägt ist Sie müßte sich auf den Weg 
machen zu einer offenen "Partei neuen 
Typs", die sich auf die bescheidenere 
Funktion von Parteien im Postfordismus 
einstellt. 
Aber dies werden schöne Schreibtisch­
überlegungen bleiben, wenn es nicht ge­
lingt, den ökonomischen Zerstö­
rungsprozeß in Ost-Deutschland zu stop­
pen und - in einem langwierigen Prozeß 
- einheitliche Lebensverhältnisse her­
zustellen, Mit dem Fortdauern der Dein­
dustrialisierung werden diejenigen Men­
schen abwandern, deren Qualifikati · 
und Kompetenzen für die Verank 
einer demokratischen Kultur drin 
benötigt werden, Die neuen Länder ... ,,,, 
den dann nicht nur ökonomisch, senilem 
auch politisch-kulturell eine abhängige 
Krisenregion, In letzter Instanz bleibt 
nun mal die Ökonomie das bestimmende 
Moment. 
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Zur Beteiligung der SPD an der 
Inquisation im Osten 

Das von Carl Chung erarbeitete und im 
Heft 63 SPW veröffentlichte Diskus­
sionspapier war in meinen Augen längst 
fällig; ob es aber den gewünschten Er­
folg hat, ist sehr zweifelhaft, da es bisher 
nur die Meinung eines Einzelnen zu sein 
scheint. Wo bleibt der offizielle Stand­
punkt der SPD zu diesem heiklen The­
ma? Warten wir es ab - was mcht ,st kann 
noch werden. Einer muß ja den Anfang 
machen. Mich jedenfalls hat das Papier 
dazu angeregt, nach Jahren erstmals wie­
der etwas zu schreiben. Bei dem bisheri­
gen Verhalten der SP[) - das mehr zur 
Inquisation als zur Offnung neigt -
braucht sich niemand zu wundern, daß es 
keinen großen Mitgliederzustrom zur 
SPD im Osten gibt. 
Ich war überzeugtes Mitglied der SED, 
mit der Zeit jedoch zunehmend von dem 
Wunsch beseelt, den moralischen Ver­
fall der Partei aufzuhalten, und zum 
Schluß mit der Einsicht, daß mit diesem 
Politbüro nichts mehr zu machen ist. 
In der Wendezeil war ich für die Auflö­
sung der SED und ich hätte mich gern 
einer anderen Partei angeschlossen, 
wenn es eine wie die frühere SPD (bis 
1913) gegeben hätte. Die PDS in ihrer 
jetzigen Zusammensetzung (relativ viel 
unbelehrbare Alte, die ihre Parteirente 
nicht verlieren wollen, und junge Illusio­
nisten, die wie früher noch alles ge­
schenkt haben möchten) erinnert mich 
noch zu sehr an die SED. Trotzdem ist 
die PDS zur Zeit die einzige echte Op­
position zur kapitalistischen Regierung 
und sie hat deshalb noch meine Sympa­
thie. Wer, wie auch die SPD, die DDR 
als Unrechtsstaat und die SED als krimi­
nelle Vereinigung behandelt, darf sich 
nicht wundem, wenn alle, die in diesem 
Staat "etwas geworden sind" oder sich 
etwas geschaffen haben, sich beleidigt 
abwenden, falls sie noch etwas Ehrge-
fühl haben. 
In vielem bin ich mit Chung einer Mei­
nung - aber nicht in allem. Für mich 
braucht sich die SPD nicht zu öffnen, 
wenn sie sich nicht mehr ihrer kämpferi­
schen, intemationalistischen und antika-

„ pitalistischen wurzeln erinnert; ich wäre 
SChon zufrieden wenn sie ihre inquisito­

, ..... : rische Rolle als' "Gralshüter der lauteren 
l'L Moral" aufgeben würde. 
·"':·:Wenn es zwischen den West- und Ostlin­

:ken zu einer Übereinstimmung kommen 
)oll, muß der Westen aufhören, alles im 
'Osten madig zu machen. Nicht einmal 
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vor dem Sport macht man halt. Von der 
kapitalistischen Konkurrenz braucht 
man nichts anderes zu erwarten - aber wo 
bleibt die Solidarität und Ehrlichkeit der 
Linken? Trotz aller Horror- und Greuel­
meldungen über das "Unrechtssystem" 
in der ehemaligen DDR hat es bis heute 
(mit Ausnahme der hohnsprechenden 
Urteile über die sogenannten Mauer­
schützen) noch keine bedeutenden Ge­
richtsprozesse gegeben. 
Was ich von einer linken Partei erwarte 
ist in erster Linie Ehrlichkeit und eine 
humanistische Gesinnung. Meine Er­
fahrungen mit den Menschen, insbeson­
dere in der letzten Zeit, lassen mich aber 
daran zweifeln, daß es denmächst eine 
solche Partei geben wird. Für die nächste 
Zeit kann ich mir, wenn überhaupt, 
höchstens einen Verein oder Club für 
humanistische Aufklärung vorstellen, 
maximal als Flügel innerhalb einer lin­
ken Partei. 

Alfred Bergmann, Magdeburg 

Die ''neue" spw 

Das neue SPW-Format gefällt mir recht 
gut. Wenn Ihr noch einige grobe Layout­
Fehler ( der ersten Ausgabe '92) beseiti­
gen könnt, werden - hoffentlich - auch 
die Meckerhänsels und -gretels von der 
lifestyle-Fraktion ruhiggestellt. 
Dennoch zwei Kritikpunkte: 
Müssen wir die Langeweile in der real 
existierenden Sozialdemokratie wirklich 
auch noch so breit dokumentieren? War­
um zwei Seiten für einen Beitrag, dessen 
Message man wirklich kurz fassen kann: 
"ich bin gewählt., gez. Ralf Krämer". 
Die SPD-Beiträge sind in der Regel eine 
Ansammlung hilfloser Floskeln - die Par­
tei müsse dies, die Partei müsse das -, die 
zeigen, daß wir über eine Sozialdemo­
kratie-Analyse nicht mehr verfügen, 
aber aus Gründen der Gewohnheit weiter 
in der Partei mitspielen. Kurzum: Ich 
wünsche mir analytischere Zugänge. 
Die Genosslnnen reden zwar viel über 
kulturelle Hegemonie, aber ihre Alltags­
kultur scheint sich auf die Lektüre tröger 
Sachliteratur zu reduzieren. Ich muß ge­
stehen: An normalen Arbeitstagen lese 
ich lieber Krimis statt Tjaden, und am 
Samstag ist die "Sportschau" angesagt. 
Wo bleiben die Beiträge zu Fangprojek­
ten und Heiner Müller, zu Katrin Krabbe 
und No Wave, zur "großen Utopie" in 
der "Schirm" und zu den neuesten 
Kinofilmen? ... 

Andreas Wöllersdorf, Erfurt 
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Uwe Kremer 

Von vielen "Linken" längst als Dinosau­
rier des fordistischen Zeitalters abge­
schrieben, haben sich die Gewerkschaf­
ten in diesem Frühjahr mit einer Vehe­
menz und einer Breite in die sozialen 
Auseinandersetzungen hineinbewegt, 
wie es seit den Kämpfen um die Arbeits­
zeitverkürzung nicht mehr der Fall war. 
Ich denke dabei nicht nur an die ÖTV, 
die !GM und die IG Medien, sondern 
auch an den erfolgreichen HBV -Streik 
bei den Banken. Alles dies zeigt eines: 
"Lohnabhängigkeit" ist keine Katego­
rie von gestern - nur noch brauchbar für 
die Erwerbsstatistik, sondern eine 
konfliktträchtige soziale Größe, die 
Massen - auch unter den "Dienstlei­
stern" - bewegen kann. 
Dies läßt sich aus dem Interview mit 
dem HB V -Vorsitzenden Lorenz 
Schwegler ebenso ablesen wie aus dem 
Gespräch. das wir mit dem !GM-Bevoll­
mächtigten Heinz Bierbaum in der 

"Dienstleistungsmetropole" Frankfurt (am 
Main) geführt haben. Klar ist dabei aller­
dings: Die Abhängigkeit vom Lohn ( und 
damit auch vom Lohnarbeitsplatz) und die 
entsprechenden materiellen Interessen 
sind die "Basis" der Gewerkschaftsbewe­
gung. Aber immer bedeutsamer scheinen 
auch Interessen zu werden, die sich auf 
soziale Anerkennung, individuelle Entfal­
tung, offene Kommunikation und ähnliche 
Momente richten. 

* 
Allerdings hängt mir dieser Hinweis ehr­
lich gesagt zum Halse heraus. Denn 
wenn diese Interessen in der "linken" 
Debatte aufgerufen werden, verliert sie 
sich schnell in schwabblig-schwalligen 
Worthülsen - wenn's hoch kommt, noch 
ein wenig mit Gramsci und etwas Frei­
zeit- und Milieutheorie aufgemotzt. Petra 
Frerichs versucht nun anhand der Rolle 
von Frauen in der betrieblichen Inter­
essenvertretung die ganze Geschichte auf 
den Begriff zu bringen: Sie spricht von 
symbolischen Interessen. Man sollte dar­
über nicht hinweglesen. Denn wenn eine 
solche kategoriale Zusammenfassung 
möglich ist, dann gibt es wohl auch eine 
"symbolische Reproduktion" der Men­
schen (genauso wie es eine rilaterielle 
gibt), ein System von Zeichen, in dem sich 
Prestige, Identität und Differenz entwik­
keln - und zwar auch als sozialer Kampf 
um "Prestige". 
Und besteht nicht insofern eine Verbin­
dung zwischen materieller und sym­
bolischer Reproduktion, zwischen Lohn­
abhängigkeit und persönlicher Identität, als 
es bei jedem sozialen Kampf immer auch 

um das "Prestige" der Kämpfenden geht 
( was bei jedem Streik klar und deutlich 
hervortritt)? Ein Prestige, das natürlich im­
mer mit der eigenen beruflichen Rolle, 
den eigenen Qualifikationen und Kompe­
tenzen, zu tun hat. Die Aufarbeitung der 
"symbolischen Interessen" ist ein theoreti­
sches Arbeitsprogramm, das helfen könn­
te, manche Nebelschwaden in gewerk­
schafts-, jugend- und frauenpolitischen 
Diskussionen zu lichten. 

* 
Unverdrossen gehen wir den Problemen 
der "Neuen Weltordnung" (NWO) nach -
mit einer sicherheitspolitischen Strategie­
bestimmung (Katrin Fuchs), einem Blick 
auf die Rio-Konferenz (Michael Rüter) 
und einer Diskussion um die Frage des 
Einwanderungsgesetzes (zwischen Uta 
Biermann/Dirk Meyer und Birgit Zoer­
ner). Auf der Frühjahrstagung des "Projek­
tes Moderner Sozialismus" haben wir die­
se Fragen auch mit unseren Autorinnen 
Klaus-Peter Weiner und Sabine Kebir er­
örtert. Und dort wurde auch folgendes 
Vorhaben "beschlossen": 
Nach unserem ersten großen Kongreß im, 
Dezember 1989 soll im März 1993 -~ii 
zweiter großer Pro MS-Kongreß unter dijijj'.' ' 
(vorläufigen) Titel "Die Euro-Linke in d<f' 
neuen Weltordnung" stattfinden. Wir wöl' 
len dort versuchen, unsere NWO-Debatte 
mit Strategien unq Projekten einer "Euro­
Linkyn" und eines "neuen Internationalis­
mus" zu verbinden ( vergl. auch den Be­
richt über das Juso-Linken-Forum in die­
sem Heft): von "SOS Rassismus" bis "Eu­
roSolar". Alles weitere in kommenden 
Heften ... 
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